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nen die Unternehmen Glück haben.
Zufällig stimmten vielleicht deut-
sches und UN-Kaufrecht überein.
Bei Rechtsunkenntnis oder ungülti-
gem Rechtsausschluss kann es aber
auch genau so gut zu einem bösen
Erwachen kommen; spätestens
dann, wenn ein Rechtsstreit beginnt
und die Unternehmen feststellen,
dass sie in einer rechtlichen Traum-
welt gelebt haben. 

Die Autorin schließt ihren Beitrag:
„Letztlich werden Firmen wohl erst
bei negativen Erfahrungen, z. B. in
Gerichtsverfahren, sich näher mit
der Thematik UN-Kaufrecht aus-
einandersetzen. Somit kann nur ein-
dringlich an Gesetzgeber, Ver-
bände, Kommunen und Medien ap-
pelliert werden, auf derart grundle-
gende Vereinbarungen im grenz-
überschreitenden Warenverkehr
immer wieder hinzuweisen. Auf der
anderen Seite sind die Unterneh-
men aufgefordert, sich der Rechts-
basis bewusst zu werden, auf der
Verträge geschlossen werden.“
Wohl wahr!

Unkenntnis ist gefährlich
45 % oder 35 % der Unternehmen
das UN-Kaufrecht nicht kennen,
macht zwar einen quantitativen,
aber keinen qualitativen Unter-
schied. Ich möchte diese Unterneh-
men mit dem Autofahrer verglei-
chen, der die deutschen Verkehrsre-
geln kennt, ins Ausland fährt und
meint, sich dort an den deutschen
Regeln orientieren zu können. Je-
der weiß: Wer im Straßenverkehr
Deutschland verlässt, unterliegt an-
derem Recht! Wo nehmen die
Unternehmen dann aber die trüge-
rische Gewissheit her: Wer im Wirt-
schaftsverkehr Deutschland ver-
lässt, unterliegt immer noch demsel-
ben Recht?  So ist es ja gerade nicht.
Das UN-Kaufrecht findet bei in-
ternationalen Kaufgeschäften in
Deutschland ansässiger Unterneh-
men grundsätzlich Anwendung; das
Bürgerliche Gesetzbuch bzw. das
Handelsgesetzbuch sind verdrängt.
Dafür bedarf es keiner besonderen
Vereinbarung zwischen den betei-
ligten Parteien. Im Gegenteil: Soll
das UN-Kaufrecht ausgeschlossen
werden, muss dies besonders ver-

„Wunschdenken und Wirklichkeit“
so lautet der Untertitel des Beitrags
zur Anwendung des UN-Kaufrechts
in der Praxis. Im Rahmen einer Dip-
lomarbeit an der Fachhochschule
Nürnberg hat Tanja Sommerer eine
empirische Studie über die Verbrei-
tung des UN-Kaufrechts bei inter-
national tätigen Unternehmen im
Regierungsbezirk Oberfranken
durchgeführt. Die Autorin kommt
zu dem Ergebnis: 8 % der Unter-
nehmen wenden das UN-Kaufrecht
an; 37 % der Unternehmen schlie-
ßen es aus und 55 % ist das Recht
schlicht unbekannt. 

Diese Zahlen sind erschreckend.
Ich nehme sie erstmal als repräsen-
tativ an, wenngleich das Zahlenver-
hältnis sich in anderen Teilen
Deutschlands oder auch in Öster-
reich anders verhalten mag. Die
Tendenz wird wahrscheinlich über-
all gleich sein. Und ob nun 55 %,

einbart werden. Ein schlichter Aus-
schluss in den Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen ist dafür nicht
ausreichend. Insofern sind die 37 %
der Unternehmen, die nach der Stu-
die das Kaufrecht ausschließen,
nicht so ohne weiteres auf sicherem
Rechtsboden. Interessant dürfte
sein zu erfahren, wie sie denn den
Ausschluss vereinbaren. Vielleicht
gibt es dann ein böses Erwachen. 

Das bestürzende Resümee der Stu-
die ist für mich: Über 90 % der deut-
schen Unternehmen laufen bei ih-
ren internationalen Kaufgeschäften
Gefahr, in eine Rechtsfalle zu gera-
ten. Zwar gibt es zahlreiche Paralle-
len zwischen der deutschen (Bin-
nen-)Rechtslage und dem UN-
Kaufrecht. Es gibt aber auch viele
Besonderheiten, über die wir in der
AW-Prax seit Jahren und immer
wieder berichten. In vermeintlicher
Anwendung nationalen Rechts kön-

Dr. Hans-Michael Wolffgang, Schriftleiter
e-mail: wolffgang@aw-prax.de
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Umstellung auf den
Euro im Zollrecht
Das Bundesministerium der Finanzen
(BMF) hat durch den Erlass vom 30.
Oktober 2000 III B 1 – Z 0701 – 8/00
(VSF N 59 2000 Nr. 439) bestimmt, dass
ab dem 1. Dezember 2001 Zollanmel-
dungen nur noch angenommen werden
dürfen, wenn die angemeldeten Werte
in Euro ausgedrückt sind. Die Zollstel-
len sind angehalten, ab dem vorgenann-
ten Zeitpunkt die Einfuhrabgaben für
die so angemeldeten Waren in Euro
festzusetzen und nur aus kassentechni-
schen Gründen die Endbeträge je Ab-
gabenart und die Gesamtsummen auch
in DM anzugeben.
Zur Arbeitserleichterung bei der Be-
messung bestimmter Einfuhrabgaben
und für die Entscheidung über die Ab-
gabenbefreiungen hat das BMF nun mit
Erlass vom 29. Oktober 2001 III B 1 –
Z 0701 – 20/01 (VSF N 65 2001 Nr. 484)
die derzeit geltenden DM-Beträge in
Euro-Beträge umgerechnet bekannt ge-
geben, soweit nicht die Euro-Beträge
unmittelbar aus den EU-Vorschriften
entnommen werden konnten. Für die
Umrechnung wurde der Kurs 1 EUR =
1,95583 DM angewendet. Die auf zwei
Stellen nach dem Komma errechneten
Beträge sind nach Gemeinschaftsvor-
schriften gerundet worden.
Eine größere Glättung der Euro-Beträge
ist nicht vorgenommen worden. Sie soll
ggf. im Zusammenhang mit der beabsich-
tigten Änderung der nachstehenden
Rechtsverordnungen erfolgen. Das wird
jedoch erst im Jahre 2002 der Fall sein.

Zollverordnung

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b) aa):  22 € (bis-
her 50 DM), siehe Art. 27 Zollbefrei-
ungs-Verordnung (Sendungen mit ge-
ringem Wert); Achtung: Betrag ist ge-
ringer als bisher
§ 23 Abs. 1: 0,51 € (bisher 1 DM), Klein-
betragsklausel Post- und Reiseverkehr
2,56 € (bisher 5 DM), Kleinbetragsklau-
sel allgemein
§ 23 Abs. 2:  10,23 € (bisher 20 DM),
Einfuhrabgaben bei Ordnungswidrig-
keit nach dem Tabaksteuergesetz
§ 29 Abs. 1:  350 € (bisher 700 DM),
siehe VO (EG) Nr. 866/97 des Rates
vom 12. Mai 1997 (ABl. EG Nr. L 124
S. 1), Höchstwert für eine Abgabenpau-
schalierung
§ 29 Abs. 2:  siehe Anlage 1

Einreise-Freimengen-Verordnung

§ 2 Abs. 1 Nr. 7:  175 € (bisher 350 DM),
102,26 € (bisher 200 DM), (ab 1. Januar

Z 0804: 22 € (bisher 50 DM), siehe
Art. 27 Zollbefreiungs-Verordnung, vgl.
oben § 5 Zollverordnung
Z 0810 Abs. 38, 43: 10 000 € (bisher
20 000 DM), Abgabenerhebung bei Ge-
räten erzieherischen usw. Charakters
Z 0810 Abs. 41, 43, 50 (Anl.): 5000 €
(bisher 11 250 DM); Achtung: Betrag
erheblich geringer als bisher; siehe
Art. 16 Durchführungs-Verordnung
(EWG) Nr. 2290/83 zur Zollbefreiungs-
Verordnung
Z 0816 Abs. 1: 30 € (bisher 50 DM);
Achtung: Betrag höher als bisher; Wa-
renmuster- und Proben von geringem
Wert
Z 0914 Abs. 46: 500 € (bisher 1000 DM),
Mitteilung bei Überschreitung der Auf-
schubsumme
Anlage 1
§ 29 Abs. 2 ZollV

(U. Wolff, Bonn)

2002 voraussichtlich 125 €), siehe Art.
47 Zollbefreiungs-Verordnung, Abga-
benfreiheit für Reisemitbringsel
§ 3 Abs. 4:  30,68 € (bisher 60 DM),
10,23 € (bisher 20 DM), Reisemit-
bringsel in Sonderfällen

Kleinsendungs-Einfuhrfreimengen-
Verordnung

§ 1 Abs. 1: 45 € (bisher 100 DM), siehe
Art. 30 Zollbefreiungs-Verordnung,
Achtung: Betrag ist geringer als bisher

Einfuhrumsatzsteuer-Befreiungs-
verordnung

§ 15: 10,23 € (bisher 20 DM), Höchst-
grenze für Steuerfreiheit, wenn nur
EUSt erhoben wird und als Vorsteuer
absetzbar ist

Dienstvorschriften

Z 0701 Abs. 23, 28: 800 €, mündliche
Zollanmeldung
(1000 € ab 1. Januar 2002, siehe Erlass
vom 7. September 2001 III B 10 –
A 6100 – 1/00, VSF N 56 2001 Nr. 407)
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Grenzüberschreitender
Zahlungsverkehr
Der Rat der EU-Wirtschaftsminister hat
am 26.11.2001 den Verordnungsentwurf
der Kommission zur Anpassung der
Bankgebühren für Geldtransfers inner-
halb der EU angenommen. Damit ist
der Weg frei für die zweite Lesung im
Europäischen Parlament.

Zu den wichtigsten Neuerungen gehört,
dass laut Verordnungsvorschlag die Ge-
bühren für Abhebungen aus Geldauto-
maten oder mittels Bankkarten im In-
und Ausland gleich hoch sein sollen,
vorausgesetzt, es werden nicht mehr als
12.500 Euro abgehoben. Diese Vor-
schrift soll laut Einigung ab dem 1. Juli
2002 gelten.

Auch Banküberweisungen ins europäi-
sche Ausland werden billiger, allerdings
erst zum 1. Juli 2003. Spätestens bis zu
diesem Zeitpunkt müssen laut Vor-
schlag der Kommission solche Transak-
tionen bis zu einer Summe von 12.500
Euro den Gebühren für Inlandsüber-
weisungen angeglichen worden sein.

Für Transaktionen mit einem Wert von
bis zu 50.000 Euro sollen diese Vor-
schriften vom 1. Januar 2006 an gelten.

Darüber hinaus müssen Banken den
Kunden im Voraus genau über die an-
fallenden Gebühren Auskunft erteilen.
Auch die Verwendung von internationa-
len Kontonummern (International Ban-
king Account Number – IBAN) und
Bankidentifizierungscodes (Bank Iden-
tifier Code – BIC) soll Pflicht werden.

(Prof. Dr. Graf von Bernstorff, Bremen)

ATLAS-Einfuhr: 36 weitere
Zollstellen ausgestattet
Seit dem 01. Dezember 2001 arbeitet die
deutsche Zollverwaltung bei der Ein-
fuhrabfertigung ausschließlich mit dem
neuen computergestützten Abferti-
gungssystem ATLAS-Einfuhr (Auto-
matisiertes Tarif- und Lokales Zoll-Ab-
wicklungs-System, Subsystem Einfuhr).

Die Koordinierende Stelle (KoSt) AT-
LAS hat im Internet den Stand der Aus-
stattung aktualisiert (Stand 17.12.2001).

Zollstellen mit ATLAS

Zusätzlich zu den Zollstellen, die bislang
mit dem System ATLAS-Einfuhr ausge-
stattet waren (vgl. AW-Prax, 04/2001, S.
123/4, AW-Prax 06/2001, S. 206, AW-
Prax 08/2001, S. 283, AW-Prax 10/2001,
S. 364/5 und AW-Prax 11/2001, S. 407/8)
wurden 32 weitere Zollämter, bzw. Ab-
fertigungsstellen und vier Abrechnungs-
zollstellen ausgerüstet (Tabelle).

ATLAS – Der schnelle
Draht zum Zoll

Bundesfinanzminister Hans Eichel hat
am 30.11.2001 in Frankfurt am Main den
Startschuss gegeben für die elektroni-
sche Zollabfertigung und Zollsachbear-
beitung mittels des IT-Verfahrens AT-
LAS (Automatisiertes Tarif- und Loka-
les Zollabwicklungssystem) und der
Umstellung der Abgabenberechnung
auf EURO zum 01. Dezember 2001. Im
Rahmen einer Pressekonferenz erklärt
er unter anderem Folgendes:

Um den Bedürfnissen kleinerer und
mittlerer Wirtschaftsbetriebe gerecht zu
werden, hat das Bundesministerium der
Finanzen ergänzend zu den bisherigen
Nutzungsmöglichkeiten von ATLAS die
Abgabe von Zollanmeldungen per
Internet entwickelt. Damit können
künftig alle Bürgerinnen und Bürger,
Betriebe und Unternehmen per Inter-
net, d.h. von jedem beliebigen Ort aus,
das Portal für Internetzollanmeldungen
aufrufen, am PC ausfüllen und per
Internet an die zuständige Zollstelle
senden. Die Internetzollanmeldung zur
Überführung von Waren in den zoll-
rechtlich freien Verkehr im Normalver-
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Hauptzollamt Zollamt (Abfertigungsstelle) DSt.-Nr.
Augsburg Flughafen 7430
Berlin-Packhof Schönefeld-Flughafen AbfSt 1 (Frachtabf.) 2135
Berlin-Packhof Schönefeld-Flughafen AbfSt 2 (Reiseabf.) 2135
Berlin-Packhof Tegel-Flughafen (Frachtabfertigung 2105
Berlin-Packhof Tegel-Flughafen (Frachtabfertigung) 2105
Bremen Flughafen 2301
Dortmund Flughafen 8131
Düsseldorf Reisholz 2607
Emmerich Abrechnungszollstelle 2700
Frankfurt am Main Osthafen 3358
Frankfurt/Oder Abrechnungszollstelle 3650
Hamburg-Hafen Waltershof – Abfertigung Ericus 4851
Hamburg-St. Annen Abrechnungszollstelle 4600
Hamburg-St. Annen Oberelbe 4605
Hamburg-St. Annen Oberelbe AbfSt Billbrook 4630
Hannover Flughafen AbfSt 1 5132
Hannover Flughafen AbfSt 2 5133
Itzehoe Hamburg-Flughafen (Frachtabfertigung) 4701
Köln-Deutz Flughafen Köln-Bonn AbfSt 1 (nur DHL) 7171
Köln-Deutz Flughafen Köln-Bonn AbfSt 2, 1 (nicht DHL) 7172
Köln-Deutz Flughafen Köln-Bonn AbfSt 3 (UPS) 7170
Leipzig Flughafen 5604
Lörrach DZA Basel – AbfSt Badischer Güterbahnhof 4081
Lübeck AbfSt Schlutup 6332
Lübeck AbfSt Stadt 6333
Lübeck Travemünde 6306
München-Flughafen AbfSt 1 (Frachtabfertigung) 7680
München-Flughafen AbfSt 2 (Reiseabfertigung) 7681
Nürnberg-Fürth Flughafen AbfSt 1 (Frachtabfertigung) 8782
Nürnberg-Fürth Flughafen AbfSt 2 (Kuriere) 8783
Regensburg Abrechnungszollstelle 8800
Singen Rielasingen 4103
Singen Neuhaus 4102
Stuttgart Flughafen AbfSt 1 (Frachtabfertigung) 9584
Stuttgart Flughafen AbfSt 2 (Terminal 1) 9585
Stuttgart Flughafen AbfSt 3 (Terminal 4) 9586

Tabelle: 36 neu mit ATLAS-Einfuhr ausgestattete Zollstellen und deren Dienststellen-Nummer (DSt.-Nr.)

(Dipl.-Finanzwirt [FH] C. Weerth, Bremen)

Quelle
Koordinierende Stelle ATLAS, im Internet unter http:// www.Kost-Atlas.de/Atlas_Zollstellen/Ausstattungsliste. html



fahren wird nach Abschluss der Test-
phase voraussichtlich ab Mitte 2002 in
den Echtbetrieb gehen.

Weiterführende Informationen sind
über das Internet abrufbar unter:
http://www.zoll-d.de/f0_veroeffent-
lichungen/a0_pressemitteilungen/t0
atlas.html

oder auch
http://www.bundesfinanzministerium.de
/BMF-.336.8607/.htm

(Dipl.-Kaufmann [FH], Dipl.-Finanzwirt
Thomas Möller, Osnabrück)

ATLAS-Versand 2.0:
EU-Abnahmetest bestanden
und fünf weitere Zollstellen
ausgestattet
Das neue computergestützte Versand-
verfahren NCTS (New Computerized
Transit System) wird nach und nach in
22 europäischen Staaten (15 EG-Mit-
gliedstaaten; 3 EFTA-Mitgliedstaaten:
Island, Norwegen und Schweiz; 4 Visé-
grad-Staaten: Polen, Slowakei, Tsche-
chien und Ungarn) das herkömmliche,
papiergestütze Versandverfahren OTS
(Old Transit System) ersetzten.

In Deutschland wird das computerge-
stützte Versandverfahren als Subsystem
Versand des neuen computergestützten
Abfertigungssystems ATLAS (Automa-
tisiertes Tarif- und Lokales Zoll-Ab-
wicklungs-System) umgesetzt.

In der Zeit vom 12. bis 13. November
2001 wurde der EU-Abnahmetest (Con-
formance Test) der neuen ATLAS-Ver-
sand Version 2.0 durchgeführt und er-
folgreich abgeschlossen. Ziel dieses Ab-
nahmetests war es, den für alle am ge-
meinschaftlichen/gemeinsamen Ver-
sandverfahren beteiligten Ländern
international spezifizierten und standar-
disierten Austausch von Versanddaten
zwischen den Zollbehörden zu prüfen.
Die Abnahme wurde auf Basis von der
Europäischen Kommission vorgegebe-
ner Testszenarien und unter Einsatz ei-
nes von ihr zu diesem Zweck entwickel-
ten Abnahmetools durchgeführt.

Auf nationaler Ebene wurde die Ab-
nahme der neuen Versand Version 2.0
bereits am 9. November 2001 durch das
ATLAS – Abnahmeteam einvernehm-
lich empfohlen.

Damit hat Deutschland die wesent-
lichen Voraussetzungen für die geplante
Aufnahme des EU-Echtbetriebs im De-
zember 2001 fristgerecht erfüllt und ist
nunmehr in der Lage, bereits begon-
nene Auslieferungsmaßnahmen fortzu-
setzen.

Der Anteil der NCTS-Zollstellen ist er-
rechnet und bezieht sich auf die Ge-
samtanzahl der auszurüstenden Zoll-
stellen in jedem Mitgliedstaat.

Die genauen Bezeichnungen der Zoll-
ämter mit den dazugehörigen Kenn-
nummern sind der Customs Office List
(COL) zu entnehmen.

Quelle
Customs Office List – COL – Liste der Zollstellen mit Be-
fugnissen im gVV, im Internet unter http://www.
europa.eu.int/comm/taxation_customs/dds/de/csrd
home.htm)

(Dipl.-Finanzwirt C. Weerth, Bremen)

Zolltarif: Beschau ist auch
bei Vorlage einer verbindlichen
Zolltarifauskunft möglich
Das Bundesministerium der Finanzen
(BMF) hat mit dem Erlass III B 5 – ZT
1020 – 29/01 vom 26. Oktober 2001 die
nachgeordneten Zolldienststellen ange-
wiesen, auch bei Vorlage einer verbind-
lichen Zolltarifauskunft (vZTA) bei der
Abfertigung stichprobenweise eine Be-
schau zur Überprüfung der Zollanmel-
dung nach Artikel 68 b) ZK durchzufüh-
ren.

Die verbindliche Zolltarifauskunft gibt lediglich das Einrei-
hungsergebnis für die Ware wieder, die dem Antrag auf
Erteilung einer verbindlichen Zolltarifauskunft zugrunde
gelegen hat. Aus dem Papier kann nicht vorbehaltlos der
Schluss gezogen werden, dass die eingeführte Ware in
sämtlichen Beschaffenheitsmerkmalen derjenigen der
Zolltarifauskunft entspricht. Es sind daher bei der Abferti-
gung stichprobenweise Beschauen durchzuführen und
auch Warenproben zu entnehmen, die dann den zustän-
digen Zolltechnischen Prüfungs- und Lehranstalten mit ei-
nem entsprechenden „Ersuchen zur Untersuchung einer
Probe“ zu Vergleichszwecken zu übersenden sind.

Quelle
VSF-N 65/2001, Nr. 487 vom 06. November 2001)

(Dipl.-Finanzwirt (FH) C. Weerth, Bremen)

Fünf weitere NCTS-Zollstellen

Neben den acht bisher ausgestatteten
Zollstellen, die auf die neue ATLAS-
Versand Version 2.0 umgerüstet worden
sind (vgl. AW-Prax 05/2001, S. 166) ha-
ben am 03. Dezember 2001 fünf weitere
Zollstellen den Betrieb mit ATLAS-
Versand aufgenommen (Tabelle):
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Fünf weitere deutsche Zollstellen wurden mit
ATLAS-Versand ausgestattet
(jeweils mit NCTS-Dienststellen-Kennnummer)

Hautpzollamt Zollamt (Abferti- NCTS-
gungsstelle) Nummer

Braunschweig Wolfsburg DE004906
Braunschweig Wolfsburg – ASt VW DE004923
Lübeck AbfSt Schlutup DE006332
Frankfurt/Oder Autobahn DE003652
Weiden Waidhaus – Autobahn DE008912

Neben Deutschland haben ebenfalls die
bislang am NCTS beteiligten Länder
Niederlande, Italien, Norwegen,
Schweiz und Spanien den „Confor-
mance Test“ der Europäischen Kom-
mission bestanden und sind folglich zur
Aufnahme des EU-Echtbetriebs bereit.

Quelle

Koordinierende Stelle ATLAS, im Internet unter http://
www.Kost-Atlas.de

(Dipl.-Finanzwirt [FH] C. Weerth, Bremen)

NCTS: Spanien ist
komplett ausgestattet
Nach und nach werden immer mehr
Zollämter an das neue computerge-
stützte Versandverfahren NCTS (New
Computerised Transit System) ange-
schlossen, das in 22 Staaten (EG, EFTA
und Viségrad-Staaten – Slowakei,
Tschechien, Polen, Ungarn) das papier-
gestützte gemeinschaftliche / gemein-
same Versandverfahren OTS (Old Tran-
sit System) ablösen wird.

Nach dem EFTA-Staat Norwegen ist
Spanien der erste EG-Mitgliedstaat, der
alle Zollstellen mit dem NCTS ausge-
rüstet hat. Insgesamt sind 313 Zollstel-
len in den EFTA-Staaten Norwegen und
Schweiz, den EG-Mitgliedstaaten
Deutschland, Italien, Niederlande und
Spanien sowie dem Viségrad-Staat
Tschechien mit NCTS ausgestattet, das
entspricht einem Anteil von 9 Prozent
aller Zollstellen mit Befugnissen im ge-
meinschaftlichen / gemeinsamen Ver-
sandverfahren (Stand 05.11.2001).

Land NCTS-Zollstellen Anteil [%]
Spanien 183 100,0
Norwegen 69 100,0
Schweiz 36 36,4
Niederlande 10 3,6
Deutschland 8 1,5
Italien 6 2,0
Tschechien 1 0,5
Insgesamt 313 9,0



Bewährungsstrafen für
Irak-Lieferungen
Landgericht Darmstadt spricht Urteil
fast 13 Jahre nach der Tat

Mit einem blauen Auge davon gekom-
men sind ein jetzt 55-jähriger ehemali-
ger Geschäftsführer sowie ein vormali-
ger Prokurist (61) einer Industriegesell-
schaft aus Neu-Isenburg. Diese hatten
Ende der 80er Jahre ungenehmigt Auf-
hängungen, vormontierte Startrampen
und Betankungsanlagen für die sowjeti-
schen Scud-Raketen in den Irak gelie-
fert. Die Raketen wurden bekanntlich
im Golfkrieg gegen Israel eingesetzt.
Mit dem gelieferten Zubehör konnte
die Reichweite der Raketen auf 650 km
gesteigert werden. Die Lieferungen
führten zu einer erheblichen Störung
der auswärtigen Beziehungen zu den
USA und dem Staat Israel.
Zunächst hatte das Landgericht eine
Freiheitsstrafe von drei Jahren und zwei
Monaten ohne Bewährung für den Ge-
schäftsführer und zwei Jahre auf Bewäh-
rung für den Prokuristen verhängt. Die-
ses Urteil hatte der Bundesgerichtshof
(BGH) aufgehoben. Die I. Instanz – so
der BGH – hat die insgesamt 14 Einzel-
lieferungen unter dem Gesichtspunkt von
Tateinheit und Tatmehrheit nicht richtig
gewertet. Im Rahmen der neuen Ver-
handlung wurde auch das Urteil gegen
den vormaligen Geschäftsführer auf zwei
Jahre reduziert. Die Strafe wurde eben-
falls zur Bewährung ausgesetzt. Einer der
Gründe für die Strafreduzierung war die
lange Verfahrensdauer. Seit den Strafta-
ten sind nahezu 13 Jahre vergangen.
Härte zeigte das Gericht allerdings bei
den Bewährungsauflagen. Der ehema-
lige Geschäftsführer muss eine Geld-
buße in Höhe von DM 80.000, der vor-
malige Prokurist von DM 30.000 zahlen.
Nutznießer dieser Bußen sind die
deutsch-jüdische Gesellschaft sowie
Amnesty International. Können die
heute mittellosen Verurteilten den Be-
trag nicht aufbringen, so müssen sie 400
bzw. 200 Stunden gemeinnützige Arbeit
leisten. Außerdem wurde ein Betrag
von DM 250.000 aus dem Firmenvermö-
gen für verfallen erklärt.

Quelle
Landgericht Darmstadt, Urteil vom 30.10.2001, 13 KLs
21 Js 38217/90

(Red.)

Änderung der Ausfuhrliste
Die 99. Verordnung zur Änderung der
Ausfuhrliste vom 24. Oktober 2001

passt die Ausfuhrliste (AL) in Teil I Ab-
schnitt A – Liste für Waffen, Munition
und Rüstungsmaterial – durch die Auf-
nahme einer neuen Nummer „0023
Ausrüstung für Sicherheitskräfte und
paramilitärische Kräfte“ an die gemein-
same EU-Militärgüterliste im Rahmen
des EG-Verhaltenskodex für Warenaus-
fuhren an. Damit wird eine politische
Verpflichtung im Rahmen der gemein-
samen Außen- und Sicherheitspolitik
erfüllt, indem die Mitgliedstaaten ver-
einbarten, die Kontrolle der Ausfuhr
der gelisteten Güter im innerstaatlichen
Recht zu ermöglichen.

Die weiteren Änderungen sind überwie-
gend redaktioneller Art und gehen zu-
rück auf einen Beschluss des Wassenaar
Arrangements, des internationalen Gre-
miums für Ausfuhrkontrollfragen für
konventionelle Rüstungsgüter sowie
rüstungsrelevante Mehrzweckgüter.

Quelle
Die 99. ÄnderungsVO zur AL und der erläuternde Rund-
erlass Außenwirtschaft Nr. 10/2001 sind im Bundesan-
zeiger Nr. 203, Seite 22 581, vom 30.10.2001 veröf-
fentlicht.

(W. Vögele)

Bewährungsstrafen für
Embargobruch
Wegen massiver Verstöße gegen das
Serbien-Embargo mussten sich zwei
Manager einer Papierfabrik, der Ver-
kaufsleiter (45) und sein Vorgesetzter
(66), vor dem Landgericht Mannheim
verantworten. Ihnen war zur Last gelegt
worden, in den Jahren 1992 – 1995 unter
Verstoß gegen das UN-Embargo Ziga-
rettenpapier im Wert von DM 10 Mio.
ausgeführt zu haben. Das baden-würt-
tembergische Unternehmen ist u.a. als
Hersteller von Bibelpapier bekannt.

Das Urteil fiel vergleichsweise milde
aus. Der Verkaufsleiter wurde zu zwei
Jahren Freiheitsstrafe auf Bewährung
verurteilt. Darüber hinaus muss er DM
114.000 Geldbuße an die Staatskasse
entrichten. Bei seinem Vorgesetzten,
der die Geschäfte gebilligt hatte, wurde
sogar auf eine noch geringere Strafe er-
kannt. Er kam mit einem Jahr und acht
Monate Freiheitsstrafe sowie einer
Geldbuße von DM 36.000 davon.

Darüber hinaus ist das Gericht gegen
das Vermögen des Unternehmens vor-
gegangen. Es hat zu dessen Lasten einen
Betrag von DM 7,9 Mio. zugunsten der
Staatskasse für verfallen erklärt.

Bereits im Mai 2001 war die Vertriebsas-
sistentin, die den Export letztlich veran-
lasst hatte, zu einem Jahr Freiheitsstrafe

auf Bewährung verurteilt worden. Diese
hatte auf Weisung ihrer Vorgesetzten
gehandelt. Sie hatte erst kurz vor dem il-
legalen Export nach einer Zeit längerer
Arbeitslosigkeit eine Anstellung in der
Papierfabrik gefunden. Ihre Vorgesetz-
ten hatten sie u.a. mit dem Hinweis auf
die noch bestehende Probezeit erheb-
lich unter Druck gesetzt, das Papier un-
ter Verstoß gegen das Embargo auszu-
führen.

Quelle
LG Mannheim, Urteil vom 26.10.2001, 25 KLs 26 Js
511/95 AK 2/00

(Red.)

Erfassung von Werkzeug-
maschinen durch die Ausfuhr-
liste
Werkzeugmaschinen können aufgrund
bestimmter technischer Parameter von
der Ausfuhrliste/Güterliste erfasst sein.
Um die Prüfung der Feststellung der
Ausfuhrgenehmigungspflicht zu erleich-
tern, hat das Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) die ent-
scheidungsrelevanten Daten in Frage-
bögen für bestimmte Maschinenarten
zusammengestellt und als Bekanntma-
chung im Internet veröffentlicht
(http://bafa.de/ausf/index.htm).

Den Anträgen auf Ausfuhrgenehmi-
gung/Auskunft zur Güterliste sowie bei
schriftlichen Anfragen/Voranfragen sind
die beantworteten Fragebögen beizufü-
gen und durch Prospekte/Datenblätter
zu ergänzen, wenn dies in den Fragebö-
gen oder auch nach Auffassung des An-
tragstellers zur Klärung notwendig ist.
Dabei sind auch die jeweiligen Hin-
weise / Definitionen der Ausfuhrliste
bzw. des Anhang I der Dual-use-Verord-
nung in der aktuellen Fassung zu beach-
ten (Internet http://bafa.de , Stichwort-
folge: Ausfuhrkontrolle /Ausfuhrliste /
Abschnitt C / Kategorie 2 / Gattung B).

Der Bekanntmachung des Bundesamtes
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle,
Referat 315 – Produktionstechnik – mit
Stand vom 1. November 2001 ist ein Fra-
gebogensatz als Muster beigefügt. Alle
bisher veröffentlichten Fragebögen zu
diesem Thema verlieren ihre Gültigkeit.

Ansprechpartner im BAFA
Heinz Bauer
Telefon 06196/908-506
Telefax 06196/908-905
E-Mail: poststelle@bafa.de

(W. Vögele)
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Länderkürzel in
Lieferantenerklärungen
Entgegen teilweise anders lautender
Auffassungen aus Wirtschaftskreisen
gilt für die Angabe der Partnerländer in
Lieferantenerklärungen folgende Rege-
lung: Lieferantenerklärungen für Waren
mit Präferenzursprungseigenschaft nach
der VO (EG) Nr. 1207/2001 sind die vor-
geschriebenen Ursprungsnachweise für
Lieferungen innerhalb der EG. Dies
sind Erklärungen, mit denen der in der
EG ansässige Lieferant Angaben über
die Eigenschaft von Waren hinsichtlich
der Präferenzursprungsregeln der Ge-
meinschaft macht (Art. 2 Abs. 1 a.a.O.).
Die Ursprungsregeln sind in Ursprungs-
protokollen zu den Abkommen zwi-
schen der EG und dem jeweiligen Part-
nerstaat für alle Beteiligten verbindlich
festgelegt. Es handelt sich dabei grund-
sätzlich um bilaterale Abkommen.

Die für die Lieferantenerklärungen vor-
geschriebenen Wortlaute sind den An-
hängen I und II der genannten Verord-
nung zu entnehmen. An der Textstelle
„... und den Ursprungsregeln für den
Präferenzverkehr mit ...“ sind gemäß
Fußnote 3 in Anhang I bzw. die Fußnote
5 in Anhang II die jeweiligen Partner-
staaten einzutragen. Es kann dabei die
allgemein gebräuchliche Länderbe-
zeichnung verwendet werden (z.B. Po-
len, Ungarn, Schweiz, Südafrika, Me-
xiko) oder der ISO-alpha-2-Länder-
code. Eine zusammenfassende Angabe
wie MOEs oder EFTA ist rechtlich nicht
möglich, da es kein „MOE-Abkom-
men“ oder „EFTA-Abkommen“ gibt,
sondern ein Europa-Abkommen zwi-
schen der EG und Polen, sowie ein Eu-
ropa-Abkommen zwischen der EG und
Ungarn usw.

Der ISO-alpha-2-Ländercode ist u.a.
dem neu gestalteten Anhang I des
Merkblattes zum Einheitspapier 2002 zu
entnehmen (im Internet unter zoll-d.de
in der Rubrik „Veröffentlichungen –
Merkblätter“ zu finden).

Die Lieferantenerklärungen können
auch auf einem Vordruck abgegeben
werden (Art. 5 Abs. 3 a.a.O.). Die For-
mularverlage bieten entsprechend ge-
staltete Vordrucke an, in denen als Hil-
festellung mögliche Partnerstaaten be-
reits eingedruckt sind. Lediglich als Er-
läuterung sind hier die Abkürzungen
EFTA und MOEs zu finden. Die Vor-
gabe der Partnerstaaten entbindet den
Unterzeichner jedoch nicht von seiner
Pflicht, die Ursprungsregeln im Sinne
der jeweiligen Abkommen zu prüfen.
Grundsätzlich kann dabei festgestellt
werden, dass eine Ware, die ein EG-Ur-
sprungserzeugnis im Präferenzverkehr
mit Polen ist, dieselbe Eigenschaft im

Wertgrenzen der AGG Nr. 12 und
Nr. 13 auf den Euro ausgerichtet

Mit der Einführung des Euro als neue
Währungseinheit am 1. Januar 2002
wurden die Wertgrenzen der Außen-
wirtschaftsverordnung durch Halbie-
rung der Wertbeträge auf Euro umge-
stellt. Danach liegt die neue Wertgrenze
der AGG Nr. 12 für die Ausfuhr be-
stimmter Güter mit doppeltem Verwen-
dungszweck unterhalb einer bestimm-
ten Wertgrenze bei 2 500 Euro und der
AGG Nr. 13 für die Ausfuhr bestimmter
Güter mit doppeltem Verwendungs-
zweck in bestimmten Fallgruppen bei
10 000 Euro.

AGG Nr. 10 und 16 geringfügig geändert

Für das Meldeverfahren bei Inanspruch-
nahme der AGG Nr. 10 (Computer und
verwandte Geräte) gilt die Regelung wie
bei der Allgemeinen Ausfuhrgenehmi-
gung der Gemeinschaft Nr. EU 001, dass
die Übermittlung der Meldedaten im
Wege der elektronischen Kommunika-
tion künftig ausgeschlossen ist.

Bei den bislang unter Abschnitt II Num-
mer 4.3a) der AGG Nr. 16 (Telekommu-
nikation und Informationssicherheit)
genannten Gütern handelt es sich aus-
nahmslos um frei erhältliche Standard-
produkte (Massengüter), die auf einzel-
handelstypischen Wegen zum Endver-
braucher gelangen. Deshalb sind diese
Güter von der Genehmigungspflicht
freigestellt, d.h. die genannte Nummer
entfällt.

Die Bekanntmachungen des BAFA
über die Verlängerung und Neufassung
der Allgemeinen Genehmigungen sind
im Internet http://www.bafa.de/ausf/in-
dex.htm abrufbar.

Quelle
Bundesanzeiger Nr. 235, S. 25012, vom 15. Dezember
2001

(W. Vögele)

EG-dual-use-Verordnung
– Anhänge neu gefasst –
Veränderungen in der Ausfuhrkon-
trolle, die auf den Plenartagungen über
die Wassenaar-Vereinbarung und das
Trägertechnologie-Kontrollsystem, von
der Australischen Gruppe und der
Gruppe der Nuklearen Lieferländer im
Jahr 2000 angenommen worden sind,
hat der Rat der Europäischen Union
durch Verordnung (EG) Nr. 2432/2001
vom 20.11.2001 mit Wirkung ab 19. Ja-
nuar 2002 umgesetzt und die Anhänge I
bis IV der VO (EG) Nr. 1334/2000 (=
EG-VO) neu gefasst.

Präferenzverkehr mit Ländern besitzt,
für die identische Ursprungsregeln gel-
ten, wie z.B. Estland, Ungarn oder Slo-
wenien. Ein Lieferant muss folglich bei
der Verwendung eines Vordruckes die
Länder streichen, für deren Präferenz-
verkehr die Ursprungsregeln nicht er-
füllt sind oder für die er die Ursprungs-
regeln nicht geprüft hat. Darüber hinaus
hat er aus geschäftstaktischen Gründen
durchaus die Möglichkeit z.B. Slowe-
nien oder Ungarn etc. als Partnerstaaten
zu streichen, weil er die Exporte zu Prä-
ferenzbedingungen in diese Länder
selbst tätigen möchte.

Quelle

ABl. EG Nr. L 165 vom 21. Juni 2001

(Gesa Schumann, Berlin)

Gültigkeit der Allgemei-
nen Genehmigungen verlängert
Mit Bekanntmachung des Bundesamtes
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) vom 12.12.2001 wurde die Gül-
tigkeit der Allgemeinen Genehmigun-
gen Nr. 9, 10, 12, 13, 16 und 18 bis zum
31. Dezember 2002 verlängert. Neu ge-
fasst sind die AGG Nr. 9, 12 und 13. Die
Allgemeinverfügung zu § 5d AWV
wurde nicht verlängert und kann daher
ab dem 1. Januar 2002 nicht mehr ge-
nutzt werden.

Neue Meldebestimmungen der AGG
Nr. 9 und Nr. EU 001

Nach der Neubekanntmachung der
AGG Nr. 9 (Graphite) ändern sich die
Meldebestimmungen mit der Verwen-
dung des neuen Meldeprogramms
„SAG 2000“. Auf das „Merkblatt des
BAFA zur Umstellung der Datenstruk-
turen im Meldeverfahren für Sammel-
ausfuhrgenehmigungen (SAG) und die
Allgemeine Genehmigung Nr. 9“ für die
Nutzung ab 1. Januar 2002 wird hinge-
wiesen. Alternativ zu den Meldungen
auf Diskette sind in beschränktem Um-
fang auch Meldungen in Schriftform auf
dem Meldeformular M1 möglich, das
bei den Außenhandels-Formularverla-
gen als Vordruck verfügbar ist.

Für das Meldeverfahren auf der Grund-
lage der Allgemeinen Ausfuhrgenehmi-
gung der Gemeinschaft Nr. EU 001 ist
künftig die Übermittlung der Daten im
Wege der elektronischen Kommunika-
tion nicht mehr möglich, d.h. dass der
Ausführer die getätigten Ausfuhren auf
einem in Format und Datensatzaufbau
definierten Datenträger oder auf dem
Vordruck M1 zu melden hat.
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Rechtsgrundlage für die Änderung der
Güterlisten

Nach Artikel 11 der EG-VO sind die Lis-
ten von Gütern mit doppeltem Verwen-
dungszweck (Anhang I und Anhang IV)
im Einklang mit den einschlägigen Ver-
pflichtungen und Zusagen sowie deren
Änderungen, die jeder Mitgliedstaat als
Mitglied der internationalen Nichtver-
breitungsregime und Ausfuhrkontroll-
vereinbarungen oder durch Ratifizierung
einschlägiger internationaler Verträge
übernommen hat, zu aktualisieren.
• Anhang I: Liste der Dual-use-Güter
und -Technologie gemäß Art. 3 EG-VO,
• Anhang IV: Liste der Güter gemäß
Art. 21 Abs. 1 EG-VO.

Neufassung der Anhänge der EG-VO

Um die Dual-use-Güter (einschließlich
Software und Technologien) bei ihrer
Ausfuhr aus der Gemeinschaft wirksam
kontrollieren zu können und um die Be-
zugnahme für die Ausfuhrkontrollbe-
hörden und -stellen zu erleichtern, hat
der Rat der EU die Güterlisten in An-
hang I und Anhang IV mit den auf inter-
nationalen Foren getroffenen Änderun-
gen konsolidiert und ergänzend mit
• Anhang II: (Allgemeine Ausfuhrge-
nehmigung der Gemeinschaft Nr. EU
001),
• Anhang IIIa: (Musterformblatt der
Ausfuhrgenehmigung),
• Anhang IIIb: (Einheitliche Angaben
für die Veröffentlichung von Allgemei-
nen Ausfuhrgenehmigungen),
in Neufassung im Amtsblatt der EG Nr.
L 338, Seiten 1 bis 214, vom 20. Dezem-
ber 2001 veröffentlicht. Anhang I ist
identisch mit Teil I Abschnitt C der
Ausfuhrliste, der insoweit auch von den
Änderungen der Kontrollregimes be-
troffen ist.

Verweise in Artikel 14 VO (EG)
Nr. 1334/2000 auf Zollkodex-DVO

Des Weiteren wurden in Art. 14 EG-
VO aus Gründen der Klarheit die Ver-
weise den inzwischen durch die VO
(EG) Nr. 1602/2000 eingetretenen Än-
derungen des neu gefassten Art. 843
und der für die Kontrolle der Verwen-
dung und Bestimmung der Waren einge-
fügten Artikel 912a bis 912g VO (EWG)
Nr. 2454/93 angepasst. Sie ersetzen die
bisherigen Bestimmungen der Art. 463
bis 470 und des Art. 843 Zollkodex-
DVO.

Quelle
Internet: http://europa.eu.int/eur-lex/de (ABl. EG Nr.
L 338)

(W. Vögele)

Verhaltenskodex der EU
für Waffenausfuhren
Gemäß Nr. 8 der operativen Bestim-
mungen des Verhaltenskodex der Euro-
päischen Union für Waffenausfuhren,
angenommen vom Rat der EU am 8.
Juni 1998, übermittelt jeder Mitglied-
staat den anderen Mitgliedstaaten jähr-
lich vertraulich einen Bericht über seine
Rüstungsexporte und seine Durchfüh-
rung des Verhaltenskodex. Diese Be-
richte werden im Rahmen der GASP er-
örtert und auf die Funktionsweise des
Kodex überprüft, etwa erforderliche
Verbesserungen ermittelt und dem Rat
ein konsolidierter Bericht übermittelt,
der auf den Beiträgen der Mitgliedstaa-
ten aufbaut.

Bilanz des dritten Jahres der Anwen-
dung des Verhaltenskodex

Im Amtsblatt EG Nr. C 351/1 vom 11.
Dezember 2001 hat der Rat der Europä-
ischen Union den dritten Jahresbericht
zum Verhaltenskodex für Waffenaus-
fuhren veröffentlicht (2001/C 351/01).
Im ersten Bericht war bereits festge-
stellt worden, dass in kurzer Zeit erheb-
liche Fortschritte erzielt werden konn-
ten. Im zweiten Jahr war eine merkliche
Stärkung des Kodex und eine Konsoli-
dierung des im ersten Jahr Erreichten
festzustellen. Das dritte Jahr war durch
die Verwirklichung der meisten im er-
sten und zweiten Bericht genannten
prioritären Ziele und durch die Ermitt-
lung neuer Wege über den weiteren
Fortgang der Arbeiten gekennzeichnet.

Die Anzahl der Konsultationen und der
Verweigerungsmitteilungen über abge-
lehnte Ausfuhranträge hat weiter zuge-
nommen, was nicht nur eine Intensivie-
rung des Dialogs über die Auslegung
des Kodex, sondern auch zur Konver-
genz der Waffenausfuhrpolitiken der
Mitgliedstaaten der EU beiträgt. Der
Dialog mit den Drittstaaten, die sich
den Grundsätzen des Kodex ange-
schlossen haben – und zwar insbeson-
dere die assoziierten mittel- und osteu-
ropäischen Länder sowie Zypern, Malta
und die Türkei –, wurde im dritten Jahr
der Anwendung vertieft. Die Gespräche
führten zu neuen Initiativen im Hinblick
auf eine verbesserte Anwendung des
Kodex in diesen Ländern sowohl bei der
Gesetzgebung als auch hinsichtlich der
praktischen Handhabung.

Einzelinhalte des dritten Jahresberichts

Im Einzelnen wird in den umfangrei-
chen Ausführungen des dritten Jahres-
berichts zum Stand der Durchführung
der im ersten und im zweiten Bericht
ausgewiesenen Maßnahmen zu folgen-
den Punkten Stellung bezogen:

• Bestimmung des Begriffs „im We-
sentlichen gleiche Transaktion“,

• Gemeinsames Verzeichnis nicht mili-
tärischer Güter für Sicherheits- und Po-
lizeizwecke,

• Fortentwicklung des Austauschs von
Informationen über die einzelstaatliche
Kontrollpolitik,

• Harmonisierung der im Rahmen des
operativen Mechanismus des Kodex an-
gewandten Verfahren,

• Harmonisierung der jährlichen na-
tionalen Berichte über die Anwendung
des Verhaltenskodex,

• Koordinierung der einzelstaatlichen
Standpunkte der Mitgliedstaaten in den
multilateralen Gremien, die sich mit der
Frage der Kontrolle von Waffenausfuh-
ren befassen,

• Verbreitung der Grundsätze des Ko-
dex in Drittländern.

Sonstige im Rahmen der Gruppe „CO-
ARM“ erörterte Fragen im Zusammen-
hang mit der Umsetzung des Verhal-
tenskodex betreffen die Ausfuhr von
Gütern für humanitäre Zwecke, die
Kontrolle der Vermittlungstätigkeit für
Waffen, den immateriellen Technologie-
transfer, den Dialog über die trotz einer
früheren Verweigerung erteilten Ge-
nehmigungen, die Korruption, ein mög-
liches Beschwerdeverfahren und Zeug-
nisse für die Endbestimmung. Ergän-
zend haben die Mitgliedstaaten vorran-
gige Leitlinien für die nahe Zukunft he-
rausgearbeitet, die ebenfalls im dritten
Jahresbericht für Waffenausfuhren auf-
geführt sind.

Anlagen zum dritten Jahresbericht

In der Anlage I sind tabellarisch globale
statistische Angaben zu den Ausfuhren
konventioneller Waffen und zur Umset-
zung des Verhaltenskodex in den Mit-
gliedstaaten für den Zeitraum vom 1.
Januar bis zum 31. Dezember 2000 ent-
halten. Dargestellt sind u.a. die Gesamt-
werte der Waffenausfuhren auf die ein-
zelnen Länder bezogen und die Regio-
nen, in die Waffen ausgeführt worden
sind, mit differenziert aufgeschlüsselten
Angaben.

In der Anlage II sind Adressen zu den
einzelstaatlichen Berichten über Waf-
fenausfuhren in gedruckter Form oder
im Internet angegeben, für Deutschland
www.bmwi.de Auswahl: Politikfelder,
Auswahl: Außenwirtschaft & europa,
Auswahl: Exportkontrolle.

(W. Vögele)
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Kleinwaffen in Albanien
EU fördert Kontrollprogramm der
Vereinten Nationen

Die exzessive und unkontrollierte An-
häufung und Verbreitung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen in Albanien
stellt eine Bedrohung für Frieden und
Sicherheit in der Region dar. Deswegen
haben die Vereinten Nationen (UNDP)
ein Programm zur Kontrolle dieser Waf-
fen ins Leben gerufen. Bewirkt werden
soll

• Förderung der Einsammlung von
Waffen in Albanien durch Informa-
tionsprogramme

• Erhebung und Verwaltung von Da-
ten und Statistiken über Zwischenfälle
im Zusammenhang mit Waffen

• Forschungsarbeiten hinsichtlich der
sozioökonomischen Auswirkungen des
Verkehrs mit Kleinwaffen

• Registrierung und Kontrolle von
leichten Waffen

• Unterstützung der Entscheidungs-
gremien

• Entwicklung eines globalen Pro-
gramms zur Kontrolle von leichten Waf-
fen und Kleinwaffen

• Unterstützung der Zusammenarbeit
und des Informationsaustauschs zwi-
schen Staaten.

Die EU unterstützt dieses Förderpro-
gramm im Jahre 2002 mit 550.000 Euro.

Quelle
Beschluss des Rates vom 29.11.2001 zur Durchführung
der Gemeinsamen Aktion 1999/34/GASP betreffend
einen Beitrag der Europäischen Union zur Bekämpfung
der destabilisierenden Anhäufung und Verbreitung von
Kleinwaffen und leichten Waffen in Albanien
(2001/850/GASP), EG-Amtsbl. L 318 vom 04.12.
2001, S. 1 f.

(Red.)

Auslandsnachrichten
kurz gefasst

EU-Binnenmarkt
Den neuen Mitgliedsländern sollen
nach dem Vorschlag der EU-Kommis-
sion hinsichtlich der Zigarettensteuer
Angleichungsfristen hinsichtlich des
EU-Mindeststeuersatzes von 57 % zu-
gestanden werden. Vorgeschlagen wur-
den zwei Jahre für Bulgarien, Tsche-
chien, Estland, Litauen und Lettland so-
wie drei Jahre für die Slowakei. Ungarn,
Malta und Zypern hatten keine Über-
gangsregelungen erbeten.

piere, einzuhaltende Vorverschiffungs-
regelungen sowie Einfuhrabgaben.

Hongkong

Hongkong wird mit der VR China enger
verbunden. Hongkong wird in Guangz-
hou ein Handelsbüro (Economic and
Trade Office) errichten und den Handel
zwischen der Provinz Guangdong und
Hongkong fördern. Die Grenzabferti-
gung soll beschleunigt werden. Auslän-
der, die in Hongkong den Status eines
längerfristigen Aufenthalts (Hong Kong
Permanent Resident) erreicht haben,
sollen ein drei Jahre gültiges Mehrfach-
Einreisevisum erhalten.

Indien

Agro Export Zones, die unter das indi-
sche Export Promotion Capital Goods
Scheme fallen sollten, sollen die Export-
fähigkeit von landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen erhöhen. 15 Bundesstaaten
legten bereits konkrete Vorschläge für
etwa 25 Ausfuhrzonen vor. Sofern diese
Vorschläge umgesetzt werden, ergeben
sich zollfreie Einfuhrmöglichkeiten für
bestimmte Kapitalgüter in diese Zonen.

Kambodscha

Tabakwaren und alkoholische Getränke
sollen in Kambodscha künftig einer Ver-
brauchsteuerregelung unterworfen wer-
den. Begründung: Die Staatskasse muss
aufgebessert werden, die Einwohner
zahlen nur wenig Steuern.

Kanada

Aufgrund des Special Import Measure
Act wurde in Kanada Anfang Dezem-
ber 2001 ein Antidumpingverfahren
gegenüber u.a. Deutschland eröffnet.
Betroffene Ware: Stabstahl, warm- oder
kalt hergestellt, ZTPos. 7222.11, .20 und
.30 (Stainless steel round bar of sizes 25
mm diameter up to 570 mm diameter in-
clusive, but excluding stainless steel
round bar made to specifications ASN-
A3380 and ASN-A3294 and 410 QDT
[oil quenched]). Ein derartiges Verfah-
ren gab es bereits.

Kolumbien

Die Begünstigungen in den Export-In-
dustriefreizonen von Buenaventura,
Cúcuta, Valledupar und Ipiales sowie
die besonderen Zollregelungen in den
Zonen von Maicao, Uribia und Nanaure
wurden modifiziert. U.a. sind 80 Prozent
der Verkäufe in den Industriezonen aus-
fuhrpflichtig. Nach der besonderen
Zollregelung ergibt sich ein einheit-
licher Einfuhrzollsatz von 7 % in der
Zeit vom 1.12.2001 bis 30.11.2002 und
von 10 % ab 1.12.2002, wobei einigen
Waren (meistens Kapitalgüter) Zollfrei-
heit zugestanden wird.

In den Euro-Währungsländern werden
ab 1.1.2002 sämtliche Verbrauchsteuer-
sätze in Eurobasis ausgewiesen.

Andere Länder
Ägypten

In Deutschland ist es nunmehr möglich,
bereits vor der Verschiffung von Waren
des Non-Food-Bereichs nach Ägypten
eine Produktzertifizierung durchzufüh-
ren. Die SGS-Controll-Co. in Hamburg
wurde beauftragt, Konformitätszertifi-
kate aufgrund von ägyptischen oder
internationalen Standards zu erstellen.
Die Zollabfertigungszeit verkürzt sich
bei Vorlage dieses Dokuments.

APEC

Das Konferenzergebnis vom 21.10.2001
der 21 APEC-Mitgliedsländer aufgrund
des 13. Ministerratstreffens in Shanghai
liegt als BfAI-Dokument Nr. Z 10559
(13 S., 5,50 Euro) vor.

Arabien/Golfländer

Die Mitglieder des Golf-Kooperations-
rates (Gulf Cooperation Council) einig-
ten sich darauf, ab 2005 einen gemeinsa-
men Außenzollsatz von 5 % einzuset-
zen. Mitglieder des GCC sind Bahrain,
Katar, Kuwait, Oman, Saudi-Arabien
und Vereinigte Arabische Emirate.

Argentinien

Der Regelsteuersatz der Mehrwert-
steuer von 21,5 % wurde ab 1.10.2001
für einige Waren auf 10,5 % gesenkt:
u.a. optische, photographische und Prä-
zisionsinstrumente, medizinische Aus-
rüstungsgegenstände, Linsen (ein-
schließlich Kontaktlinsen), Micropro-
zessoren, Drucker, Töpferware zur che-
mischen und technischen Verwendung,
Zuchtperlen, Schmucksteine.

VR China

Das chinesische Zertifizierungssystem
wird vereinfacht. Die zwei bisherigen
Zeichen CCEE (China Commission for
Conformity of Electric Equipment = in-
ländische Erzeugnisse) und CCIB
(China Commodity Inspection Bureau
= Einfuhrwaren) werden ab 1.6.2002
durch CCC (China Compulsory Certifi-
cation) ersetzt. Zur Überarbeitung des
Normenwesens wurde die State Stan-
dardization Administration gegründet.

Côte d’Ivoire (Elfenbeinküste)

Die zollrechtlichen Vorschriften von El-
fenbeinküste veröffentlichte die bfai in
ihrer Reihe „Zoll- und Handelsinforma-
tion“ (Bestellnr. 8895, 55 S., 23 Euro).
Dokumentiert werden u.a. die einzelnen
Zollverfahren, die Warenbegleitpa-
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Korea (Rep.)

Um den privaten Konsum zu fördern,
sollen die Sonderverbrauchsteuern auf
Kfz ab einem Hubraum von 2000 von 14
auf 10 % gesenkt werden (von 1.500 bis
2.000 ccm von 10,5 auf 7,5 %, von weni-
ger als 1.500 ccm von 7 auf 5 %). Auch
bei allen anderen der Sonderverbrauch-
steuer unterlegenen Waren (z.B. Klima-
geräte, Schmuckwaren) soll mit einigen
Ausnahmen der Steuersatz von 30 auf
20 % sinken.

Kroatien

Ab 1.1.2002 ergibt sich eine erhebliche
Senkung der Verbrauchsteuern auf Kfz,
z.B. Warenwert bis 50.000 Kuna jetzt
10 %, Warenwert von 50.000 bis 100.000
Kuna (100.000 Kuna = etwa 26.500 DM)
jetzt 5.000 Kuna je Kfz plus 15 % vom
50.000 Kuna überschreitenden Betrag,
Warenwert 300.000 bis 350.000 Kuna
jetzt 67.500 Kuna je Kfz plus 40 % vom
300.000 Kuna überschreitenden Betrag.
EU-Ursprungs-Kfz sind ab 1.1.2002
zollfrei (neu).

Libanon

Mit dem noch vom Parlament zu ratifi-
zierenden Mehrwertsteuergesetz vom
7.6.2001 soll ab 1.1.2002 im Libanon ein
Mehrwertsteuersatz von 10 % bestehen.
Steuerfrei sind Lebensmittel, unbear-
beitete Agrarwaren, Leistungen des me-
dizinischen und bildungstechnischen
Bereichs sowie der öffentliche Perso-
nenverkehr.

Malaysia

Mit dem Budget 2002 ergeben sich in
Malaysia bei 226 Erzeugnissen Zollsen-
kungen (z.B. bei Getränken, Geweben,
Projektoren, Anrufbeantworter, Mö-
bel). Der neue Zollsatz bei Motorrädern
beträgt 60 %. Zigaretten unterliegen
höheren Zöllen und Verbrauchsteuern.

Malta

Mit dem Veterinary Service Act, 2001,
vom 9.11.2001 regelte Malta die Ein-
fuhrfähigkeit von Erzeugnissen aus dem
Tierbereich. Betroffen sind auch tierme-
dizinische Produkte sowie Futtermittel.

Mexiko

Die zollrechtlichen Vorschriften von
Mexiko veröffentlichte die bfai in ihrer
Reihe „Zoll- und Handelsinformation“
(Bestellnr. 9010, 77 S., 23 Euro). Doku-
mentiert werden u.a. die einzelnen Zoll-
verfahren, die besonderen EU-Rege-
lungen und außenwirtschaftsrechtliche
Bestimmungen.

Neuseeland

Aus dem Merkblatt des New Zealand
Ministry of Agriculture and Forestry,
Biosecurity Authority, vom 25.7.2001
(bfai-Dokument Nr. Z 10543, 12 S.,
13 DM) ergeben sich die Quarantäne-
vorschriften für Holzverpackungen und
dergleichen.

Sämtliche im Luftweg in Neuseeland
eingeführte Waren mit einem Waren-
wert bis zu 1.000 NZD werden von der
Zollbehörde im Rahmen des Customs
Electronic Cargo Information System
elektronisch zollamtlich abgewickelt.
Dadurch wird die normale papiermä-
ßige Zollabwicklungszeit von sechs auf
zwei Stunden verkürzt.

Russland

30 Prozent der Gesamteinnahmen des
russischen Haushalts stammen aus Zoll-
einkünften. Deshalb wird dem Zollrecht
ein hoher Stellenwert eingeräumt. Um
Unterfakturierungen zu erkennen, ord-
nete das Zollkomitee elektronische Ab-
gleichungen der Grenzanmeldung mit
den endgültigen Zollanmeldungen an.
Deshalb verlangen die Abfertigungs-
stellen recht häufig auch Kopien der
deutschen/österreichischen Ausfuhran-
meldungen. Das neue Zollrecht lässt auf
sich warten. Es sollte Ende 2001 in Kraft
treten und die Regelungen von 1993
bzw. 1997 ersetzen.

Höhere Zölle sollen in Russland ab Ja-
nuar 2002 für eingeführte gebrauchte
Kfz erhoben werden. Die Ende Novem-
ber 2001 erwartete Zollerhöhung blieb
aus. Der Zolltarif 2002 wird nach russi-
schen Angaben aber weitgehend Zoll-
senkungen enthalten.

Slowenien

Ab 1.1.2002 beträgt in Slowenien der
normale Mehrwertsteuersatz 20 % (bis-
her 19 %) und der ermäßigte Satz für
u.a. Lebensmittel, Medikamente und
medizinische Geräte 8,5 % (bisher 8 %).
Eine Verbrauchsteuererhöhung auf al-
koholische Getränke wird durchgeführt.
Ab 1.1.2004 soll der Verbrauchsteuer-
satz bei Zigaretten 57 % betragen.

Thailand

Stahlwalzerzeugnisse sollen künftig in
Thailand einem Antidumpingzollsatz
(25 % warm/kalt gewalzt, 5 % Edel-
stahl) unterliegen (normale Einfuhr-
zölle 10 bzw. 12 %).

Türkei

Recht kurzfristig für die Zeit vom 6.11.
bis 31.12.2001 ergab sich in der Türkei
für einige Waren eine Mehrwertsteuer-
senkung. Der Steuersatz von 26 %
wurde auf 18 % gesenkt für u.a. Pkw

(weniger als 1.600 ccm), Haushaltsge-
räte, Fernsehgeräte.

USA

Über kosmetische Waren veröffent-
lichte die BfAI eine Publikation über
nicht tarifäre Handelshemmnisse und
Verfahrensfragen (Bestellnr. 8754, 12 S.,
35 DM). Neben den Produktbesonder-
heiten sind die Zusatzstoffe und verbo-
tenen Bestandteile aufgeführt. Die Be-
sonderheiten zur Registrierung sind an-
geführt.

Welt

134 Antidumpingverfahren leiteten 18
Länder vom 1.1. bis 30.6.2001 ein. Dabei
waren u.a. die USA mit 39 Verfahren,
Kanada mit 23, Indien mit 16 und die
EU mit 13 Verfahren beteiligt. Betrof-
fen waren etwa zu 65 Prozent Grund-
stoffe aus dem Eisen-, Stahl- oder Alu-
miniumbereich, nachgefolgt von Kunst-
stoffen und Textilien.

(Dipl.-Finanzwirt D. Fraedrich, Köln)

Bundesagentur für Außenwirtschaft –bfai –
Postfach 10 05 22
50445 Köln
Telefon: 02 21/20 57-0
Fax: 02 21/20 57-212, -262 oder -275

EG-Recht
Antidumping

Die Kommission hat ein Antidumping-
verfahren betreffend die Einfuhren
texturierter Polyester-Filamentgarne
(PTY) mit Ursprung in Indien eingelei-
tet.
Bekanntmachung 2001/C 315/ 02, ABl.
EG Nr. C 315/2

Die Kommission hat bekannt gegeben,
dass folgende Maßnahmen außer Kraft
treten werden, sofern nicht die Gemein-
schaftshersteller einen Antrag auf
Überprüfung stellen:
Antidumpingzoll für gezüchteten At-
lantischen Lachs aus Norwegen zum
1.10.2002,
Ausgleichszoll für gezüchteten Atlanti-
schen Lachs zum 30.9.2002,
Verpflichtung für gezüchteten Atlanti-
schen Lachs zum 1.10.2002.
Bekanntmachung 2001/C 318/02, ABl.
EG Nr. C 318/2

Ausfuhrerstattungen

Die Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Erzeugnissen des Milch-
sektors in Form von nicht unter An-
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hang I des Vertrags fallenden Waren sind
neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2346/2001, ABl. EG Nr. L
315/36

Die Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Getreide- und Reiser-
zeugnissen in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrags fallenden Waren sind
neu festgesetzt worden,
VO (EG) Nr. 2320/2001, ABl. EG Nr. L
313/13

Die Erstattungssätze bei der Ausfuhr
von bestimmten Erzeugnissen des Zu-
ckersektors in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrags fallenden Waren sind
neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2347/2001, ABl. EG Nr. L
315/39

Die Ausfuhrerstattungen für Reis und
Bruchreis sowie die Aussetzung der Er-
teilung von Ausfuhrlizenzen sind neu
festgelegt worden.
VO (EG) Nr. 2332/2001, ABl. EG Nr. L
313/34

Die Ausfuhrerstattungen auf dem Ge-
flügelfleischsektor sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2202/2001, ABl. EG Nr. L
296/3

Die Ausfuhrerstattungen für Getreide
und Reisverarbeitungserzeugnisse sind
neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2326/2001, ABl. EG Nr. L
313/22

Die Ausfuhrerstattungen für Getreide-
mischfuttermittel sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2327/2001, ABl. EG Nr. L
313/25

Die Ausfuhrerstattungen für Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von
Weizen oder Roggen sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2329/2001, ABl. EG Nr. L
313/28

Die Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2213/2001, ABl. EG Nr. L
300/9

Die Ausfuhrerstattungen für Olivenöl
sind neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2261/2001, ABl. EG Nr. L
305/13

Die Ausfuhrerstattungen im Rind-
fleischsektor sind neu festgesetzt wor-
den. Die KN-Codes für bestimmte, in
Artikel 1 der VO (EG) Nr. 1254/1999
[ABl. EG 1999 Nr. L 160/1] aufgeführte
Erzeugnisse sind geändert worden.
VO (EG) Nr. 2345/2001, ABl. EG Nr. L
315/29

Die Erstattungen bei der Ausfuhr auf
dem Schweinefleischsektor sind neu fest-
gesetzt worden.

Zusatz von Zucker oder anderen Süß-
mitteln
Dem bisherigen Text wird folgender
Wortlaut angefügt:
„Im Sinne der Zusätzlichen Anmerkung
5 b) zu Kapitel 20 haben Erzeugnisse
den ursprünglichen Charakter eines
Fruchtsaftes der Position 2009 verloren,
wenn ihnen Zucker in einer solchen
Menge zugesetzt wurde, dass sie weni-
ger als 50GHT Fruchtsaft in seinem na-
türlichen Zustand enthalten.
Zur Feststellung, ob die Erzeugnisse
durch den Zusatz von Zucker ihren ur-
sprünglichen Charakter verloren haben,
sind allein die Zusätzlichen Anmerkun-
gen 2 und 5 zu Kapitel 20 heranzuzie-
hen. Der Gehalt an verschiedenen Zu-
ckern, berechnet als Saccharose, wird
gemäß der vorgenannten Zusätzlichen
Anmerkung 2 bestimmt. Liegt der unter
Anwendung der Zusätzlichen Anmer-
kung 5 a) zu Kapitel 20 berechnete Ge-
halt an zugesetztem Zucker bei mehr als
50 GHT, so beträgt der berechnete Ge-
halt an Fruchtsaft in seinem natürlichen
Zustand weniger als 50 GHT.
Hinsichtlich des Zusatzes anderer Stoffe
zu Erzeugnissen der Position 2009, siehe
die Erläuterungen zu Position 2009 des
HS.

Beispiel
Die Analyse einer Probe ergibt Folgen-
des:
– Dichte bei 20 °C: 1,32g/cm3

– refraktrometrisch ermittelter Wert
bei 20°: 65,3
– berechneter Gehalt an verschiede-
nen Zuckern, berechnet als Saccharose
(Zusätzliche Anmerkung 2 zu Kapitel
20) : 62,0 (65,3 x 0,95)
– berechneter Gehalt an zugesetztem
Zucker (Zusätzliche Anmerkung 5 zu
Kapitel 20) : 49 GHT (62,0–13)
– berechneter Gehalt an Fruchtsaft in
seinem natürlichen Zustand: 51 GHT
(100–49)

Schlussfolgerung: Die Probe ist so zu be-
urteilten, dass sie ihren ursprünglichen
Charakter im Sinne der Zusätzlichen
Anmerkung 5 b) zu Kapitel 20 nicht ver-
loren hat.“
ABl. EG Nr. C 316/12

Obst und Gemüse

Der autonome Zollsatz für Koblauch
des KN-Codes 0703 20 00 setzt sich aus
einem Wertzoll von 12% und einem spe-
zifischen Betrag von 1 200 EUR/t Ei-
gengewicht zusammen.
VO (EG) Nr. 2241/2001, ABl. EG Nr. L
303/8

Die VO (EG) Nr. 896/2001 mit Durch-
führungsbestimmungen zu der VO
(EWG) Nr. 404/93 hinsichtlich der Re-
gelung für die Einfuhr von Bananen in
die Gemeinschaft ist geändert worden.

VO (EG) Nr. 2198/2001, ABl. EG Nr. L
295/14
Die Ausfuhrerstattungen für Sirupe und
einige andere Erzeugnisse des Zucker-
sektors in unverändertem Zustand sind
neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2341/2001, ABl. EG Nr. L
315/21
Die Ausfuhrerstattungen für Weißzu-
cker und Rohzucker in unverändertem
Zustand sind neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2342/2001, ABl. EG Nr. L
315/24

Ausfuhrverbote

Die VO (EG) Nr. 467/2001 über das
Verbot der Ausfuhr bestimmter Waren
und Dienstleistungen nach Afghanistan,
über die Ausweitung des Flugverbots
und des Einfrierens von Geldern und
anderen Finanzmitteln betreffend die
Taliban von Afghanistan und zur Auf-
hebung der VO (EG) Nr. 337/2000
[ABl. EG Nr. L 67/1] ist geändert wor-
den.
Der Anhang I der VO Nr. 467/2001 wird
um folgende Organisation ergänzt: „Ex-
port Promotion Bank of Afghanistan“.
VO (EG) Nr. 2373/2001, ABl. EG Nr. L
320/11

Getreide

Die im Sektor Getreide geltenden Zölle
sind neu festgesetzt worden.
VO (EG) Nr. 2340/2001, ABl. EG Nr. L
315/18

Nomenklatur

Die Erläuterungen zur Kombinierten
Nomenklatur werden wie folgt geän-
dert:
Auf Seite 31 wird bei Position 8520 ein-
gefügt:
„Der Begriff „Tonaufnahme“ umfasst
auch die Tonaufzeichnung auf andere
Weise als durch Einwirken einer Schall-
schwingung auf ein Aufnahmemedium,
z.B. durch Speichern von digitalisierten
Tönen (Tondateien) von einer Internet-
seite oder einer Compact Disc über eine
automatische Datenverarbeitungsma-
schine in den internen Speicher (z.B.
Flash-Speicher) eines digitalen Audio-
aufnahme- und -wiedergabegeräts
(MP3-Spieler).
Nicht zu dieser Position gehören Ge-
räte, die nur den Ton von einem exter-
nen Tonträger (z.B. Flash Memory
Cards) wiedergeben (Pos. 8519).“
ABl. EG Nr. C 319/15
Die Erläuterungen zur Kombinierten
Nomenklatur werden wie folgt geän-
dert:
Seite 84
2009 Fruchtsäfte (einschließlich Trau-
benmost) und Gemüsesäfte, nicht gego-
ren, ohne Zusatz von Alkohol, auch mit
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VO (EG) Nr. 2351/2001, ABl. EG Nr. L
315/46

Produktionserstattung

Die Produktionserstattungen für Ge-
treide und Reis sind neu festgesetzt wor-
den.
VO (EG) Nr. 2328/2001, ABl. EG Nr. L
313/27

Die Produktionserstattungen bei der
Verwendung von Weißzucker durch die
chemische Industrie sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2343/2001, ABl. EG Nr. L
315/26

Reis

Die Einfuhrzölle sind neu festgesetzt
worden.
VO (EG) Nr. 2381/2001, ABl. EG Nr. L
321/20

Zollkontingente

Die Gemeinschaft hat die Eröffnung
und Verwaltung eines Zollkontingents
für die Einfuhr löslichen Kaffees des
KN-Codes 2101 11 11 beschlossen. Ab
dem 1. Januar 2002 kann dieser lösliche
Kaffee gleich welchen Ursprungs im
Rahmen eines Zollkontingents zum
Zollsatz Null eingeführt werden.
Das Zollkontingent wird jährlich für ei-
nen Zeitraum von zunächst drei Jahren
eröffnet. Die Einfuhrmenge wird wie
folgt festgesetzt:
– 10 000 Tonnen vom 1. Januar 2002
bis zum 31. Dezember 2002
– 12 000 Tonnen vom 1. Januar 2003
bis zum 31. Dezember 2003
– 14 000 Tonnen vom 1. Januar 2004
bis zum 31. Dezember 2004
VO (EG) Nr. 2165/2001, ABl. EG Nr. L
292/1

Das Gemeinschaftszollkontingent für
Zeitungsdruckpapier mit Herkunft aus
Kanada ist nach Erschöpfung des Kon-
tingents von 600 000 t um die vorgesehe-
nen 30 000 t für 2001 erhöht worden.
Mitteilung 2001/C 315/ 07, ABl. EG Nr.
C 315/22

Für den Zeitraum vom 1. November
2001 bis zum 31. März 2002 wird das Vo-
lumen des Gemeinschaftszollkontin-
gents mit der laufenden Nummer
09.1190, das gemäß der VO (EG) Nr.
747/2001 für die Einfuhr von frischen
oder gekühlten Tomaten des KN-Codes
0702 00 00 mit Ursprung in Marokko in
die Gemeinschaft besteht, autonom um
6 000 Tonnen aufgestockt.
Sofern die Gesamteinfuhren von Toma-
ten mit Ursprung in Marokko in die Ge-
meinschaft während des Zeitraums vom
1. Oktober 2001 bis zum 31. März 2002
die Menge von 156 676 Tonnen nicht
überschreiten, eröffnet die Kommission
ein weiteres autonomes Zollkontingent

mit der Nr. 09.1191 für den Zeitraum
1.4.2002 bis 31.5.2002 in Höhe von
12 081 Tonnen.
VO (EG) Nr. 2264/2001, ABl. EG Nr. L
303/20

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2002 werden auf die im Anhang der un-
ten aufgeführten VO aufgeführten Wa-
ren (landwirtschaftliche Verarbeitungs-
zeugnisse) mit Ursprung in Island im
Rahmen der dort festgelegten jähr-
lichen Kontingente die in diesem An-
hang genannten Zölle erhoben. Sie be-
laufen sich auf 50% des Drittlandszoll-
satzes, höchstens 35,15 EUR/100 kg.
VO (EG) Nr. 2349/2001, ABl. EG Nr. L
315/42

Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember
2002 werden auf die im Anhang der un-
ten aufgeführten VO aufgeführten Wa-
ren (landwirtschaftliche Verarbeitungs-
zeugnisse) mit Ursprung in Norwegen
im Rahmen des dort festgelegten jähr-
lichen Kontingents die in diesem An-
hang genannten Zölle erhoben. Sie be-
laufen sich auf 35,15 EUR/100 kg.
VO (EG) Nr. 2350/2001, ABl. EG Nr. L
315/44

Zollpräferenzen

Der mit der VO (EG) Nr. 747/2001 fest-
gesetzte bei der Einfuhr von einblütigen
(Standard) Nelken (KN-Code ex 0603
10 20) mit Ursprung in Israel zu erhe-
bende Präferenzzoll wird wieder einge-
führt.
VO (EG) Nr. 2411/2001, ABl. EG Nr. L
326/16

Der mit der VO (EG) Nr. 747/2001 fest-
gesetzte bei der Einfuhr von mehrblüti-
gen (Spray) Nelken (KN-Code ex 0603
10 20) mit Ursprung in Israel zu erhe-
bende Präferenzzoll wird wieder einge-
führt.
VO (EG) Nr. 2412/2001, ABl. EG Nr. L
326/18

Der mit der VO (EG) Nr. 747/2001 fest-
gesetzte bei der Einfuhr von einblütigen
(Standard) Nelken (KN-Code ex 0603
10 20) mit Ursprung im Westjordanland
und im Gazastreifen zu erhebende Prä-
ferenzzoll wird ausgesetzt und der Zoll
des Gemeinsamen Zolltarifs wieder ein-
geführt.
VO (EG) Nr. 2413/2001, ABl. EG Nr. L
326/20

Deutschland
BSE

Mit Verordnung vom 22.11.2001 wurden
aufgehoben
1. die zweite BSE-Schutzverordnung
vom 21.3.1997 (BGBl. I S. 565)
2. die Tierseuchenrechtliche BSE-Ver-
ordnung vom 28.3.1996 (BAnz S. 3817),

geändert durch die Verordnung vom
6.9.1996 (BAnz S. 10477)
BGBl. 61 vom 29.11.2001, S. 3220

Gefährliche Güter

Die Verordnung über die innerstaatli-
che und grenzüberschreitende Beförde-
rung gefährlicher Güter auf der Straße
und der Eisenbahn ist neu erlassen wor-
den.
BGBl. 67 vom 17.12.2001, S. 3529

Österreich
Das Bundesfinanzministerium Wien hat
u.a. folgende Dokumente neu ins Inter-
net eingestellt, die unter www.bmf.gv.at
zum Stichwort „Neu im Web“ eingese-
hen werden können:

Schweiz
Die eidgenössische Zollverwaltung hat
u.a. folgende Dokumente neu ins Inter-
net eingestellt, die unter www.zoll.ad-
min.ch zum Stichwort „Mitteilungen an
Kunden“ eingesehen werden können:
1. Neue Zollansätze für Futtermittel ab
1.12.2001
2. Neuerungen im Kassen- und Rech-
nungswesen per 1.1.2002
3. zolltarifliche Abgrenzung bezüglich
Nüssen, Früchten, Getreideprodukten
und dgl. Mit Zuckerüberzug

(L.Gellert)
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Ausgangslage

Der Schweizerische Bundesrat hat
am 31. Januar 2001 das Eidgenössi-
sche Finanzdepartement (EFD) er-
mächtigt, ein Vernehmlassungsver-
fahren zum Entwurf für ein totalre-
vidiertes Zollgesetz (E-ZG; im Fol-
genden auch als „neues Zollgesetz“
oder „Gesetzesentwurf“ bezeich-
net) durchzuführen. Beim Ver-
nehmlassungsverfahren handelt es
sich um ein Konsultationsverfahren
über eine zukünftige Regierungs-
vorlage bei den Kantonen, bei den
in der Bundesversammlung vertre-
tenen politischen Parteien, bei den
für das betreffende Sachgebiet zu-
ständigen Organisationen gesamt-
schweizerischer Bedeutung sowie
bei weiteren interessierten Kreisen.
Die Eröffnung eines Vernehmlas-

Zollgesetzes –, die formale Strenge
des Zollgesetzes so zu handhaben,
dass in der Öffentlichkeit kaum je
Stimmen nach einer umfassenden
Revision des Zollgesetzes laut wur-
den.

Gleichwohl zeigte sich bereits seit
längerer Zeit der Bedarf nach einer
Zollgesetzrevision. Der Umstand,
dass die Europäische Gemeinschaft
(EG) einen Zollkodex (ZK; Verord-
nung [EWG] Nr. 2913/92 des Rates
vom 12. Oktober 1992 zur Festle-
gung des Zollkodex der Gemein-
schaften; ABl Nr. L 302 vom
19. Oktober 1992, 1 ff.; mit den in
der Zwischenzeit eingetretenen Än-
derungen) erliess, trug massgebend
zur Intensivierung der Vorarbeiten
an diesem Gesetzgebungsprojekt
bei.

Auf Grund der Tatsache, dass die
Schweiz wirtschaftlich sehr eng mit
den EG-Mitgliedstaaten verbunden
ist, wurde der Wunsch geäussert, in
zollverfahrensrechtlicher Hinsicht,
ein möglichst „europakompatibles“
Zollrecht zu haben. Es geht darum,
die Prosperität der schweizerischen
Wirtschaft nicht unnötig zu behin-
dern (Schreier 1999, 5). In der Pra-
xis wird bereits heute die Dichte der
Zollkontrollen so tief wie möglich
gehalten. Es wurde auch anerkannt,
dass immer weniger akzeptiert wird,
dass für die Kontrolle des Waren-
verkehrs über die Zollgrenze un-
terschiedliche Verwaltungsabläufe
und Systeme bestehen (Schreier
1999, 6).

Es ging nicht darum, den Zollkodex
in allen Einzelheiten zu überneh-
men. Der Gesetzesentwurf lehnt
sich in Struktur und Systematik
stark an den Zollkodex an, bietet
die nämlichen Zollverfahren an und

sungsverfahrens wird zudem im
Bundesblatt (BBl), dem offiziellen
Publikationsorgan des Bundes, pub-
liziert und jedermann kann sich zum
vorgeschlagenen Gesetzesentwurf
äussern (vgl. die Verordnung vom
17. Juni 1991 über das Vernehmlas-
sungsverfahren; SR 172.062; SR =
Systematische Sammlung des
Bundesrechts; diese ist abrufbar auf
dem Internet der Schweizerischen
Bundeskanzlei www.bk.admin.ch
unter dem Stichwort „Bundes-
recht“).

Das geltende Zollgesetz (ZG; SR
631.0) datiert vom 1. Oktober 1925
und trat am 1. Oktober 1926 in
Kraft. Der Umstand, dass das Ge-
setz mehr als 75-jährig ist und wäh-
rend seiner langen Geltungsdauer
lediglich vierzehnmal geändert wer-
den musste, lässt auf Qualität und
Brauchbarkeit schliessen. Auch
wenn das geltende Zollgesetz noch
1972 als „gutes Gesetz“ bezeichnet
worden ist (BBl 1972 II 228), ist
nicht zu übersehen, dass dieser Er-
lass in einem wirtschaftlichen, ge-
sellschaftlichen und auch recht-
lichen Umfeld entstanden ist, das
sich vom gegenwärtigen stark unter-
scheidet. Der Eidgenössischen Zoll-
verwaltung gelang es in dieser lan-
gen Zeitspanne u. a. mit der 1972
durch Artikel 72a ZG eingeführten
Möglichkeit von Vereinbarungen
mit den Zollbeteiligten – es handelt
sich bei dieser Änderung um die
letzte umfassende Revision des
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Totalrevision des schweizerischen
Zollgesetzes
Von Hans Georg Nussbaum, Fürsprecher, Chef des Rechtsdienstes, Eidgenössische Oberzolldirektion, Bern, und Heinz Schreier, lic. iur., Projekt-
leiter Totalrevision des Zollgesetzes, Eidgenössische Oberzolldirektion, Bern.
Die Verfasser vertreten in diesem Beitrag ihre persönliche Meinung; diese braucht nicht mit der behördlichen Auffassung übereinzustimmen.

Die schweizerische Regierung hat einen Entwurf für ein neues Zollgesetz
vorgestellt, welches sich inhaltlich in Struktur und Systematik stark an den
Zollkodex anlehnt, die gleichen Zollverfahren anbietet und die wesentlichen
Begriffe verwendet. Entsprechend der schweizerischen Gesetzestechnik
wurde jedoch auf zu viele Detailregelungen verzichtet. Die Verabschiedung
der Vorlage zuhanden des Parlamentes dürfte Ende 2002 erfolgen. Mit
einem Inkrafttreten ist frühestens auf den 1. Januar 2005 zu rechnen.
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übernimmt dessen wesentlichen Be-
griffe (Schreier 1999, 7). Mit 128 Ar-
tikeln ist er jedoch um einiges kür-
zer gefasst als der Zollkodex mit
seinen 252 Artikeln.

Gründe, Ziele und Grenzen der Total-
revision

Die wichtigsten Gründe für eine To-
talrevision lassen sich wie folgt zu-
sammenfassen (vgl. EFD 2001, Ziff.
113.3):

• Die tatsächlichen Verhältnisse
haben sich seit 1925 stark gewandelt
und lassen sich mit dem – oft detail-
lierten – Wortlaut nicht mehr in Ein-
klang bringen, obwohl die Verwal-
tungspraxis bisher manches zweck-
mässig ordnen konnte. So fehlt im
Zollgesetz z. B. eine Bestimmung
über die in der Praxis weit verbrei-
tete elektronische Verzollung und
über die Möglichkeit, die elektroni-
sche Verzollung für bestimmte Wa-
ren verbindlich zu erklären, auch
wenn beispielsweise Artikel 3 Ab-
satz 1 der Allgemeinen Verordnung
vom 7. Dezember 1998 über die
Einfuhr von landwirtschaftlichen
Erzeugnissen (Agrareinfuhrverord-
nung, AEV; SR 916.01) die für die
Bewirtschaftung der landwirtschaft-
lichen Kontingente im Rahmen der
GATT/WTO-Übereinkommen be-
deutsame Bestimmung enthält, wo-
nach die Verzollung der Einfuhr von
landwirtschaftlichen Erzeugnissen
grundsätzlich mittels elektronischer
Datenverarbeitung zu erfolgen hat.

• Das geltende Zollgesetz besteht
teilweise aus sehr formalistischen
Verfahrensbestimmungen.

• Die Aufgaben und Befugnisse
des Grenzwachtkorps als der unifor-
mierten und bewaffneten Organi-
sationseinheit der Eidgenössischen
Zollverwaltung sind heute ungenü-
gend geregelt.

• Schliesslich unterscheidet sich
das Zollgesetz in vielen Belangen
wesentlich vom Zollkodex.

Mit einer Totalrevision werden fol-
gende Ziele angestrebt (vgl. EFD
2001, Ziff. 113.4):

• Erneuerung der gesamten Zoll-
gesetzgebung und Schaffung ver-
besserter Rechtsgrundlagen, um die

staatlichen Aufgaben zeitgemässer
vollziehen zu können, namentlich
durch aktuelle Umschreibung der
bestehenden und künftigen Aufga-
ben der Zollverwaltung (Abgaben-
erhebung, Grenzschutz, Personen-
und Warenkontrollen).

• Schaffung von neuen Verfah-
rensinstrumenten, um den Bedürf-
nissen von Handel, Wirtschaft und
Verkehr besser zu genügen.

• Abbau unnötiger Verfahrens-
strenge durch Ermessensspielräume
für die Beurteilung von Verfahrens-
versäumnissen.

• Angleichung des schweizeri-
schen Zollrechts an das internatio-
nale Recht, insbesondere an dasje-
nige des Zollkodex mit dem Ziel,
der Wirtschaft analoge Instrumente
und Verfahren anbieten zu können.

Nicht Gegenstand der Vorlage ist
der Einbezug bzw. die Revision der
Bestimmungen des Zolltarifgeset-
zes vom 9. Oktober 1986 (ZTG; SR
632.10). Grund dafür ist vor allem
die Tatsache, dass auch auf europäi-
scher Ebene das Zollrecht und das
Zolltarifrecht in zwei verschiedenen
Erlassen geregelt sind. Die Vorlage
ändert auch am bisherigen System
des Gewichtszolls (Art. 2 ZTG)
nichts; ein Systemwechsel wurde be-
reits in den 80er-Jahren nach einge-
henden Prüfungen, namentlich aus
Kostengründen, verworfen. Aus
heutiger Sicht sind diesbezüglich
folgende Punkte von Bedeutung:

• Zwei in fiskalischer Hinsicht
wichtige Zollbereiche wurden in
den 90er-Jahren in Steuern umge-
wandelt: die Automobilsteuer sowie
die Mineralölsteuer (Automobil-
steuergesetz vom 21. Juni 1996,
AStG; SR 641.51, und Mineralöl-
steuergesetz vom 21. Juni 1996, Mi-
nöStG; SR 641.61). In verschiede-
nen Freihandelsabkommen wurde
zudem der Zollansatz auf Fr. 0,–
festgelegt. Durch die Auskoppelung
zweier Bereiche aus dem Zollsys-
tem sowie durch den Abbau der
Zollansätze hat die Art der Zollbe-
messung an Bedeutung verloren.

• Im Rahmen des Beitritts der
Schweiz zur Welthandelsorganisa-
tion (WTO) hat sich die Schweiz für
die Beibehaltung der Gewichtszölle
ausgesprochen und dies der WTO

auch so mitgeteilt (vgl. dazu die
Botschaft des Bundesrates vom
19. September 1994 zur Genehmi-
gung der GATT/WTO-Überein-
kommen [Uruguay-Runde] bzw. zu
den für deren Ratifizierung notwen-
digen Rechtsanpassungen; BBl 1994
IV 144 ff. und 1004 ff.).

• Im Landwirtschaftsbereich gilt
nach wie vor der Gewichtszoll.
Grund dafür ist die Tatsache, dass
nicht der Warenwert, sondern die
importierte Warenmenge sich auf
den inländischen Markt auswirkt
(vgl. dazu die weitergehenden Aus-
führungen in BBl 1994 IV 1004 ff.).

Grundzüge der Vorlage

Überblick

Der Gesetzesentwurf lehnt sich in
Struktur und Systematik stark an
den Zollkodex an, bietet die näm-
lichen Zollverfahren an und über-
nimmt dessen wesentliche Begriffe
(EFD 2001, Ziff. 121). Entspre-
chend der schweizerischen Geset-
zestechnik wurde jedoch auf zu
viele Detailregelungen verzichtet.
Im Gesetzesentwurf fanden deshalb
lediglich die grundlegenden Rege-
lungen Aufnahme (vgl. auch Art.
164 Abs. 1 Bst. d der Bundesverfas-
sung der Schweizerischen Eidgenos-
senschaft vom 18. April 1999, BV;
SR 101, wonach die wichtigen
rechtsetzenden Bestimmungen in
der Form eines Bundesgesetzes zu
erlassen sind; dazu gehören die
grundlegenden Bestimmungen u. a.
über den Kreis der Abgabepflichti-
gen sowie über den Gegenstand und
die Bemessung von Abgaben). Es
wurde versucht, ein modernes und
verständliches Gesetz zu schaffen.
Der Gesetzesentwurf gliedert sich
in folgende Titel und Kapitel (die
noch weiter gehenden Abschnittti-
tel werden in dieser Übersicht nicht
aufgeführt):

1. Titel: Grundlagen des Zollwesens
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmun-

gen
2. Kapitel: Zollpflicht und Zoll-

erhebungsgrundlagen

2. Titel: Veranlagungsverfahren
1. Kapitel: Ein- und Ausfuhrüber-

wachung
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2. Kapitel: Zollveranlagung
3. Kapitel: Besondere Bestimmun-

gen
4. Kapitel: Die Zollverfahren
5. Kapitel: Zollfreilager

3. Titel: Abgabenerhebung
1. Kapitel: Zollschuld
2. Kapitel: Sicherstellung von Zoll-

forderungen
3. Kapitel: Nachforderung und

Zollerlass
4. Kapitel: Vollstreckung von Zoll-

forderungen
5. Kapitel: Abgaben nach nichtzoll-

rechtlichen Erlassen

4. Titel: Die Zollverwaltung
1. Kapitel: Organisation und Perso-

nal
2. Kapitel: Aufgaben
3. Kapitel: Befugnisse

5. Titel: Datenschutz und Amtshilfe
1. Kapitel: Datenschutz
2. Kapitel: Amtshilfe

6. Titel: Rechtsschutz

7. Titel: Strafbestimmungen

8. Titel: Schlussbestimmungen.

Von besonderer Bedeutung sind die
Bestimmungen des zweiten Titels
über das Veranlagungsverfahren.
Die Zollveranlagung gliedert sich
in einzelne Verfahrensschritte und
dient grundsätzlich der Feststellung
des Sachverhaltes, der zolltarifari-
schen Erfassung einer Ware, der
Festsetzung der Zollabgaben und
dem Erlass der Veranlagungsverfü-
gung (EFD 2001, Ziff. 121). Ent-
sprechend der zollrechtlichen Be-
stimmung einer Ware wird diese in
ein Zollverfahren überführt. Die
Zollverfahren haben dabei die Auf-
gabe, die Zollveranlagung so zu mo-
difizieren, dass bei jedem Veranla-
gungsschritt die Aspekte des jewei-
ligen Zollverfahrens im Vorder-
grund stehen (EFD 2001, Ziff. 121).

Der Vorentwurf bringt ferner die
Rechtsgrundlagen insbesondere für
wichtige Verfahrensvereinfachun-
gen und für den Einsatz der elektro-
nischen Datenverarbeitung (EDV),
für die Amtshilfe sowie für den neu
gefassten Aufgaben- und Sicher-
heitsbereich. Er gibt dem Bundes-
rat, dem Eidgenössischen Finanzde-
partement und der Zollverwaltung
mehr Kompetenzen und schränkt

dert sich indessen gegenüber dem
geltenden Recht nichts Grundsätzli-
ches.

Nach dem geltenden Recht wird in
der Regel schriftlich deklariert (Art.
47 Abs. 2 der Verordnung vom
10. Juli 1926 zum Zollgesetz, ZV; SR
631.01); im Reisendenverkehr wird
mündlich deklariert (Art. 111 Abs. 5
ZV). Den Zollbeteiligten kann un-
ter gewissen Voraussetzungen die
Möglichkeit der elektronischen Ver-
zollung bewilligt werden (vgl. die
Verordnung vom 3. Februar 1999
über die Zollabfertigung mit
elektronischer Datenübermittlung,
ZEDV; SR 631.071). Auf Grund des
geltenden Zollgesetzes kann die
Anwendung der elektronischen
Verzollung nicht verbindlich vorge-
schrieben werden. Dies erweist sich
zunehmend als Mangel. Neu wird in
elektronischer, schriftlicher, münd-
licher oder in einer anderen von der
Zollverwaltung zugelassenen Form
der Willensäusserung angemeldet
(Art. 26 Abs. 1 E-ZG). Darunter
fällt auch das in den Flughäfen be-
reits angewandte „Rot/Grün-Sys-
tem“. Von Bedeutung ist, dass die
Zollverwaltung die Anmeldeform
vorschreiben kann (Art. 26 Abs. 2
E-ZG). Somit wird es insbesondere
zulässig sein, dass bestimmte Waren
nur noch elektronisch verzollt wer-
den können.

Im Rahmen der Einfuhrüberwa-
chung wird der Zollverwaltung das
Recht zugestanden, im ganzen Zoll-
gebiet Kontrollen über die Erfül-
lung der Zollpflicht durchführen zu
können (Art. 28 E-ZG). Dieses
Recht ist als Ausgleich für die ab-
nehmende Dichte der Zollkontrol-
len an der Grenze zu verstehen. Auf
Verlangen haben die Zollbeteiligten
während der Dauer eines Jahres seit
der Einfuhr der Waren den Nach-
weis zu erbringen, ob bzw. dass für
die eingeführten Waren das Zollver-
anlagungsverfahren durchgeführt
worden ist. Können sie diesen Nach-
weis nicht erbringen, müssen sie da-
mit rechnen, dass eine Strafuntersu-
chung gegen sie eröffnet wird. Er-
gänzend dazu kann die Zollverwal-
tung am Domizil von Firmen Kon-
trollen durchführen (Art. 29 E-ZG).
Dabei sind die Zollbeteiligten zur
Mitwirkung verpflichtet; insbeson-

die formelle Strenge des bisherigen
Gesetzes beispielsweise durch ver-
mehrtes Zulassen des materiellen
Sachbeweises ein (EFD 2001,
Ziff. 121).

In sprachlicher Hinsicht bringt der
Gesetzesentwurf gewisse Neuerun-
gen, die für den deutschschweizeri-
schen Sprachgebrauch etwas ge-
wöhnungsbedürftig sind. Dies gilt
insbesondere für die Gestellung und
die Beschau (Art. 24 und 34 E-ZG).
Der Begriff „Zolldeklaration“ wird
durch den Begriff „Zollanmeldung“
ersetzt. Der Begriff „Zollverfahren“
bekommt eine neue Bedeutung: Er
steht neu wie im Zollkodex für ei-
nen der sieben förmlichen Verfah-
renswege, die Wirtschaftsbeteiligte
wählen können, um ihre Ware einer
bestimmten zollrechtlichen Bestim-
mung zuzuführen. Das geltende
schweizerische Zollgesetz versteht
unter dem Begriff „Zollverfahren“
das in die vier zollrechtlichen Ver-
fahrensabschnitte Anmeldungsver-
fahren, Deklarationsverfahren, Ab-
fertigungsverfahren und Ausstel-
lung des Zollausweises gegliederte
Verfahren, welches primär der Ver-
anlagung der Zölle dient (vgl. Art.
29 ff. ZG; vgl. auch Arpagaus 1999,
Rz. 139 ff.) und auf die Durchfüh-
rung der Zollpflicht gerichtet ist.

Veranlagungsverfahren

Der bisherige Grundsatz, wonach
zollzahlungspflichtig ist, wer der
Zollmeldepflicht unterliegt (Art. 13
ZG), wird zu Gunsten des Systems
nach dem Zollkodex ersetzt. Ausge-
hend von der Zuführungspflicht
(Art. 21 E-ZG) wird die Gestel-
lungspflicht (Art. 24 E-ZG) und die
Anmeldepflicht (Art. 25 E-ZG) be-
gründet; diese führt zur Veranla-
gungsverfügung mit der Festsetzung
der Zollabgaben (Art. 37 E-ZG) so-
wie zur Zollschuld und zur Zollfor-
derung (Art. 67 E-ZG; die Zoll-
schuld ist die Verpflichtung, die von
der Zollverwaltung zu veranlagen-
den Zollabgaben zu bezahlen; die
Zollforderung hingegen umfasst
den Betrag der veranlagten Zollab-
gaben, der Abgaben nach nichtzoll-
rechtlichen Erlassen sowie der all-
fälligen übrigen Geldleistungen).
An der Stellung der Zollbeteiligten
und ihren Verantwortlichkeiten än-
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dere müssen sie ihre Bücher, Be-
standesaufzeichnungen, Geschäfts-
papiere, Bankunterlagen und EDV-
Systeme offen legen oder zugäng-
lich machen (Art. 29 Abs. 2 E-ZG).

Grundsätzlich ist die von der Zoll-
stelle angenommene Zollanmel-
dung für die anmeldepflichtige Per-
son verbindlich (Art. 31 E-ZG;
diese Bestimmung entspricht Art.
35 Abs. 2 ZG). Die starre Anwen-
dung der als Eckpfeiler des schwei-
zerischen Zollsystems bezeichneten
Verbindlichkeit kann jedoch in ge-
wissen Fällen zu unbilligen Ergeb-
nissen führen (EFD 2001, Ziff.
223.14). Neu besteht deshalb die
Möglichkeit, dass die anmelde-
pflichtige Person die Zollanmel-
dung berichtigen oder zurückziehen
kann, solange die Ware noch gestellt
ist; hat die Zollstelle jedoch bereits
festgestellt, dass die gemachten An-
gaben unzutreffend sind oder hat sie
eine Beschau angeordnet, ist eine
Korrekturmöglichkeit nicht mehr
zulässig (Art. 33 Abs. 1 E-ZG).
Aber selbst wenn die Ware den zoll-
amtlichen Gewahrsam verlassen
hat, soll eine Berichtigung binnen
einer durch die Verordnung festzu-
setzenden kurzen Frist noch mög-
lich sein (Art. 33 Abs. 2 E-ZG).
Diese Regelung besteht im Rahmen
der elektronischen Verzollung dem
Grundsatz nach bereits heute (Art.
20 ZEDV) und die bisher gemach-
ten Erfahrungen werden überwie-
gend als positiv beurteilt. Schliess-
lich kann binnen 30 Tagen – unter
gleichzeitiger Einreichung einer
neuen Zollanmeldung – ein Gesuch
um Ungültigerklärung der ange-
nommenen Zollanmeldung einge-
reicht werden (Art. 33 Abs. 3 E-
ZG); das Gesuch ist zu bewilligen,
wenn die Ware irrtümlich zu dem in
der Zollanmeldung genannten Zoll-
verfahren angemeldet worden ist,
oder wenn die Voraussetzungen für
die neu beantragte Zollveranlagung
schon erfüllt waren, als die erste
Zollanmeldung angenommen wur-
de und die Ware seither nicht ver-
ändert worden ist (Art. 33 Abs. 4
E-ZG). Die Bedingungen, von de-
nen die Ungültigerklärung abhängig
ist, dürften Missbräuche weitgehend
ausschliessen (EFD 2001, Ziff.
223.14).

Die Regelung des Veranlagungsver-
fahrens (Art. 21 ff. E-ZG) richtet
sich grundsätzlich nach dem Ablauf,
der im Strassenverkehr üblich ist.
Der Bundesrat kann jedoch Verein-
fachungen vorsehen und namentlich
von der Pflicht zum Gestellen oder
zur summarischen Anmeldung be-
freien, sofern dadurch weder die
zollamtliche Prüfung der Waren
noch die Zollsicherheit beeinträch-
tigt werden und der Zollabgabenbe-
trag nicht geschmälert wird (Art. 40
E-ZG). Die vom Bundesrat auf dem
Verordnungsweg zu erlassenden
Abweichungen vom üblichen Ver-
anlagungsverfahren sind insbeson-
dere auch zulässig für den Eisen-
bahn-, Schiffs-, Luft- und Postver-
kehr (Art. 43 E-ZG).

Zollverfahren

Überblick

Es war das Bestreben der Totalrevi-
sion, im Bereich der Zollverfahren
eine gesetzliche Lösung zu erarbei-
ten, die sich auf Grundsätze be-
schränkt und die inhaltlich dem
Zollkodex entspricht. Der Geset-
zesentwurf bietet deshalb die näm-
lichen Zollverfahren wie der Zoll-
kodex an. Folgende Zollverfahren
sind zulässig: Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr, Tran-
sitverfahren, Zolllagerverfahren,
Verfahren der vorübergehenden
Verwendung, der aktiven und der
passiven Veredelung und Ausfuhr-
verfahren (Art. 46 Abs. 2 E-ZG).
Auf das Umwandlungsverfahren
wurde mangels eines wirtschaft-
lichen Bedürfnisses verzichtet. Die
Liste der zulässigen Zollverfahren
ist abschliessend. Es besteht jedoch
die Möglichkeit, von einem Zollver-
fahren zu einem anderen zu wech-
seln (Art. 46 Abs. 3 und 4 E-ZG),
indem das eine Verfahren beendet
und ein neues eröffnet wird.

Im Folgenden sollen beispielhaft
das Verfahren der Überführung in
den zollrechtlich freien Verkehr so-
wie das Zolllagerverfahren kurz
dargestellt werden.

Überführung in den zollrechtlich
freien Verkehr

Der Zollkodex regelt die Überfüh-
rung in den zollrechtlich freien Ver-

kehr in fünf Artikeln und zahlrei-
chen Ausführungsbestimmungen
(Art. 79–83 ZK). Der Gesetzesent-
wurf begnügt sich mit einem Arti-
kel, der folgenden Wortlaut auf-
weist, wobei diese Bestimmung auf
Verordnungsstufe ebenfalls der zu-
sätzlichen Regelung bedarf:
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Art. 47
1 Ausländische Waren, die den zollrechtlichen Sta-
tus inländischer Waren erhalten sollen, sind zur
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr an-
zumelden.
2 Das Verfahren führt:

a. zur Veranlagung der Einfuhrzollabgaben;

b. zum allfälligen Verzicht auf die Zollabgaben-
erhebung bei inländischen Rückwaren;

c. zur allfälligen Festsetzung des Rückerstat-
tungsanspruchs bei der Ausfuhr erhobener Ausfuhr-
zollabgaben oder des Rückforderungsanspruches
bei der Ausfuhr vergüteter Einfuhrzollabgaben;

d. zur Anwendung der nichtzollrechtlichen Er-
lasse.

Die Bestimmungen der weiteren
Zollverfahren sind jeweils ähnlich
aufgebaut. In einem ersten Absatz
wird der Zweck des entsprechenden
Zollverfahrens verankert. In einem
weiteren Absatz werden die Folgen
dieses Verfahrens dargelegt. Soll
eine ausländische Ware den zoll-
rechtlichen Status einer inländi-
schen Ware erhalten, ist sie zum
Verfahren der Überführung in den
zollrechtlich freien Verkehr anzu-
melden. Dieses „Einfuhrverfahren“
beinhaltet die Veranlagung der Ein-
fuhrzollabgaben sowie den Vollzug
der nichtzollrechtlichen Erlasse
(vgl. Art. 94 Abs. 1 E-ZG, wonach
die Zollverwaltung beim Vollzug
nichtzollrechtlicher Erlasse des
Bundes nach Massgabe der betref-
fenden Bestimmungen mitwirkt).
Unter den nichtzollrechtlichen Er-
lassen sind alle jene Erlasse des
Bundes zu verstehen, die im Rah-
men der Zollkontrolle durch die
Zollverwaltung angewandt werden,
so beispielsweise die Mehrwertsteu-
ergesetzgebung auf der Einfuhr,
aber auch Erlasse im Bereich des
Agrarschutzes, gesundheitspolizeili-
che Bestimmungen, die Waffenge-
setzgebung usw. Anlässlich der
Zollveranlagung werden in Anwen-



dung der nichtzollrechtlichen Er-
lasse auch andere Abgaben erhoben
(Art. 89 E-ZG).

Zolllagerverkehr

Die Artikel 49–56 E-ZG regeln das
Zolllagerverfahren. „Zolllager sind
von der Zollverwaltung zugelassene
und unter zollamtlicher Überwa-
chung stehende Orte im Zollgebiet,
an denen Waren unter den festge-
legten Voraussetzungen gelagert
werden können.“ (Art. 49 Abs. 2 E-
ZG). Der Gesetzesentwurf geht von
zwei Arten von Zolllagern aus: of-
fene Zolllager und Lager für Mas-
sengüter (Art. 49 Abs. 3 E-ZG). Die
offenen Zolllager haben ihr Vorbild
im privaten Zolllager nach Artikel
99 Absatz 1 Lemma 2 ZK (Lagertyp
C). Die Lager für Massengüter ent-
sprechen den bisherigen Privatlager
(Art. 42 Abs. 2 ZG); sie sind eine In-
stitution des schweizerischen Zoll-
rechts und entsprechen einem wirt-
schaftlichen Bedürfnis; der Zollko-
dex kennt diese Lagerform nicht
(EFD 2001, Ziff. 225.53). Beim offe-
nen Zolllager – und im Unterschied
zum Lagertyp C – können auch an-
dere Personen als der Lagerhalter
Waren einlagern; diese Personen
werden als Einlagerer bezeichnet
(Art. 51 Abs. 2 E-ZG). Mit dieser
Möglichkeit wird das offene Zollla-
ger dem Status der Zollfreilager an-
geglichen (EFD 2001, Ziff. 225.53).

Das Zolllagerverfahren führt na-
mentlich zur Identitätssicherung der
Ware, zur Möglichkeit zu prüfen, ob
die Lagerbewilligungen und Aufla-
gen eingehalten werden, sowie zur
Anwendung der massgebenden
nichtzollrechtlichen Erlasse (Art. 50
Abs. 1 Bst. a, b und d E-ZG). Wird
das Zolllagerverfahren nicht ord-
nungsgemäss abgeschlossen, wer-
den die Einfuhrzollabgaben fällig
(Art. 50 Abs. 4 E-ZG). Dies ent-
spricht dem Gedanken des Wirt-
schaftszolls, wonach die Abgaben-
belastung eine Ware erst dann tref-
fen soll, wenn diese tatsächlich am
wirtschaftlichen Wettbewerb teil-
nimmt (EFD 2001, Ziff. 225.57, mit
Hinweis auf Peter Witte/Dirk Pe-
trat, Zollkodex, München 1994,
Rz. 2 vor Art. 98).

und den Lagern für Massengüter ta-
bellarisch wie folgt zusammenfassen
(vgl. Art. 50 ff. E-ZG):

Im Übrigen lassen sich die Gemein-
samkeiten und die Unterschiede
zwischen den offenen Zolllagern
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Offenes Zolllager Lager für Massengüter

Betreiber Lagerhalter, mit Bewilligung der
Zollverwaltung und gegen Sicher-
stellung

Lagerhalter, mit Bewilligung der
Zollverwaltung

Verantwortlichkeit Lagerhalter, Einlagerer Lagerhalter

Zulässige Ware Waren des zollrechtlich nicht
freien Verkehrs (unverzollte
Waren), zur Ausfuhr veranlagte
Waren

Waren des zollrechtlich nicht
freien Verkehrs (unverzollte
Waren), sofern sie von der Zoll-
verwaltung für die Lagerung als
Massengut zugelassen sind

Lagerdauer Unbeschränkt 2 Jahre

Veranlagung der
Zollabgaben

Verzicht auf Veranlagung der Ein-
fuhrzollabgaben und deren Sicher-
stellung

Veranlagung der Einfuhrzollabga-
ben; Sicherstellung der Abgaben,
da bedingte Zahlungspflicht

Handelspolitische Mass-
nahmen

Verzicht auf Anwendung Anwendung

Bestandesaufzeichnungen Für alle Waren; die Zollverwaltung
legt die Form fest

Für alle Waren; die Zollverwaltung
legt die Form fest

Besondere Massnahmen Risikogüter können von Lagerung
ausgeschlossen werden

Risikogüter können von Lagerung
ausgeschlossen werden

Bearbeitung der Ware Zulässig im Rahmen der zu er-
lassenden Verordnung

Zulässig im Rahmen der zu er-
lassenden Verordnung

Auslagerung der Ware – Durch Überführung in ein bei
der Einfuhr zulässiges Zollver-
fahren

– Durch Transitverfahren

– Durch Überführung in ein ande-
res Zollverfahren

Zollfreilager

Neben dem Zolllagerverfahren
kennt der Gesetzesentwurf auch
das Institut der Zollfreilager (Art.
61–66 E-ZG). Als Zollfreilager gel-
ten namentlich vom Zollgebiet ge-
trennte Räumlichkeiten, die unter
zollamtlicher Überwachung stehen
und in denen Waren des zollrecht-
lich nicht freien Verkehrs gelagert
werden dürfen (Art. 61 Abs. 1 E-
ZG; es dürfen auch zur Ausfuhr ver-
anlagte Waren gelagert werden,
wenn sie nach ihrer Auslagerung
tatsächlich aus dem Zollgebiet aus-
geführt werden [Art. 61 Abs. 2 E-
ZG]). Im Gegensatz zum geltenden
Recht (Art. 2 Abs. 3 ZG) werden
die Zollfreilager nicht mehr als
Zollausland behandelt, sondern sie
sind Teil des schweizerischen Zoll-

gebiets. Damit soll verdeutlicht wer-
den, dass sämtliche nichtzollrecht-
lichen Erlasse grundsätzlich auch
auf die Zollfreilager Anwendung
finden (vgl. EFD 2001, Ziff. 226.11).

Obwohl die Gesetzesbestimmungen
über die Zollfreilager ähnlich for-
muliert sind wie diejenigen des Zoll-
lagerverfahrens, handelt es sich
beim Zollfreilager nicht um ein
Zollverfahren. Die Verfahrensbe-
stimmungen der Zollveranlagung
gelten deshalb für die Zollfreilager
nicht (vgl. auch EFD 2001, Ziff.
226.11). Die Zollfreilager sind ne-
ben den Zollverfahren eine weitere
zollrechtliche Bestimmung, die für
eine Ware gewählt werden kann.

Der Gehalt der Bestimmungen über
die Zollfreilager lässt sich tabella-
risch wie folgt zusammenfassen:



Unterschiede zum EG-Zollrecht

Im Gegensatz zum Zollkodex, der
sehr detaillierte Regelungen ent-
hält, war es das Bestreben, einen
schlanken, übersichtlichen Geset-
zesentwurf auszuarbeiten, der zwar
alle für die Schweiz wesentlichen
materiellen Elemente des Zollko-
dex übernimmt, in formeller Hin-
sicht jedoch der schweizerischen
Gesetzestechnik verhaftet bleibt
(vgl. EFD 2001, Ziff. 125).
In materieller Hinsicht kann u. a.
auf folgende zollverfahrensrecht-
lichen Unterschiede hingewiesen
werden:
• Möglichkeit, einzuführende Wa-
ren bei der Zollstelle anzumelden,
bevor sie dort eintreffen (Art. 25
Abs. 4 E-ZG). Dadurch lässt sich
das Verfahren beschleunigen (EFD
2001, Ziff. 222.15).
• Möglichkeit, mit den Zollbetei-
ligten zur weiteren Vereinfachung
der Zollveranlagung (Art. 40 Abs. 2
E-ZG; vgl. auch Art. 72a ZG) oder
zur Durchführung von Pilotversu-
chen Vereinbarungen abzuschlies-
sen.
• Möglichkeit der Lager für Mas-
sengüter.

Ergebnisse des Vernehmlassungs-
verfahrens

Die Vorlage, wonach das geltende
Zollgesetz totalrevidiert und an den
Zollkodex angepasst werden soll,
wurde im Vernehmlassungsverfah-
ren gut aufgenommen. Die ange-
strebte Revision scheint vielen Teil-

nehmern am Vernehmlassungsver-
fahren überfällig zu sein. Insbeson-
dere die Stimmen aus der Wirtschaft
fordern eine rasche Revision. Je
nach Interessenlage geht indessen
einzelnen die Adaption des EG-
Rechts zu weit, andere finden, die
Revision hätte die Rechte der Zoll-
beteiligten noch verstärken können.
Das Speditions- und Logistikge-
werbe setzte sich stark für eine Ent-
lassung aus der zwar in Artikel 13
Absatz 2 ZG (Art. 69 Abs. 3 E-ZG)
verankerten Solidarhaftung ein,
welche im Bereich der Mehrwert-
steuer auf den Einfuhren für ge-
werbsmässige Zolldeklaranten un-
ter bestimmten Voraussetzungen
bereits aufgehoben worden ist (vgl.
Art. 75 des Mehrwertsteuergesetzes
vom 2. September 1999, MWSTG;
SR 641.20), wünschte Erleichterun-
gen bei der Abgabenerhebung
(Zahlungsfristen, Sicherstellungen,
Verjährung) und forderte, dass
leichte Fahrlässigkeit als Schuld-
form bei den Strafbestimmungen
entfällt. Kritisiert wurde auch die
allgemeine Pflicht zur Führung von
Bestandesaufzeichnungen für alle
Waren in den Zollfreilagern; die La-
gerhalter erklärten sich indessen mit
einer Aufzeichnungspflicht für be-
stimmte sensible Waren wie na-
mentlich Zigaretten, Alkohol und
Fleisch einverstanden. Das Ver-
nehmlassungsverfahren hat demge-
genüber die Haltung der Verwal-
tung bekräftigt, bis zu einem allfälli-
gen Beitritt der Schweiz zur Euro-
päischen Union beim System des
Gewichtszolls zu bleiben.

Auch für die Kantone und die Par-
teien ist die Notwendigkeit einer
Revision der Fiskalbestimmungen
im Zollrecht unbestritten. Eine
Mehrheit dieser Kreise findet je-
doch den Zeitpunkt der Vorlage aus
innen- bzw. sicherheitspolitischen
Gründen unglücklich gewählt. Sie
verweist insbesondere auf das in
zeitlicher Hinsicht unabhängig von
der Zollgesetzrevision in Angriff ge-
nommene Projekt betreffend die
Überprüfung des Systems der Inne-
ren Sicherheit der Schweiz (USIS)
sowie auf die bevorstehenden bila-
teralen Verhandlungen der Schweiz
mit der EG und ihren Mitgliedstaa-
ten betreffend eine verstärkte poli-
zeiliche und justizielle Kooperation
einschliesslich Asyl und Migration
(Teilnahme am Übereinkommen
von Schengen). Im Rahmen des
Projekts USIS werden die Aufga-
benbereiche von Bund und Kanto-
nen im Sicherheitsbereich überprüft
und allenfalls neu verteilt werden.
Die Ergebnisse dieses Projekts, wel-
ches voraussichtlich erst im Jahre
2003 abgeschlossen werden wird,
werden sich unter Umständen auch
auf das Grenzwachtkorps auswir-
ken. Um die Ergebnisse des Projek-
tes USIS nicht zu präjudizieren,
wurde vorgeschlagen, die Revision
des Zollgesetzes zurückzustellen.

Ausblick

Der Schweizerische Bundesrat wird
zu Beginn des Jahres 2002 zu ent-
scheiden haben, ob eine Vorlage zu-
handen des Parlamentes ausgear-
beitet werden soll und inwieweit die
Bemerkungen, die im Vernehmlas-
sungsverfahren geäussert worden
sind, zu berücksichtigen sind.
Gestützt auf die grundsätzlich posi-
tiven Ergebnisse des Vernehmlas-
sungsverfahrens besteht für die Ver-
fasser dieser Zeilen kein Zweifel,
dass der Bundesrat einen entspre-
chenden Auftrag erteilen wird. In
inhaltlicher Hinsicht dürften im Be-
reich der Solidarhaftung sowie der
Verjährung zu Gunsten der Spedi-
teure gewisse Modifikationen am
bestehenden Gesetzesentwurf vor-
genommen werden. Zudem dürfte
bezüglich der Bestandesaufzeich-
nungen in den Zollfreilagern eine
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Zollfreilager
Betreiber Lagerhalter, mit Bewilligung der Zollverwaltung
Verantwortlichkeit Lagerhalter, Einlagerer
Zulässige Ware Waren des zollrechtlich nicht freien Verkehrs (unverzollte Waren),

zur Ausfuhr veranlagte Waren
Lagerdauer Unbeschränkt
Veranlagung der Zollabgaben Verzicht auf Veranlagung der Einfuhrzollabgaben und deren

Sicherstellung
Handelspolitische Massnahmen Verzicht auf Anwendung
Bestandesaufzeichnungen Für alle Waren
Besondere Massnahmen Risikogüter können von Lagerung ausgeschlossen werden
Bearbeitung der Ware Zulässig im Rahmen der zu erlassenden Verordnung
Auslagerung der Ware – Durch Überführung in ein bei der Einfuhr zulässiges Zoll-

verfahren
– Durch Transitverfahren



möglichst wenig aufwendige Lösung
anzustreben sein, die jedoch alle
eingelagerten und nicht nur sensible
Waren erfasst.
Die Vorlage könnte Ende 2002
durch den Bundesrat zuhanden der
Bundesversammlung verabschiedet
und durch diese im Jahre 2003 bera-
ten werden. Mit der Verabschie-
dung des Gesetzes durch das Parla-
ment ist das Ziel der Gesetzesrevi-
sion indessen noch nicht erreicht.
Einerseits kann binnen dreier Mo-
nate nach dem Parlamentsbeschluss
von mindestens 50.000 Stimmbe-
rechtigten eine Volksabstimmung
über das neue Gesetz verlangt wer-
den (Art. 141 Abs. 1 Bst. a BV); an-
dererseits sind die gestützt auf das
neue Zollgesetz zu erlassenden Ver-
ordnungen und Dienstvorschriften
auszuarbeiten. Mit dem Inkrafttre-
ten des neuen Zollgesetzes und sei-
ner Ausführungsvorschriften ist so-
mit frühestens auf den 1. Januar
2005 zu rechnen.
Mit einem neuen Zollgesetz würde
die Schweiz über ein modernes
Zollrecht verfügen, das nicht nur
den heutigen wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen angepasst wäre,
sondern auch dem europäischen
Zollrecht entspräche. Gerade für
die Wirtschaftbeteiligten, die im
grenzüberschreitenden Handel tätig
sind, sollte durch eine Vereinheitli-
chung der Verfahrensabläufe eine
Vereinfachung im Umgang mit den
verschiedenen Zollverwaltungen
entstehen. Es ist deshalb zu hoffen,
dass die Totalrevision des Zollgeset-
zes auch tatsächlich realisiert wer-
den kann.

fasser eine Diplomarbeit über den
realen Verbreitungsgrad dieses
Rechts aus. Denn auch wenn es eines
nahen oder fernen Tages 100 Ver-
tragsstaaten sein sollten und keine
Firma wendet das dispositive UN-
Kaufrecht an, ist es eher nicht ver-
breitet. Die Diplomarbeit der Verfas-
serin greift das Thema auf und liefert
eine sehr gute und repräsentative
Auseinandersetzung „Empirische
Studie über den realen Verbreitungs-
grad des UN-Kaufrechts im Wirt-
schaftsraum Oberfranken“ ab.
Oberfranken deshalb, weil sie dort
lebt und leicht an Informationen
gekommen ist, außerdem ist dieser
Regierungsbezirk Bayerns typisch
für die deutsche Export-/Import-
landschaft. Wir ließen uns aber gerne
beweisen, dass die Verhältnisse in
einer anderen Wirtschaftsregion
Deutschlands anders, d. h. UN-
Kaufrechts-freundlicher sind. Auch
eine Untersuchung hierzu aus einem
anderen Vertragsstaat wäre sehr
interessant. Insoweit präsentieren wir
hier ein mutiges Zwischenergebnis,
nämlich dass nur 8 % der Befragten
dieses Recht bewusst wählen, 37 %
es ausschließen und 55 % es nicht
kennen, und es bei Konfliktlösung
zugunsten deutschen Rechts unbe-
wusst und indirekt zur Anwendung
kommt.

Ein, wie die Verfasserin zurecht fest-
stellt, depremierendes Ergebnis, das
Handlungsbedarf anzeigt, wenn es
nicht schon zu spät ist. Keinesfalls ist
es also eventuell so, wie Herr Kollege
Dr. Piltz in AW-Prax Juli 2001
(S. 275) jetzt wieder ausführt, dass
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Die Verfasserin hat im Rahmen ihrer Diplomarbeit eine empirische Studie über den realen
Verbreitungsgrad des UN-Kaufrechts im Wirtschaftsraum Oberfranken angefertigt; die
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Uns internationale Wirtschaftsrecht-
ler und Praktiker beschäftigt das
UN-Kaufrecht nun seit 20 Jahren. Im
Jahr 2000 waren fast 60 Staaten der
Erde Vertragspartner, darunter die
wesentlichen Handelspartner der
Bundesrepublik (außer z. B. Groß-
britannien). Folglich hat sich eine ge-
wisse Seminarindustrie entwickelt,
die das UN-Kaufrecht propagiert.
Auch seriöse Zeitschriften wie AW-
Prax vermitteln laufend den Ein-
druck, dass es kaum Warenkaufver-
träge Deutscher mit Ausländern
gebe, die nicht diesem Vertragswerk
unterliegen. Der Verfasser hatte aus
seiner praktischen Erfahrung heraus
schon immer den Verdacht, dass das
so nicht stimmen könne. Denn die
Unternehmen, in denen bzw. mit de-
nen er arbeitete, schlossen systema-
tisch das UN-Kaufrecht aus verschie-
denen Gründen aus. Entweder war
das typisch für deutsche Unterneh-
men oder waren es die falschen Pro-
banden, jedenfalls musste der Sache
auf den Grund gegangen werden.

Letztlich animiert durch den Aufsatz
von Jansen und Feuerriegel in AW-
Prax 7/99 (S. 266) mit der Feststel-
lung, „dass sich das UN-Kaufrecht in
der Welt des internationalen Handels
durchgesetzt hat“, schrieb der Ver-



„Von ganz wenigen in der Praxis
kaum interessierenden Ausnahmen
abgesehen, gilt heute praktisch für
alle Exportgeschäfte deutscher
Unternehmen das UN-Kaufrecht“
oder a. a. O. später fortfahrend „In
der Außenhandelspraxis gilt heute
demzufolge ganz überwiegend das
UN-Kaufrecht“. Solche Zitate finden
sich laufend in AW-Prax und ande-
ren Publikationen (z. B. jetzt wieder
Menne in NJW 2001 Heft 30, S. 2156:
„Das Übereinkommen hat sich in
der Praxis des deutschen Außenhan-
dels ... einen festen Platz erobert und
bewährt“, ein Statement, das er nach-
her aber leicht einschränkt).

Wollen wir daher lesen, was uns die
Verfasserin – Frau Tanja Sommerer
– als Ergebnis ihrer Untersuchungen
mitzuteilen hat.

Empirische Studie

Die Bedeutung des internationalen
Handels nimmt ständig zu. Es wird
auch auf einen einheitlichen recht-
lichen Rahmen besonders Wert ge-
legt, um eine schnelle und sorgfäl-
tige Abwicklung der Handelsge-
schäfte gewährleisten zu können.
„In der Außenhandelspraxis gilt
heute demzufolge ganz überwie-
gend das UN-Kaufrecht“ (AW-
Prax, Juli 2001, S. 275). Mit dem Slo-
gan, das sog. Einheitskaufrecht „hat
sich in der Praxis vollständig durch-
gesetzt“, wird der aktuelle Kom-
mentar zum Einheitlichen UN-
Kaufrecht beworben (NJW 2001,
Heft 31). „Die zunehmende Bedeu-
tung des UN-Kaufrechts steht außer
Frage … Anders als in der Anfangs-
zeit sprechen sich heute zudem
namhafte Unternehmen sowie Ver-
bände ausdrücklich für das UN-
Kaufrecht aus“ (NJW 2001, Heft 31,
S. 2235).

Ob das so gelobte UN-Kaufrecht
auch in dieser Weise von den Unter-
nehmen akzeptiert und angewendet
wird, ist fraglich. Deshalb wurde
untersucht, inwieweit das Überein-
kommen bei den Unternehmen
wirklich verbreitet ist. Zweck der
Studie war es, den realen Verbrei-
tungsgrad des UN-Kaufrechts näher
zu beleuchten. Die Analyse wurde
anhand von Fragebögen bzw. an-

hand von persönlichen Gesprächen
mit Mitarbeitern der befragten
Unternehmen durchgeführt. Die
Grundgesamtheit der befragten
Unternehmen konzentriert sich
hierbei auf den Regierungsbezirk
Oberfranken (Freistaat Bayern)
und wird als alle der IHK für Ober-
franken Bayreuth und der IHK zu
Coburg kammerzugehörigen Unter-
nehmen definiert.

Ablauf der Untersuchung

Für die Studie zur Thematik des
UN-Kaufrechts wurde die schriftli-
che Befragung mittels Fragebogen
gewählt. Es wurden aufgrund einer
Liste der IHK Bayreuth von ca. 750
oberfränkischen Außenhandels-
unternehmen letztlich 104 zufällig
ausgewählte Firmen in Oberfran-
ken zu ihrer Meinung befragt (101
mittels Fragebogen, 3 per Inter-
view). Insgesamt konnte eine Rück-
laufquote der versandten Fragebö-
gen von 73 % erreicht werden. Nach
Aussortierung des unbrauchbaren
Materials (nicht ausgefüllt bzw. nur
unzureichend ausgefüllt) liegen
schließlich 70 Fragebögen sowie die
drei persönlich geführten Inter-
views der im Folgenden aufgeführ-
ten Auswertung zugrunde.

Ergebnisse der Befragung

Nur 8 % der befragten Firmen ga-
ben an, dass sie das Übereinkom-
men anwenden, weil sie von dessen

Vorzügen überzeugt sind. Es kann
weiter festgehalten werden, dass
37 % der Unternehmen das UN-
Kaufrecht ausschließen. Dem Groß-
teil allerdings, 55 %, ist das Recht
überhaupt nicht bekannt. Das UN-
Kaufrecht kommt hier aber bei Ver-
tragsstaaten und Konfliktlösung zu
Gunsten deutschen Rechts dennoch
zum Tragen, soweit keine anders-
lautenden Willenserklärungen sei-
tens der Unternehmen vorliegen.

Die Auswertung nach der Einfluss-
nahme einer eigenen Rechtsabtei-
lung in den Unternehmen auf die
Kenntnis bzw. Unkenntnis des UN-
Kaufrechts führte zu keinem signifi-
kanten Ergebnis. Bei der Frage, ob
einem Betrieb das Übereinkommen
bekannt ist oder nicht, hatte das
Vorhandensein einer Rechtsabtei-
lung in den jeweiligen Firmen kei-
nerlei Bedeutung.

Als Ergebnis der Studie ist teilweise
ein Zusammenhang zwischen der
Branche und der Kenntnis bzw. Un-
kenntnis des UN-Kaufrechts festzu-
stellen. Die vorhandene Konzentra-
tion ist jedoch zu gering, um als
Maßstab zu gelten. Abschließend
beurteilt ist bei der Frage nach dem
Verbreitungsgrad des Übereinkom-
mens die Branche irrelevant.

Hinsichtlich der Größenklassen ist
ein deutlicher Unterschied zwischen
den kleinen, mittelständischen und
großen Unternehmen erkennbar.
Hauptsächlich den großen Unter-
nehmen (61 %) ist das Überein-
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Abb. 1: Gesamtergebnis der Studie hinsichtlich Ausschluss bzw. Anwendung des UN-Kaufrechts

CISG bewusst gewählt

Ausschluss CISG
unbewusste Anwendung CISG



Fazit und Ausblick

Das UN-Kaufrecht ist nun seit 20
Jahren in Kraft; in der Bundes-
republik Deutschland seit dem
01. 01. 1991. In der Präambel zum
UN-Kaufrecht sind die Zwecke um-
schrieben worden, die mit dem
Übereinkommen verfolgt werden
sollen. So soll es zur Anwendung
eines einheitlichen materiellen
Rechts für internationale Kaufver-
träge kommen. Die Rechtsbarrieren
im Außenhandel würden abgebaut
und der Welthandel gefördert wer-
den. Besonders für die Wirtschaft
waren hier große Chancen ersicht-
lich. Die oft langwierigen Verhand-
lungen mit Geschäftspartnern über
das dem Vertrag zugrunde liegende
Recht können so auf ein Minimum
reduziert werden, da das Überein-
kommen als konsensfähige Lösung
angesehen werden kann. Auch fällt
ein u. U. aufkommendes Überset-
zungs- bzw. Verständigungsproblem
weg, da das Übereinkommen in ver-
schiedenen Vertragssprachen vor-

Übereinkommen von den Unter-
nehmen häufig als praxisfremd an-
gesehen, wie es auch von den be-
fragten Firmen angemerkt wurde.

Im Großen und Ganzen bietet das
UN-Kaufrecht zahlreiche Vorteile
und Chancen für die Unternehmen.
Es wird sicher ohne große Maßnah-
men von Gesetzgeber und Verbän-
den künftig auch nur einem Bruch-
teil der Firmen bekannt sein. Es ist
auch kein „aktuelles“ Thema, mit
dem man durch die Medien ständig
konfrontiert wird. Und selbst wenn
ein groß angelegtes Informations-
programm die Firmen aufklären
würde, wäre es fraglich, inwieweit
aufgrund der Käuferfreundlichkeit
des Übereinkommens seitens ex-
portlastiger Unternehmen über-
haupt Interesse bestünde.

Nur bei Vorliegen sämtlicher An-
wendungsvoraussetzungen kom-
men die Bestimmungen des UN-
Kaufrechts bei den deutschen Fir-
men zum Tragen. Als Ausnahme
gilt nur, wenn explizit ein Aus-
schluss erfolgt. Voraussetzung hier-
für wäre allerdings Kenntnis des
Rechts. Da diese meist nicht vor-
liegt, kann auch ein Ausschluss
nicht erfolgen und das UN-Kauf-
recht wird, ohne dass es den Unter-
nehmen bewusst ist, angewandt.

Letztlich werden Firmen wohl erst
bei negativen Erfahrungen, z. B. in
Gerichtsverfahren, sich näher mit
der Thematik UN-Kaufrecht aus-
einandersetzen. Somit kann nur
eindringlich an Gesetzgeber, Ver-
bände, Kommunen und Medien
appeliert werden, auf derart grund-
legende Vereinbarungen im grenz-
überschreitenden Warenverkehr
immer wieder hinzuweisen. Auf der
anderen Seite sind die Unterneh-
men aufgefordert, sich der Rechts-
basis bewusst zu werden, auf der
Verträge geschlossen werden.

praktische Bedeutung für die
Unternehmen kann jedoch nicht be-
wiesen werden. Es wird größtenteils
als unattraktiv erachtet und ausge-
schlossen. So ist es auch sicherlich
nicht im Sinne des Rechts gewesen,
dass die Bestimmungen nur deshalb
angewandt werden, weil die Unter-
nehmen keine anderslautenden
Vereinbarungen treffen. Vielen Be-
trieben ist das Übereinkommen
nicht bekannt, aber unabsichtlich
finden die Bestimmungen trotzdem
automatisch Anwendung.

Es bleibt abzuwarten, wie viele
Unternehmen sich künftig dem UN-
Kaufrecht noch zuwenden werden.
Aufgrund der bisherigen Ergeb-
nisse ist es jedoch unwahrscheinlich,
dass es eine immens größere Anzahl
als heute sein wird. Wichtig er-
scheint hier das „Alter“ des UN-
Kaufrechts. Es wurde bereits vor
20 Jahren (am 11. April 1980) ver-
abschiedet. Damals war ein einheit-
liches Kaufrecht bzw. die Intention,
ein Weltkaufrecht zu schaffen, si-
cher revolutionär. Heute wird das
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Abb. 2: Gesamtübersicht Anwendung bzw. Ausschluss UN-Kaufrecht nach Größenklassen

bewusste Anwendung Ausschluss Anwendung aufgrund von Unkenntnis

kommen bekannt. Die mittelständi-
schen Betriebe sind nur bedingt
(33 %) mit dem UN-Kaufrecht ver-
traut. Bei den kleinen Unterneh-
men (6 %) ist das UN-Kaufrecht
fast nicht bekannt. Bei weiterer Dif-
ferenzierung danach, ob die Firmen
das Recht ausschließen, es bewusst
anwenden, oder ob die Anwendung
lediglich aufgrund der Unkenntnis
des Rechts erfolgt, kam die Studie
zu folgendem Ergebnis:

liegt. So jedenfalls die Intention vor
20 Jahren.

Aufgrund der durchgeführten Stu-
die und den bisher angeführten Er-
gebnissen hierzu muss an dieser
Stelle festgestellt werden, dass das
UN-Kaufrecht seine Ziele, die in
der Präambel aufgeführt sind, bis
jetzt nicht erreichen konnte. In der
Theorie vermag das Recht große
Vorzüge aufzuweisen. Die große
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Die Ausgangslage

Kennzeichen einer Zollunion, die
nach Art. 23 EGV Grundlage der
Gemeinschaft ist, ist der Gemein-
same Zolltarif (GZT). Eine einheit-
liche Festsetzung der Einfuhrabga-
ben setzt voraus, dass auch der Zoll-
wert als Bemessungsgrundlage ein-
heitlich festgesetzt wird, da der
GZT sonst unterlaufen werden
könnte. Die einheitliche Anwen-
dung der Bestimmungen über die
Zollwertermittlung ist also eine
wichtige Voraussetzung dafür, dass
die Zollunion wie vorgesehen funk-
tioniert.

Schon mit Start der Zollunion im
Juli 1968 wurde das Zollwertrecht

dung des Gemeinschaftszollrechts
grundlegende Tatsache ist bereits
diejenige, dass die Kommission
nicht befugt ist, die Mitgliedstaaten
zu veranlassen, die Rechtsvorschrif-
ten für die Zollwertermittlung in ei-
ner bestimmten Weise auszulegen.
Eine Feinsteuerung durch „Europä-
ische Dienstvorschriften“ ist damit
nur auf freiwilliger Basis möglich.

Die Feststellungen des Rechnungshofs

Zunächst stellt der Rechnungshof
fest, dass das WTO-Recht über die
Zollwertermittlung ordnungsgemäß
ins Gemeinschaftsrecht umgesetzt
wurde, wenngleich die Aufsplitte-
rung des Textes in ZK, ZK-DVO
und deren Anhänge als erklärungs-
bedürftig angesehen wird. Insofern
konzentrieren sich die Feststellun-
gen des Rechnungshofs auf die ord-
nungsgemäße Anwendung des Zoll-
wertrechts. Hierbei empfiehlt er der
Kommission und den Mitgliedstaa-
ten in mehreren Bereichen geeig-

durch eine Verordnung des Rates
verbindlich geregelt. Zum Juli 1980
wurde diese VO – bedingt durch
den Wechsel zum GATT-Zollwert-
Kodex – durch eine neue Zoll-
wertVO (nebst einigen DVOen) ab-
gelöst, die mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1994 nahezu unverändert in
den Zollkodex und die ZK-DVO in-
tegriert wurde. Damit gilt seit über
33 Jahren einheitliches Zollwert-
recht im gesamten Zollgebiet der
Gemeinschaft – Zeit genug, um eine
einheitliche Handhabung sicherzu-
stellen?

Zollwert im Binnenmarkt
Zum Sonderbericht des Rechnungshofs über die Ermittlung des Zollwerts
Von Prof. Dr. Achim Rogmann
Der Autor ist Professor an der FH Braunschweig/Wolfenbüttel, Fachbereich Recht

Spätestens seit Inkrafttreten des Zollkodex besteht im gesamten Zollgebiet
der Gemeinschaft ein einheitliches Zollrecht. Wettbewerbsverzerrungen im
Binnenmarkt durch unterschiedliche Rechtsnormen müssten damit der Ver-
gangenheit angehören. Allerdings genügt es nicht, dass das Recht vereinheit-
licht ist; es muss auch der Vollzug des Rechts möglichst weitgehend harmo-
nisiert sein. Die EU-Kommission wird deshalb nicht müde zu betonen, dass
die Zollverwaltungen der 15 Mitgliedstaaten so effizient und gründlich ar-
beiten müssen wie eine einzige Verwaltung. Bei einer Überprüfung im Be-
reich des Zollwertrechts kommt der Europäische Rechnungshof aber zu
dem Ergebnis, dass es den Mitgliedstaaten schwer fällt, einheitlich vorzuge-
hen. Auch werden Schwierigkeiten seitens der Kommission aufgezeigt, die
nationalen Behörden zu überwachen und zu betreuen.
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Das Zollwertrecht ist eine der am längsten vollhar-
monisierten Materien des Zollrechts und ist damit
Vorreiter für die einheitliche Handhabung des Ge-
meinschaftsrechts.

Der Rechnungshof befasst sich in
seinem Bericht ausschließlich mit
den Problemen im Hinblick auf die
Richtigkeit und die Einheitlichkeit
der Zollwertermittlung bei der An-
wendung des Gemeinschaftsrechts
durch die Zollbehörden. Unregel-
mäßigkeiten, die gleichfalls Ursache
für eine ungleichmäßige Zollwerter-
mittlung sein können, wie etwa fal-
sche Angaben hinsichtlich der wert-
bildenden Faktoren, sind nicht
Gegenstand der vorliegenden
Untersuchung. Eine für die Anwen-

In folgenden Bereichen wurden Unzulänglichkeiten
festgestellt:

• Fehlen gemeinsamer Kontrollnormen und Ar-
beitsmethoden;

• Fehlen einer gemeinsamen Behandlung von
Händlern mit Niederlassungen in mehreren Mit-
gliedstaaten;

• Fehlen gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften,
die gemeinschaftsweit gültige Zollwertentscheidun-
gen ermöglichen;

• Fehlen einer Datenbank über verbindliche Zoll-
wertentscheidungen;

• Fehlen vorheriger Mitteilungen und Aufzeich-
nung über „aufeinander folgende Verkäufe“;

• Außerdem die fragwürdige Behandlung der
Luftfrachtkosten, die Berücksichtigung von Herstel-
lergarantien sowie der Informationsaustausch zwi-
schen den Zollbehörden der Mitgliedstaaten.



nete gesetzgeberische und adminis-
trative Maßnahmen, um festge-
stellte Unzulänglichkeiten zu behe-
ben.

Gemeinsame Kontrollnormen und
Arbeitsmethoden

In einer Zollunion, die nicht über
eine erkennbare einzige Zollbe-
hörde verfügt, ist es für die nationa-
len Zollbehörden schwierig, identi-
sche Arbeitsmethoden anzuwen-
den. Unterschiede bestehen hin-
sichtlich der Zuständigkeiten und
Zugriffsbefugnisse. Während einige
Mitgliedstaaten (u.a. Deutschland)
neben den Kontrollen zum Zeit-
punkt der Einfuhr auch Betriebs-
prüfungen durch qualifiziertes Per-
sonal durchführen, ist es in anderen
Mitgliedstaaten (genannt wird Grie-
chenland) den Zollbeamten außer
in Betrugsfällen versagt, nachträgli-
che Prüfungen vorzunehmen.
Wegen des Fehlens gemeinsamer
Arbeitsmethoden werden Entschei-
dungen, die von Zollstellen in ande-
ren Mitgliedstaaten getroffen wur-
den, oft nur widerwillig akzeptiert.
Auch hier hat die Kommission
keine Handhabe, um die nationalen
Zollbehörden zu den als bestmögli-
che Praxis angesehenen Arbeitsme-
thoden zu veranlassen. Im Wesent-
lichen konzentrieren sich die Bemü-
hungen auf die Aktionsprogramme
Zoll 2000/2002 und Fiscalis. Hier ist
zu bemerken, dass Art. 78 ZK eine
nachträgliche Überprüfung der
Zollanmeldungen in das Ermessen
der Zollbehörden stellt und einen
Spielraum hinsichtlich der Entschei-
dung eröffnet, ob überhaupt Be-
triebsprüfungen vorgenommen wer-
den sollen.

Händler mit Niederlassungen in
mehreren Mitgliedstaaten

Zur Prüfung der einheitlichen An-
wendung der Vorschriften befasst
sich der Rechnungshof schwer-
punktmäßig mit Einfuhren durch
Unternehmen mit Niederlassungen
in mehr als einem Mitgliedstaat.
Anhand der Behandlung von Li-
zenzgebühren wurde die Verwal-
tungspraxis für identische Fälle in
den Mitgliedstaaten verglichen.
Hier wurde festgestellt, dass für ein
und dieselbe Firma die Aufschläge

23Januar 2002

für Lizenzgebühren zwischen 0 %
und 10 % des Wertes der eingeführ-
ten Waren lagen. In einem anderen
Fall wurden die Einfuhren einer
Firma über ein Vertriebszentrum in
demjenigen Mitgliedstaat abgewi-
ckelt, in dem die Zollbehörde ent-
schieden hatte, dass keine der von
dem Unternehmen geleisteten Zah-
lungen von Lizenzgebühren in den
Zollwert einzubeziehen war. In fünf
der Mitgliedstaaten, in die der Im-
porteur zuvor Einfuhren getätigt
hatte, waren zumindest auf einen
Teil der geleisteten Zahlungen
Zölle erhoben worden.

ren Mitgliedstaaten rechtskräftig.
Das führt in vielen Fällen dazu, dass
bei Einfuhren gleicher Waren durch
dieselben Firmen in verschiedenen
Mitgliedstaaten unterschiedliche
Festsetzungen der Bemessungs-
grundlage vorgenommen werden.
Auch hier hat der Rechnungshof
festgestellt, dass internationale
Großunternehmen ihre Einfuhren
in die Mitgliedstaaten mit der güns-
tigsten Zollwertbehandlung verla-
gert haben. Als langfristige Lösung
wird die Einführung verbindlicher
Zollwertentscheidungen genannt,
die im Zollkodex bislang nicht vor-
gesehen sind.

Die Wahl eines bestimmten Mitgliedstaates für die
Zollabfertigung kann die Abgabenhöhe maßgeblich
beeinflussen.

Auch wenn der Rechnungshof
hierzu keine Aussage trifft, ist bei
Lizenzgebühren zu berücksichtigen,
dass sie in hohem Maße die Einfuhr
von Textilien betreffen, auf die im-
mer noch überdurchschnittlich hohe
Zölle erhoben werden. Eine Nicht-
einbeziehung von Zahlungen in den
Zollwert kann sich hier besonders
stark auswirken. Zudem ist zu be-
rücksichtigen, dass die Mitgliedstaa-
ten immerhin 25 % (bis 31.12.2000:
10 %) des festgestellten Zollbetra-
ges als Einziehungskosten einbehal-
ten dürfen. Das verschafft einen
Anreiz, durch eine weniger strenge
Auslegung der Vorschriften ein Ab-
wandern der Wirtschaftsbeteiligten
zu Zollstellen mit der günstigsten
Verwaltungspraxis zu verhindern.
Untersuchungen darüber, ob es viel-
leicht auch innerhalb der Mitglied-
staaten zu unterschiedlichen Hand-
habungen bei der Berücksichtigung
von Lizenzgebühren gibt, enthält
der Bericht des Rechnungshofes na-
turgemäß nicht.

Gemeinschaftsweit gültige Zoll-
wertentscheidungen

Der Rechnungshof stellt darüber
hinaus fest, dass die Tatsache des
begrenzten Geltungsbereichs von
Zollwertentscheidungen Probleme
für die Händlergemeinschaft verur-
sacht. Eine in einem Mitgliedstaat
rechtskräftige Zollwertentschei-
dung ist nicht zugleich in allen ande-

Neben den verbindlichen Zolltarif- und Ursprungs-
auskünften sollte es auch verbindliche Zollwertent-
scheidungen geben.

Bis dahin sollten die Mitgliedstaa-
ten durch die Anwendung gemein-
samer Prüfungsgrundsätze einheitli-
che Arbeitsmethoden entwickeln.

Käuferketten

Nach Art. 147 ZK-DVO kann ein
früherer Verkauf aus einer Reihe
von Verkäufen für die Zwecke der
Ermittlung des Transaktionswertes
herangezogen werden. Dadurch
kann ein niedrigerer Zollwert zur
Anwendung kommen. Allerdings
muss der Anmelder die Angaben zu
dem maßgeblichen Verkauf belegen
und Nachweise dafür erbringen,
dass die Waren zum Zeitpunkt des
früheren Verkaufs zur Ausfuhr in
die Gemeinschaft bestimmt waren.
Von dieser Möglichkeit wird – trotz
der hohen Anforderungen – in der
Praxis verbreitet Gebrauch ge-
macht, was allerdings den Bemü-
hungen von Kommission und Zoll-
behörden entgegenläuft, die Aus-
wirkungen auf die Abgabenhöhe
einzuschränken. Es wurde festge-
stellt, dass einige Zollbehörden eine
Form der vorherigen Bewilligung
vorschreiben, obwohl es dafür keine
Rechtsgrundlage gibt. Wenig über-
raschend ist die Feststellung, dass
auch in diesem Bereich der Zollwer-
termittlung die Praxis der Anerken-
nung von Vorerwerbspreisen unein-
heitlich ist. Bemerkenswert ist aber
die Feststellung des Rechnungshofs,
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dass einige Einführer die Möglich-
keit zur Anmeldung von Vorer-
werbspreisen in einem oder mehre-
ren Mitgliedstaaten nutzen, in ande-
ren jedoch nicht.

den – insbesondere bei neuartigen
Geschäftspraktiken – mitunter er-
hebliche Ermessensspielräume
überlassen. Das Ziel, dass die Ge-
meinschaft für den gesamten Wa-
renhandel als eine echte Zollunion
mit einer einheitlichen Behandlung
von Importwaren funktionieren
solle, könne nur in vollem Umfang
erreicht werden, wenn diese Zoll-
union auf einer einzigen Zollverwal-
tung basiere. Das sei aber nicht der
Fall. Gleichzeitig weist sie darauf
hin, dass etliche Einwände des
Rechnungshofs durchaus berechtigt
seien; das für die EG verbindliche
Zollwertrecht der WTO lasse in vie-
len Bereichen aber keine abwei-
chende Regelung zu. Die Kommis-
sion betont aber ebenfalls, wie wich-
tig es sei, dass für alle Wirtschaftsbe-
teiligten gleiche Spielregeln gelten.
Dieses Ziel stehe voll und ganz mit
dem anderen großen Ziel in Ein-
klang, nämlich dem Schutz der fi-
nanziellen Interessen der Union.
Deshalb werde sie weiterhin prüfen,
wie die Wirksamkeit ihrer Maßnah-
men verbessert werden könne.

Auch im Bereich der Anerkennung von Vorerwerbs-
preisen kann von einer funktionierenden Zollunion
noch nicht gesprochen werden, was sich auch im
Anmeldeverhalten der Unternehmen niederschlägt
und zur Verlagerung von Handelsströmen innerhalb
der Gemeinschaft führt.

Wegen der Tendenz zur Verringe-
rung der vorzulegenden Unterlagen
bei der Zollabfertigung sollte nach
Ansicht des Rechnungshofes die In-
anspruchnahme des Art. 147 ZK-
DVO vorher angekündigt werden.
Gleichzeitig sollten die Zollbehör-
den Aufzeichnungen über die Fir-
men führen, die von der Regelung
regelmäßig Gebrauch machen oder
denen die Inanspruchnahme versagt
wurde.

Weitere Feststellungen und
Forderungen

Der Rechnungshof sieht die derzei-
tige Behandlung der Luftfrachtkos-
ten wegen ihres ungenauen Charak-
ters, aber auch wegen ihrer Komple-
xität als fragwürdig an und stellt die
Frage, ob die Luftfrachtkosten nicht
gegenüber anderen Beförderungs-
arten zu niedrig festgesetzt würden.
Beanstandet wird die Praxis der
deutschen Zollverwaltung, bei der
Einfuhr von Kraftfahrzeugen Wert-
abschläge für Ausbesserungskosten
im Rahmen der Gewährleistung an-
zuerkennen. Diese Handhabung sei
schon 1990 beanstandet worden und
sei nach wie vor nicht mit den gel-
tenden Rechtsvorschriften zu ver-
einbaren. Gefordert wird darüber
hinaus ein intensiverer Informa-
tionsaustausch über Zollwertfragen
zwischen der Kommission und den
Mitgliedstaaten sowie zwischen den
Mitgliedstaaten.

Antworten der Kommission

Die Kommission weist in ihrer Ant-
wort darauf hin, dass die festgestell-
ten Schwierigkeiten zum Großteil
auf der Besonderheit der Zollwert-
regeln beruhen, die den Zollbehör-

Quelle
Sonderbericht des Rechnungshofs Nr. 23/2000
über die Ermittlung des Zollwerts eingeführter Wa-
ren, zusammen mit den Antworten der Kommis-
sion, ABl. EG 2001 Nr. C 84/1 vom 14.3.2001.
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Die mexikanische
Zollverwaltung Administración
Tributaria im Internet
Die mexikanische Zollverwaltung
„Administración Tributaria“ ist un-
ter der Adresse http://www.sat.gob.
mx im Internet vertreten. Die In-
halte der Homepage sind leider nur
auf Spanisch zu lesen. 

Mexiko ist seit dem 01. Januar 1994
Mitglied der Nordamerikanischen
Freihandelsassoziation NAFTA, wo-
durch eine Freihandelszone mit Ka-
nada und den Vereinigten Staaten
von Amerika besteht.

(Carsten Weerth, Bremen)

InternetReport
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Die Ordnungswidrigkeiten im
Außenwirtschaftsrecht
Unübersichtliches übersichtlich gemacht
Beitrag der Redaktion

Die Ordnungswidrigkeiten im Außenwirtschaftsrecht sind sowohl dem juristischen Laien als auch einer Vielzahl von
Juristen nur sehr schwer zugänglich. Dies hängt damit zusammen, dass sich Gesetz- und Verordnungsgeber in den
§§ 33 AWG, 70 AWV einer sehr komplizierten Verweisungs- und Rückverweisungstechnik bedienen. Bereits vor
einigen Jahren hat die AW-Prax versucht, durch eine tabellarische Übersicht etwas mehr Licht in das Dickicht der
Bußgeldvorschriften des Außenwirtschaftsrechts zu bringen (siehe AW-Prax 1996, 139 ff.). Zwischenzeitlich hat sich
vieles verändert, nicht zuletzt auch durch die Umstellung auf den Euro zum 1. 1. 2002. Deswegen hat die Redaktion
die Tabelle an den neuesten Stand angepasst. Die Zusammenstellung soll erneut dazu beitragen Unübersichtliches
übersichtlich zu gestalten.
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Weitere Hinweise zur Tabelle
Ordnungswidrigkeiten AWG/AWV:

• In den Fällen, die in den schattierten Feldern aufgeführt sind, macht sich nur
derjenige einer Ordnungswidrigkeit schuldig, der vorsätzlich handelt. Ansons-
ten reicht fahrlässige Begehung aus.
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RechtsprechungsReport

• In den mit dem Hinweis „Versuch ahndbar!“ gekennzeichneten Fällen
wird auch die lediglich versuchte, aber nicht vollendete Ordnungswidrigkeit mit
einer Geldbuße geahndet.

• Die Verjährungsfrist beträgt in allen Fällen drei Jahre (§ 31 Abs. 2 Nr. 1
OWiG). Sie beginnt mit Beendigung der zu ahndenden Handlung. Die Verjährung
kann durch zahlreiche Handlungen unterbrochen werden (z. B. Anordnung der er-
sten Vernehmung des Betroffenen, Zustellung des Bußgeldbescheides). Die Frist
beginnt dann in vollem Umfang neu zu laufen. Die Grenze bildet jedoch hier das
Doppelte der regulären Verjährungsfrist. Ordnungswidrigkeiten nach AWG/AWV
können demgemäß in jedem Falle nach sechs Jahren seit Beendigung der Hand-
lung nicht mehr verfolgt werden.

• Das Bußgeld wird in der Regel gegen diejenige natürliche Person fest-
gesetzt, die den Verstoß in eigener Person vorgenommen hat (siehe § 9 OWiG).
Nur unter bestimmten weiteren Voraussetzungen kann es gegen das Unterneh-
men festgesetzt werden (siehe § 30 OWiG).

• Unter den Voraussetzungen des § 29 a OWiG kann neben dem Bußgeld der
Bruttoerlös (Umsatz) abgeschöpft werden, der durch den Verstoß erzielt
wurde (§ 29 a OWiG).

Kein „Austauschen“ von Erstattungstatbeständen
Besprechung des Erkenntnisses des VwGH vom 24. Januar 2001, Zahl: 99/16/0530

Im Beschwerdefall wird auf das Verhältnis zwischen Art. 236 und 239 ZK
abgestellt. Der VwGH spricht aus, dass es unzulässig sei, im Rechtsbehelfs-
verfahren über einen Antrag zu entscheiden, der nicht den administrativen
Instanzenzug durchlaufen hat. Dieses Erkenntnis knüpft an das Erkenntnis
vom 24.1.2001, 99/16/0529 an. Ein klassisches Beispiel für das „Nebeneinan-
der“ zwischen Berufungs- und Erstattungsverfahren.

Sachverhalt
Der Sachverhalt richtet sich nach
dem E des VwGH 24.1.2001, 99/16/
0529. Es wird auf den geschilderten
Sachverhalt in AW-Prax 2001, .....
verwiesen.
Gegen den Nacherhebungsbescheid
wurde ein Antrag auf Erstattung
nach Art. 239 ZK eingebracht. In ei-
ner nachträglichen Stellungnahme
stützte sich die Beschwerdeführerin
dem Inhalt nach auf Art. 236 Abs. 1
zweiter Satz ZK. Sie bezog sich ins-
besondere auf die in Art. 220 Abs. 2
Lit. b ZK angeführten Sachverhalte,

insbesondere auf Treu und Glau-
ben, da sie gutgläubig gehandelt
habe. Sie führte weiter aus, dass ein
Irrtum der Zollbehörde nach Art.
220 Abs. 2 Lit. b ZK vorliege, wie
das Zollamt selbst zugebe. Im Übri-
gen habe sie den Irrtum des Zollam-
tes auch nicht erkennen können, da
sie selbst das Hauptzollamt aufge-
sucht und um Auskunft gebeten
habe, die dann auch schriftlich er-
teilt worden sei.

Mit Bescheid vom 28. Juli 1998 wies
das Hauptzollamt Salzburg den An-
trag der Beschwerdeführerin auf
Erstattung der vorgeschriebenen

Einfuhrabgaben mit der Begrün-
dung ab, dass die Beschwerdeführe-
rin offensichtlich fahrlässig gehan-
delt habe, da der Fehler des Haupt-
zollamtes bei Lektüre des Zollko-
dex erkennbar gewesen wäre, damit
seien aber die Voraussetzungen des
Art. 239 ZK nicht erfüllt.

In der gegen diesen Bescheid erho-
benen Berufung brachte die Be-
schwerdeführerin vor, dass der An-
trag der Beschwerdeführerin so-
wohl unter dem Gesichtspunkt des
Art. 239 als auch des Art. 236 ZK
geprüft hätte werden müssen, und
stellte formal einen Eventualantrag
nach Art. 236 ZK.

Mit Berufungsvorentscheidung vom
5. Oktober 1998 wies das Hauptzoll-
amt Salzburg die Berufung als unbe-
gründet ab. In einem Hinweis wurde
ausgeführt, dass über den Antrag
auf Entscheidung nach Art. 236 ZK
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eine gesonderte Entscheidung erge-
hen werde.

In der gegen diesen Bescheid an den
Berufungssenat erhobenen Be-
schwerde brachte die Beschwerde-
führerin vor, dass im Beschwerdefall
sämtliche Voraussetzungen für eine
Erstattung gemäß Art. 236 Abs. 1
zweiter Satz ZK vorlägen. In der
mündlichen Verhandlung korri-
gierte die Beschwerdeführerin den
Antrag auf Erstattung der Abga-
benschuld auf einen Antrag nach
Art. 236 ZK iVm Art. 220 ZK.

Die belangte Behörde wies die Be-
schwerde mit der Begründung ab,
dass auch die Voraussetzungen für
die Erstattung nach Art. 236 ZK
nicht vorlägen.

Der in der Folge angerufene VwGH
hob den angefochtenen Bescheid
wegen Unzuständigkeit der belang-
ten Behörde auf.

Entscheidungsgründe
Der VwGH weist darauf hin, dass
im Bescheid des Hauptzollamt Salz-
burg vom 28. Juli 1998 ausdrücklich
nur über den Antrag nach Art. 239
ZK abgesprochen worden sei, auf
die von der Beschwerdeführerin
vorgebrachten Umstände, die nach
Art. 236 ZK eine Erstattung recht-
fertigen könnten, die Behörde aber
nicht eingegangen wäre. Nach dem
Antragsvorbringen sei in Wahrheit
auch kein Antrag nach Art. 239 ZK
gestellt worden, sondern ein solcher
nach Art. 236 ZK. In der Berufung
sei dann erstmals der „Eventualan-
trag“ gemäß Art. 236 ZK gestellt
worden. Die Berufungsvorentschei-
dung des Hauptzollamtes habe über
den Antrag nach Art. 236 ZK nicht
abgesprochen. Erst in der münd-
lichen Verhandlung sei der Antrag
nach Art. 239 ZK auf einen Antrag
nach Art. 236 ZK geändert worden.
Im angefochtenen Bescheid werde
festgestellt, dass ein Antrag nach
Art. 236 ZK vorgelegen sei, dieser
aber abzuweisen wäre.

Der VwGH begründet die Aufhe-
bung damit, dass Art. 236 bzw. 239
ZK jeweils unterschiedliche Tatbe-
standselemente als Voraussetzung
für eine Erstattung oder einen Er-

lass von Einfuhr- oder Ausfuhrab-
gaben normiere. Das Hauptzollamt
habe den Antrag auf Erstattung
aber ausschließlich als einen Antrag
auf Erstattung nach Art. 239 ZK
in Behandlung genommen. Auch
in der Berufungsvorentscheidung
habe sich das Hauptzollamt aus-
schließlich mit einem Antrag nach
Art. 239 ZK befasst, obwohl es auf
Grund der Begründung des Antra-
ges der Beschwerdeführerin hätte
sehen müssen, dass ausschließlich
Argumente verwendet werden, die
eine Erstattung nach Art. 236 ZK
stützen können.

Werde über eine beantragte Erstat-
tung nach dem Inhalt des Spruches
erster Instanz ausdrücklich abge-
sprochen, dann sei diese Angele-
genheit Gegenstand des Verfahrens
und dieser dürfe im Rechtsbehelfs-
verfahren nicht ausgetauscht wer-
den, weil dies damit – was nach
Art. 245 ZK nach den nationalen
Bestimmungen zu beurteilen sei –
einen unzulässigen Eingriff in die
Zuständigkeit der Behörde erster
Instanz darstelle (vgl. Stoll, BAO-
Kommentar, 2800). Der VwGH
führt weiter aus, dass es der belang-
ten Behörde versagt gewesen wäre,
über den Antrag nach Art. 236 ZK
meritorisch zu entscheiden, dadurch
habe sie eine Zuständigkeit in An-
spruch genommen, die ihr vom Ge-
setz her nicht zugekommen wäre.

Kommentar
Ein verständliches Erkenntnis.
Gegenstand des Verfahrens bis zur
Entscheidung durch den Berufungs-
senat war ausschließlich der Antrag
nach Art. 239 ZK. Über den Antrag
nach Art. 236 ZK wurde erst durch
den Berufungssenat erstmalig (ab-
weisend) entschieden. Erstmalig
hätte hingegen die Abgabenbe-
hörde erster Instanz über den An-
trag nach Art. 236 ZK entscheiden
müssen. Die Beschwerdeführerin
wurde von der Möglichkeit, Rechts-
behelfe hinsichtlich der abweisen-
den Entscheidung nach Art. 236 ZK
zu ergreifen, quasi ausgeschlossen.

Das Erkenntnis  betrifft das Gebot
„immer in der Sache selbst zu ent-
scheiden“ (vgl. Stoll, BAO-Kom-

mentar, 2800). Die den Gegenstand
des erstinstanzlichen Verfahrens bil-
dende Angelegenheit muss mit der
Sache ident sein, welche in die Sach-
entscheidung der Rechtsmittelbe-
hörde einbezogen wird. Das Wort
„Sache“ wird begrenzt durch den
Inhalt des Spruches des bekämpften
Bescheides. (VwGH 10. 11. 1980,
761/79).

Es kommt der Rechtsmittelbehörde
eben nicht zu, über eine nicht den
Gegenstand des erstinstanzlichen
Verfahrens bildende Angelegenheit
einen (erstmaligen) Sachbescheid
zu erlassen (VwGH 23. 9. 1965,
2124/64 und 21.3.1972, 2123/71),
widrigenfalls diese Vorgangsweise
einen Eingriff in die sachliche Zu-
ständigkeit der Abgabenbehörde
erster Instanz darstellt (VwGH
24. 10. 1986, 84/17/151).

Wenn auch die Identität der Sache
nicht immer ausreichend deutlich
erkennbar ist, ist es im Beschwerde-
fall unzweifelhaft, dass eine Erstat-
tung nach Art. 236 ZK an andere
Voraussetzungen anknüpft, wie es
eben bei der auf die Billigkeit ab-
stellenden Norm des Art. 239 ZK
der Fall ist. Eine Parallele zu den
Zollschuldtatbeständen kann m. E.
gezogen werden, so dass ein „Aus-
wechseln“ von Zollschuldtatbestän-
den im Rechtsbehelfsverfahren –
wie in der Praxis zuweilen zu bemer-
ken ist – wohl nur in Ausnahmefäl-
len, dh nur sehr eingeschränkt mög-
lich sein kann.

(Mag. Walter Summersberger, Salzburg)
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Sachverhalt
Der Sachverhalt ist denkbar ein-
fach, führt aber in den Kernbereich
zöllnerischen Handelns: In einer
Zollanmeldung wurden Waren zur
Überführung in den zollrechtlich
freien Verkehr angemeldet. Bei der
Überprüfung der Anmeldung wur-
den die in der Anmeldung bezeich-
neten Waren nicht vorgefunden und
konnten daher dem Anmelder nicht
überlassen werden. Die Waren wa-
ren vom bezeichneten Ort entfernt
worden.

Kein Problem der Konkurrenz
sondern des Anwendungs-
bereichs der Anspruchsnormen
In den Beiträgen wird ein Konkur-
renzproblem verschiedener Zoll-
schuldentstehungsnormen ange-
nommen, in diesem Fall der Zoll-
schuldentstehungstatbestände der
Art. 201 und 203 ZK. Eine An-
spruchkonkurrenz im eigentlichen
Sinne liegt indessen nicht vor. Die
im Kapitel 2 des Titels VII des Zoll-
kodex geregelten Zollschuldentste-
hungstatbestände weisen in das
Auge fallende gravierende struktu-
relle Unterschiede auf. Art. 202 ff.
ZK haben den Charakter von Sank-
tionen. Die Zollschuld entsteht als
Folge der Verletzung zollrechtlicher

jedenfalls bei einer Barverzollung –
die buchmäßige Erfassung und Mit-
teilung der zu zahlenden Beträge
zeitlich vor der Überlassung erfol-
gen muss. Daher scheidet der Zeit-
punkt der Überlassung als Anknüp-
fungspunkt für die Zollschulderste-
hung grundsätzlich aus und es blieb
schon gesetzestechnisch nichts an-
deres übrig, als die Zollschuldent-
stehung an die Tatsache der An-
nahme der Zollanmeldung zu knüp-
fen. An dem Gesamtzusammen-
hang der Bestimmungen ändert sich
indessen nichts, wie bereits der
Wortlaut des Art. 201 Abs. 1-a) ZK
erkennen lässt, der die Zollschuld-
entstehung nur für den Fall regelt,
dass „eine einfuhrabgabenpflichtige
Ware in den zollrechtlich freien Ver-
kehr übergeführt wird“ und damit
die Formulierungen in Art. 4 Nr. 7
2. Anstrich, und 79 ZK wieder auf-
nimmt. Die Verwendung gleicher
Formulierungen an den verschiede-
nen Stellen des Zollkodex verdeut-
licht, dass jedenfalls der Gemein-
schaftsgesetzgeber klare Vorstellun-
gen über den Gegenstand der Rege-
lung hatte.

Überführung einer Ware in den
zollrechtlich freien Verkehr als
Zollverfahren
In Art. 4 Nr. 16-a) ZK wird die
„Überführung in den zollrechtlich
freien Verkehr“ als Zollverfahren
angesprochen, damit den „norma-
len“ Zollverfahren wie etwa dem
Versandverfahren oder dem Zollla-
gerverfahren rechtlich gleichgestellt
und somit eingebunden in die Kon-
zeption des Zollkodex, nach der die
gestellten Nichtgemeinschaftswaren
eine für Nichtgemeinschaftswaren
zulässige zollrechtliche Bestimmung
erhalten müssen (Art. 48 ZK).
Diese erfolgt durch die Überfüh-
rung der Ware in ein Zollverfahren
(Art. 4 Nr. 15-a) ZK) und erfordert
ein Handeln der Zollverwaltung
(Hinweis auf Art. 4 Nr. 17 und Art.
88 ZK). Im Ausfuhrverfahren wird
der Vorgang „überlassen“ genannt
(Art. 162 ZK). Insgesamt ist darun-
ter der Vorgang zu verstehen, bei
dem die in der Zollanmeldung be-
zeichnete Ware nach zollamtlicher

Pflichten. Unterschiede ergeben
sich lediglich hinsichtlich der Art
und der Gewichtung der Pflichtver-
letzungen. Art. 201 ZK regelt dage-
gen die Zollschuldentstehung in Zu-
sammenhang mit einem Verwal-
tungshandeln, einer Dienstleistung,
die dem Beteiligten auf dessen An-
trag von den Zollbehörden erbracht
wird.

Dienstleistung: Überführung
einer Ware in den zollrechtlich
freien Verkehr
Im Zollgesetz 1961 wurde diese
Dienstleistung beschrieben als „Ab-
fertigung von Zollgut zum freien
Verkehr“. Es geht darum, einer
Nichtgemeinschaftsware den Status
einer Gemeinschaftsware zu ver-
schaffen bzw. nach dem Wortlaut
des Zollkodex zu erreichen, „dass
sie in den zollrechtlich freien Ver-
kehr übergeführt“ wird (Art. 4 Nr. 7
2. Anstrich ZK). Diese Aussage
wird in Art. 79 ZK noch einmal auf-
genommen und dahin präzisiert,
dass die Überführung in den zoll-
rechtlich freien Verkehr auch die
Erhebung der gesetzlich geschulde-
ten Abgaben umfasst. Aus der Zu-
sammenschau mit Art. 74 Abs. 1 ZK
folgt, dass der Statuswechsel durch
die Überlassung bewirkt wird. Dies
hat zur notwendigen Folge, dass –

Zur Tragweite des Art. 201 ZK
Anmerkungen zum Urteil des EuGH vom 1. 2. 2001

Das Vorlageverfahren in Sachen D. Wandel GmbH / Hauptzollamt Bremen
(Rs.C-66/99) hat im Schrifttum lebhafte Anteilnahme gefunden. Bereits wäh-
rend des Verfahrens wurden zwei Beiträge Wittes in dieser Zeitung veröffent-
licht (Witte, AW-Prax 4/2000, 146–147, und AW-Prax 5/2000, 190–193).
Stüwe reagierte auf das Urteil mit völligem Unverständnis (Stüwe, „An-
nahme der Zollanmeldung, Überlassung der Waren und das Entstehen der
Zollschuld – Der EuGH auf Abwegen? –.“ ddz 5/2001 F27). Die Vertreter
der Klägerin des Ausgangsverfahrens zeigten sich verständlicherweise ent-
täuscht (Zitzmann, Masorsky, AW-Prax 5/2001, 188–191).
In dem redaktionellen Vorwort zum ersten Artikel Wittes heißt es lobend:
„Das FG Bremen sorgt weiter für Klarheit“. Das Lob gebührt den Bremer
Kollegen, die aus dem Geist des Zollkodex heraus handelten, im gleichen
Geist über den Einspruch entschieden und dadurch die Klarstellung des
EuGH erst ermöglichten.



Prüfung dem Anmelder zum ange-
meldeten Verfahren überlassen
wird (Art. 73, 74 ZK). Während sich
aber bei den „normalen“ Zollver-
fahren an die Überlassung ein Ge-
flecht von Pflichten anschließt, die
den Inhaber des Zollverfahrens
treffen, und auch die zollamtliche
Überwachung der Ware andauert,
ist das Zollverfahren der Überfüh-
rung in den zollrechtlich freien Ver-
kehr gekennzeichnet durch den mit
dem Statuswechsel verbundenen
Wegfall zollrechtlicher Verfügungs-
beschränkungen (vgl. Art. 37 Abs. 2
ZK). Hieraus folgt, dass der Vor-
gang der Überführung der Ware in
das Zollverfahren der „Überfüh-
rung in den zollrechtlich freien Ver-
kehr“ mit der Beendigung des Ver-
fahrens zeitlich zusammenfällt und
sich inhaltlich auf die Herbeifüh-
rung des Statuswechsels beschränkt.
Hieraus und aus der Ausgestaltung
der „Überführung in den zollrecht-
lich freien Verkehr“ als Zollverfah-
ren folgt aber auch, dass die ent-
sprechende zollrechtliche Bestim-
mung erst mit der Überlassung der
Ware zum zollrechtlich freien Ver-
kehr wirksam wird. Das Ausfüllen
eines amtlichen Anmeldevordrucks,
dessen Einreichung bei der Zoll-
stelle und selbst dessen Annahme
durch die Zollstelle sind insoweit
rechtlich bedeutungslos.

Überführung in ein Zoll-
verfahren:
Überlassen einer gestellten Ware,
die sich am bezeichneten oder zu-
gelassenen Ort im Zollamtsbezirk
befindet.

Die Begriffe „übergeben“, „über-
tragen“ und „überlassen“ haben alle
einen ähnlichen Inhalt; es geht um
den Transfer von Befugnissen.
Übergeben wird der Besitz an einer
Sache. Übertragen wird eine
Rechtsposition; es klingt der rö-
mischrechtliche Rechtsgrundsatz
an: „Nemo plus iuris transferre po-
test quam ipse habet“ zu deutsch:
niemand kann mehr an Rechtsposi-
tionen übertragen als er selbst inne-
hat. Was wird nun dem Anmelder
überlassen? Natürlich die Ware, auf
die sich die Anmeldung bezieht und
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die zuvor der Zollstelle gestellt
wurde. Ohne Gestellung ist eine
umfassende Prüfung der Anmel-
dung nicht möglich. Deshalb ver-
langt Art. 63 ZK die unverzügliche
Annahme der Anmeldung erst,
wenn die betreffenden Waren ge-
stellt worden sind. Das bedeutet
nicht, dass die Zollstelle sich an-
schließend mit der Prüfung der An-
meldung Zeit lassen soll, sondern
nur, dass eine Anmeldung ohne Ge-
stellung der dazugehörenden Ware
nicht bearbeitungsreif ist, denn nur
gestellte Waren können in ein Zoll-
verfahren übergeführt werden. Sind
die Waren einmal gestellt, so dürfen
sie bekanntlich nicht ohne Zustim-
mung der Zollbehörden von dem
Ort entfernt werden, an den sie ur-
sprünglich verbracht worden sind
(Art. 47 ZK). Die Überlassung an
den Anmelder stellt eine derartige
Zustimmung dar. Hat der Anmelder
dagegen vor diesem Zeitpunkt über
die gestellte Ware eigenmächtig ver-
fügt und sie vom angegebenen Ort
entfernt, so ist schon nach dem na-
türlichen Wortsinn eine Überlas-
sung der Ware an ihn nicht (mehr)
möglich. Das gilt erst recht, wenn
die Ware von Dritten von dem ange-
gebenen Ort entfernt wurde. Es
handelt sich um typische Fälle von
Pflichtverletzungen, die als Sank-
tion die Entstehung der Zollschuld
nach Art. 203 (oder 204) ZK auslö-
sen.

Durch Entfernung der Ware vom
Ort der Gestellung wird ihre Über-
führung in den zollrechtlich freien
Verkehr vereitelt.

In derartigen Fällen ist die Überfüh-
rung der Ware in das Zollverfahren
der Überführung in den zollrecht-
lich freien Verkehr unmöglich ge-
worden. Mithin ist die Anmeldung
als Folge der Entfernung der Ware
nunmehr gerichtet auf ein tatsäch-
lich unmögliches Verwaltungshan-
deln. Der in Art. 201 Abs. 1-a) ZK
bezeichnete Zollschuldentstehungs-
tatbestand der Überführung der
Ware in den zollrechtlich freien Ver-
kehr wird nicht (mehr) verwirklicht.
Die Anmeldung zum Zollverfahren
– auch wenn sie von der Zollbe-
hörde angenommen war – hat die
Verbindung zur Bezugsgröße, der

gestellten Ware, verloren und ist da-
mit gegenstandslos geworden. Art.
75 ZK und Art. 250 ZK-DV sind
schon deshalb nicht anwendbar, weil
diese Vorschriften an das Vorhan-
densein der gestellten Ware an-
knüpfen; gerade daran fehlt es im
vorliegenden Fall. Aus demselben
Grunde sind der das Erlöschen der
Zollschuld regelnde Art. 233-c) ZK
und der die Ungültigerklärung der
Anmeldung auf Antrag des Anmel-
ders regelnde Art. 66 ZK nicht ein-
schlägig.

Folgerung
Da mithin der Tatbestand des Art.
201 Abs. 1-a) ZK im zur Entschei-
dung stehenden Fall nicht verwirk-
licht wurde, konnte eine auf diese
Bestimmung gestützte Forderung
nicht geltend gemacht werden. Statt
dessen kam nur eine auf Art. 203
ZK gestützte Zollschuld in Be-
tracht. Die Zusammenfassung der
Fragen 1 und 3 des vorlegenden Fi-
nanzgerichts Bremen durch den
EuGH und der von ihm gebildete
Leitsatz:

„Nach allem ist auf die erste und
dritte Frage zu antworten, dass die
Einfuhrzollschuld gemäß Art. 203
Abs. 1 ZK entsteht, wenn eine von
der Zollbehörde zur Prüfung einer
angenommenen Anmeldung ange-
ordnete Zollbeschau nicht durchge-
führt werden konnte, weil die Ware
ohne Genehmigung der zuständigen
Zollbehörde vom Ort der vorüber-
gehenden Verwahrung entfernt
worden war“ entspricht nach allem
der Konzeption, dem Wortlaut und
dem Geist des ZK und bringt daher
– auch vor dem Hintergrund des
BFH-Urteils vom 1. April 1999 –
VII R 41/98 – ZfZ 1999, 273, das
allerdings noch zum alten Recht er-
ging, – die erhoffte Klarheit.

(Eckhard Bollmann, Hamburg)
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Der Sachverhalt
Dem Urteil des Court of Appeal
vom 3. 7. 2001 in dem Rechtsstreit
Solo Industries UK Ltd. v. Canara
Bank lag folgender Sachverhalt zu-
grunde: Die englische Gesellschaft
S war Begünstigter eines von der in-
dischen Bank C herausgelegten Per-
formance Bond. C verweigerte Leis-
tungen daraus mit der Begründung,
dass dessen Herauslegung durch
kollusives Zusammenwirken bzw.
falsche Darstellungen seitens des
Garantieauftraggebers und des
Garantiebegünstigten bewirkt wor-
den sei. Außerdem wandte sie ein,
dass es sich bei dem zugrunde lie-
genden Geschäft um ein Scheinge-
schäft gehandelt habe. S beantragte
ein Urteil gegen C auf Zahlung im
summarischen Verfahren (summary
judgement). Dem Antrag wurde
von dem Gericht (trial judge) nicht
stattgegeben. S rief daraufhin den
Court of Appeal an und berief sich
dabei darauf, dass Finanzinstru-
mente wie Performance Bonds als
Äquivalent von Bargeld anzusehen
seien („cash principle“).

Die Entscheidungsgrundlagen
Die Bankgarantie ist eines der wich-
tigsten Sicherungsinstrumente des
internationalen Handels- und Wirt-
schaftsrechts. Der Performance
Bond (Vertragserfüllungsgarantie)
ist eine anerkannte Standardform
der Bankgarantie mit international
typisiertem Inhalt. Er beinhaltet die
unbedingte Zahlungsverpflichtung

reiche Verteidigung  gegen den Zah-
lungsanspruch aus dem Perfor-
mance Bond („real prospect of suc-
cessfully defending the claim“) gem.
Rule 24.2 (a) (ii) Civil Procedure
Rules habe. Der dafür erforderliche
Beweis des Betrugs (fraud) müsse
eindeutig sein, u. z. sowohl hinsicht-
lich der Tatsache des Betrugs als
auch der Kenntnis der Bank zum
Zeitpunkt der Zahlung. Die allei-
nige Behauptung eines Betrugs sei
nicht ausreichend. Es sei ein eindeu-
tiger Beweis erforderlich, u. z. üb-
licherweise in Form von Urkunden,
insbesondere solchen, die der Käu-
fer beibringe. Wenn das Gericht auf
der Grundlage der ihm vorliegen-
den Materialien zu dem Ergebnis
komme, dass die einzige realistische
Schlussfolgerung das Vorliegen ei-
nes Betrugs sei, habe der Verkäufer
in ausreichendem Maße einen Fall
des Betrugs dargelegt. Der Betrug
müsse zur Kenntnis der Bank ge-
langt sein, bevor Zahlung an den
Begünstigten geleistet werde, u. z. in
einer solchen Weise, dass gesagt
werden könne, die Bank habe
Kenntnis von dem Betrug gehabt. 

Das „Cash-Prinzip“ bedeute, dass
die Bank mangels eines eindeutigen
Beweises im Falle einer missbräuch-
lichen Inanspruchnahme zunächst
Zahlung leisten müsse, der Bank
kein Einwand oder Aufrechnungs-
recht zustehe und sie erst anschlie-
ßend Rückforderungsansprüche
geltend machen könne. Dieses Ri-
siko sei dem Finanzinstrument eines
Performance Bond immanent. Ban-
ken würden nur das Risiko aus dem
von ihnen herausgelegten Finanz-
instrument übernehmen, nicht je-
doch das Risiko des kollusiven Zu-
sammenwirkens zwischen dem Auf-
traggeber und dem Begünstigten.
Ihnen stünden die Verteidigungs-
mittel aus allgemeinen vertrag-
lichen Prinzipien zu. Es könne nicht
im Interesse des internationalen
Handels- und Wirtschaftsverkehrs
oder der gesamten Bankenwelt lie-
gen, wenn Performance Bonds zu
betrügerischen Zwecken miss-
braucht würden. Vor dem Hinter-
grund, dass fraud als Ausnahme von
dem „Cash-Prinzip“ anerkannt sei,
wäre es äußerst unbefriedigend,
wenn die Gerichte in Fällen der vor-

eines Garanten zur Zahlung im
Garantiefall und sichert undifferen-
ziert alle Forderungen des Garan-
tienehmers aus dem mit dem Ga-
rantieauftraggeber geschlossenen
Grundgeschäft. Die Inanspruch-
nahme des Performance Bond ist
daher bei jedem beliebigen Tatbe-
stand der Nichterfüllung von Ver-
tragspflichten zulässig. Der wirt-
schaftliche Vorteil besteht allge-
mein darin, dass der Begünstigte
Zahlung auf erste Anforderung ver-
langen oder speziell in England zu-
mindest ohne Durchführung eines
Hauptverfahrens ein Urteil in ei-
nem abgekürzten summarischen
Verfahren erlangen kann. Wie bei
allen abstrakten Zahlungsverspre-
chen ist auch bei einem Perfor-
mance Bond leicht die Möglichkeit
einer rechtsmissbräuchlichen Inan-
spruchnahme eröffnet. Auch nach
englischem Recht steht den Banken
bei Garantien die Einrede des
Rechtsmissbrauchs zu, wobei die
Rechtsprechung grundsätzlich auf
den Nachweis von „clear“ oder „es-
tablished fraud“ abstellt. Kernfrage
im vorliegenden Rechtsstreit war,
ob die Garantiebank Zahlung aus
dem Performance Bond wegen be-
haupteten kollusiven Zusammen-
wirkens zwischen dem Garantieauf-
traggeber und dem Garantiebegün-
stigten verweigern konnte.

Die Begründung
Das Gericht kam zu dem Ergebnis,
es sei entscheidend, ob C eine be-
gründete Aussicht auf eine erfolg-

Missbrauch eines Performance Bond

Der englische Court of Appeal hatte sich mit dem Problem der rechtsmiss-
bräuchlichen Inanspruchnahme eines Performance Bond zu befassen. Er
entschied, dass die Haftung einer Bank ausgeschlossen sein könne, wenn ein
Finanzinstrument wie ein Performance Bond aufgrund kollusiven Zu-
sammenwirkens oder falscher Darstellungen seitens des Garantieauftragge-
bers und des Garantiebegünstigten herausgelegt worden sei. Der Antrag des
Garantiebegünstigten auf Erlass eines Urteils im summarischen Verfahren
auf Zahlung aus der Garantie könne zurückgewiesen werden, wenn die
Bank eine begründete Aussicht auf Rechtfertigung ihrer Verweigerung der
Zahlung aus der Garantie habe, weil diese durch betrügerische Manipula-
tion erlangt worden sei.



• Vorprüfung nach Artikel 62/63
ZK: Die Zollanmeldung wird nach
Art. 63 ZK erst angenommen, wenn
die Ware gestellt ist und alle Voraus-
setzungen nach Art. 62 ZK für das
angemeldete Verfahren vorliegen
(Antrag nach amtlichem Muster,
Unterschrift, alle Angaben sind
enthalten und alle erforderlichen
Unterlagen wurden beigefügt).

• Überprüfung nach Art. 68 ZK:
Nachdem die Zollanmeldung ange-
nommen wurde, kann die Zollbe-
hörde die vorgelegten Unterlagen
nach Art. 68 a) ZK überprüfen oder
nach Art. 68 b) ZK eine Zollbe-
schau anordnen und durchführen,
bei der zum Zwecke einer Analyse
oder eingehenden Prüfung Muster
und Proben entnommen werden.

• Nachträgliche Überprüfung nach
Art. 78 ZK: Nach Überlassung der
Waren kann die Zollbehörde eine
nachträgliche Überprüfung der
Zollanmeldung vornehmen, bei-
spielsweise eine buchmäßige Prü-
fung der Einkaufsrechnungen des
Zollanmelders durch die Außen-
prüfung.

Bemessungsgrundlagen

Für die Berechnung der Einfuhrab-
gaben sind im Regelfall nach Art.
214 I ZK die Bemessungsgrundla-
gen maßgebend, die im Zeitpunkt
des Entstehens der Zollschuld gal-
ten. Bei Überführung in den freien
Verkehr ist dies nach Art. 201 II ZK

Einleitung

Den Zollbehörden sind im Rahmen
der zollamtlichen Überwachung
(Art. 4 Nr. 13 ZK) umfassende Prü-
fungsrechte eingeräumt worden.
Dazu gehören bei der Überführung
in ein Zollverfahren die Überprü-
fung der Zollanmeldung durch die
Beschau der Waren, die Überprü-
fung des Vorhandenseins und der
Echtheit von Unterlagen und eini-
ges mehr (vgl. beispielhafte Aufzäh-
lung in Art. 4 Nr. 14 ZK).

Überprüfung der Zollanmeldung

Eine Zollanmeldung kann von den
Zollbehörden an drei Stellen des
Verfahrens überprüft werden.
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liegenden Art nicht eingreifen
könnten. Das Gericht berücksich-
tigte, dass es sich hier um einen ex-
tremen Fall eines Missbrauchs ge-
handelt habe.

Das Fazit aus dem Urteil
Das „Cash-Prinzip“ und der korres-
pondierende einschränkende Aus-
nahmetatbestand des fraud stellen
die Antwort auf ein Bedürfnis des
Wirtschaftsverkehrs dar. Das Ge-
richt sah jedoch nicht die Notwen-
digkeit einer Weiterentwicklung in
die Richtung, dass Garantien in je-
der Beziehung als Äquivalent von
Bargeld behandelt werden müssten.
Vielmehr betonte es die Beachtung
allgemeiner Vertragsgrundsätze.
Das Urteil schadet dem Vertrauen
der internationalen Rechtsgemein-
schaft auf Performance Bonds auf-
grund der hohen Voraussetzungen
zur Zurückweisung bei einer rechts-
missbräuchlichen Inanspruchnahme
nicht. Es verstärkt sogar noch die Si-
cherheit im internationalen Han-
delsverkehr.

Für die Banken als Garanten be-
deutet das Urteil, dass sie bei einer
missbräuchlichen Inanspruchnahme
eines Performance Bond nicht mehr
so schnell in einem beschleunigten
summarischen Verfahren zur Zah-
lung verurteilt werden können. Auf
der anderen Seite stehen sie jetzt
allerdings auch unter dem Druck zu
untersuchen, ob sich aus dem
Grundgeschäft Beweismaterial für
eine missbräuchliche Inanspruch-
nahme ergibt. Für die Zessionare
von Ansprüchen aus einem Perfor-
mance Bond hat sich die Risikoposi-
tion erhöht. Bei dem Erwerb der
Forderung müssen sie einen höhe-
ren Sorgfaltsmaßstab anwenden.

(Rechtsanwalt Klaus Vorpeil, Gau-Bickelheim)

Quellen und 
weiterführende Hinweise
Urteil des Court of Appeal:
Solo Industries UK Ltd. v. Canara Bank, 3. 7. 2001

Friedman/Young, How fraud unravels perfor-
mance bonds, IFLR August 2001, S. 17 f.

Vorpeil, Inanspruchnahme einer Bankgarantie in
Form eines Performance Bond, RIW 1991, 710 f.

Die Zollbeschau
Ein systematischer Überblick über Rechte und Pflichten
Von Carsten Weerth, Bremen
Der Autor ist Diplom-Finanzwirt (FH) und arbeitet beim Hauptzollamt Bremen,
Zollamt Neustädter Hafen.

Bei der Beschau von Waren ist die Zollverwaltung mit vielen Rechten ausge-
stattet, der auf Seite des Anmelders viele Pflichten gegenüberstehen, die für
den Anfänger unübersichtlich sind. Die zugrunde liegenden Vorschriften des
Zollkodex (ZK) und der Zollkodex-Durchführungsverordnung (ZK-DVO)
sind jedoch leicht zu verstehen. Dieser Beitrag erläutert die rechtlichen
Grundlagen der Zollbeschau für Theorie und Praxis – mit besonderer Be-
rücksichtigung der Rechte der Zollverwaltung und Pflichten des Anmelders
und seines Vertreters.
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der Zeitpunkt der Annahme der
Zollanmeldung. Die Bemessungs-
grundlagen sind Beschaffenheit,
Menge, Zollsatz und Zollwert. Der
Zollsatz ergibt sich aus der Einrei-
hung der Ware in den Zolltarif.

Beschautypen

Der Umfang der angeordneten Be-
schau wird vom Sachverhalt abhän-
gen. Man unterscheidet je nach
Zielrichtung unterschiedliche Be-
schautypen:

• Mengenbeschau: dient bei Wa-
ren, für die der Zollbetrag nach ei-
ner Mengeneinheit zu berechnen
ist, der Ermittlung der Warenmenge
in der jeweils vorgesehenen Maß-
einheit (z. B. Eigenmasse in Kilo-
gramm, Raummenge in Litern) und
bei Waren, die einem Wertzoll
unterliegen ggf. der Feststellung der
für die Bewertung maßgeblichen
Mengen.

• Beschaffenheitsbeschau: dient
der Ermittlung von Merkmalen der
Ware und eventuell ihrer Umschlie-
ßung, die für die Einreihung in den
Zolltarif maßgebend sind (Tarifbe-
schau). Außerdem werden bei Wa-
ren, für den der Zollbetrag nach
dem Wert festzusetzen ist, Merk-
male ermittelt, die den Wert beein-
flussen (Wertbeschau). Manchmal
sind zusätzliche Merkmale zu ermit-
teln (z. B. Gehalt an Inhaltsstoffen,
Kennzeichnung der Ware), falls dies
nach einer besonderen Regelung
(z. B. Verbrauchsteuergesetz, Ver-
bote und Beschränkungen) erfor-
derlich ist. Die Beschaffenheitsbe-
schau kann gezielt auf die Ermitt-
lung einzelner Merkmale be-
schränkt werden.

Beide Typen können zusammen
vorgenommen werden (Gesamtbe-
schau) oder allein (Einzelbeschau),
bei sämtlichen Waren einer Waren-
position (volle Beschau) oder nur
bei einem Teil dieser Waren (Teilbe-
schau).

Rechte der Zollverwaltung –
Pflichten des Anmelders

Dem grundsätzlichen Recht der
Zollbehörden nach Art. 13 ZK alle

zollamtlichen Prüfungen vorzuneh-
men, die sie für erforderlich halten,
steht nach Art. 14 ZK die Pflicht des
Zollbeteiligten und anderer Perso-
nen gegenüber, alle Unterlagen und
Angaben zur Verfügung zu stellen
und jede erforderliche Unterstüt-
zung zu gewähren.

Für die Beschau sind diese Rechte
der Zollverwaltung und die Pflich-
ten des Anmelders und seines Ver-
treters speziell geregelt in den Art.
68 und 69 ZK sowie den Art. 239 bis
246 ZK-DVO. Vermutungen zum
Thema Beschau sind in den Art. 70
und 71 ZK und einige Rechtsfolgen
in Art. 244 und 248 ZK-DVO fest-
gelegt.

Anordnung der Beschau

Beschließt die Zollstelle, eine Zoll-
beschau vorzunehmen, so teilt sie
dies dem Anmelder oder seinem
Vertreter mit (Art. 240 I ZK- DVO).
Soll nur ein Teil der angemeldeten
Waren beschaut werden, so werden
diese besonders bezeichnet.

Durchführung der Beschau

Der Anmelder hat nach Anordnung
einer Beschau durch die Zollstelle
die erforderliche Unterstützung zu
gewähren, bei der Entnahme von
Mustern und Proben zu helfen und
die dabei entstehenden Kosten zu
tragen (Art. 69 I ZK). Genügt der
Zollstelle die gewährte Unterstüt-
zung nicht, so kann sie vom Anmel-
der verlangen, dass er eine andere
Person benennt, die der Zollstelle
die erforderliche Unterstützung ge-
währen kann (Art. 241 I ZK-DVO)

Beschließt die Zollstelle, Muster
oder Proben zu entnehmen, so teilt
sie dies dem Anmelder oder seinem
Vertreter mit (Art. 242 I ZK-DVO).
Muster und Proben werden von der
Zollstelle selbst entnommen (Art.
242 II ZK-DVO) und zwar nur in
solchen Mengen, wie sie zur Durch-
führung der Analysen oder einge-
henden Prüfungen – einschließlich
einer etwaigen Gegenanalyse – er-
forderlich sind (Art. 242 III). Die
von der Zollstelle als Muster und
Proben entnommenen Mengen wer-
den von der angemeldeten Menge
nicht abgezogen (Art. 245 I ZK-
DVO).

Vermutungen

Wird nur ein Teil der angemeldeten
Waren beschaut, so gelten die Er-
gebnisse dieser Teilbeschau für alle
so in der Anmeldung bezeichneten
Waren (Art. 70 I ZK). Die Ergeb-
nisse der Überprüfung der Anmel-
dung werden bei Anwendung der
Vorschriften über das Zollverfahren
zugrunde gelegt (Art. 71 I ZK). Hat
keine Überprüfung der Anmeldung
stattgefunden, so werden die Daten
der Anmeldung für die Anwendung
der Vorschriften zugrunde gelegt
(Art. 71 II ZK).

Überlassung der Waren

Bei einer Entnahme von Muster
und Proben im Hinblick auf eine
Analyse oder eingehende Prüfung
werden die Waren überlassen bevor
die Ergebnisse vorliegen, wenn
keine Gründe entgegenstehen und
die betreffenden Abgabenbeträge
zuvor buchmäßig erfasst und ent-
richtet wurden, bzw. eine entspre-
chende Sicherheit geleistet wurde
(Art. 244 ZK-DVO).

Hält es die Zollstelle für möglich,
dass der aufgrund der Überprüfung
festzusetzende Abgabenbetrag hö-
her sein kann als der sich aus den
Angaben in der Zollanmeldung er-
gebende, verlangt sie außerdem
eine ausreichende Sicherheit für
den Differenzbetrag (Art. 248 I ZK-
DVO). Kann die Zollstelle die
Frage, ob die angemeldeten Waren
möglicherweise Verboten und Be-
schränkungen unterliegen, endgül-
tig erst beantworten, wenn ihr das
Ergebnis der Prüfungen vorliegt, so
können die Waren vorher nicht
überlassen werden (Art. 248 III ZK-
DVO). Setzt die Zollstelle aufgrund
der Überprüfungen einen anderen
Abgabenbetrag fest als denjenigen,
der sich aus den Angaben der An-
meldung ergibt, ist dieser bei Über-
lassung der Waren unverzüglich
buchmäßig zu erfassen (Art. 248 II
ZK-DVO).

Vermerke der Zollstelle

Die Anordnung und das Ergebnis
der Beschau wird schriftlich von der
Zollstelle im Zusatzblatt festgehal-
ten (Art. 247 ZK-DVO). Das Zu-
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satzblatt ist Bestandteil des Steuer-
bescheides, der dem Anmelder oder
dessen Vertreter bekannt gegeben
wird. Aus den Vermerken der Zoll-
stelle soll in allgemein verständ-
licher Sprache hervorgehen, welche
Packstücke geöffnet wurden, was
festgestellt wurde (z. B. Beschaf-
fenheit, Kennzeichnungen, Verpa-
ckung, etc.) und ob Proben entnom-
men wurden.

Verlagerung zur Außenprüfung

Eine Prüfung der Unterlagen nach
Art. 68 a) ZK wird in vielen Fällen
bei der Zollstelle nicht mehr mög-
lich sein. Allerdings wird die Prü-
fung der angemeldeten Ware nach
Art. 68 b) ZK durch eine Beschau
nach wie vor nur bei der Zollstelle
möglich sein. Wichtige Anhalts-
punkte zur Anordnung einer Be-
schau werden jedoch regelmäßig
fehlen, da keine Unterlagen mehr
vorgelegt werden müssen. Bislang
sind Rechnungen und darin enthal-
tene Warenbeschreibungen An-
haltspunkte für die Beschaffenheit
der Ware.

Ausblick

ATLAS-Einfuhr

Mit Einführung des Computerver-
fahrens ATLAS-Einfuhr (Automa-
tisiertes Tarif- und Lokales Zoll-
Abwicklungs-System, Subsystem
Einfuhr) wird sich das Verfahren
der Zollabwicklung ändern.

Die Änderung des Art. 77 ZK und
die ATLAS-Verfahrensanweisung
sehen vor, dass der Teilnehmer eine
Zollanmeldung per Datenleitung
abgeben kann und die nach Art. 62
II ZK erforderlichen Unterlagen in
der Buchhaltung zur Verfügung der
Zollbehörden hält.

Der Abfertigungsbeamte hat ledig-
lich zu prüfen, ob die Zollanmel-
dung eine Erklärung mit folgendem
Wortlaut enthält: „Die angemelde-
ten Unterlagen, die der Zollstelle
nicht im Original vorliegen, befin-
den sich in den betrieblichen Unter-
lagen. Eine Prüfung dieser Unterla-
gen ist jederzeit möglich.“ Ist diese
Erklärung nicht enthalten, werden
die Einfuhrabgaben nicht abschlie-
ßend festgesetzt, die Unterlagen
müssen nachgereicht werden und
ein vorläufiger Steuerbescheid wird
bekannt gegeben.

Annahme der Zollanmeldung

Das Computersystem ATLAS führt
eine Plausibilitätsprüfung der Zoll-
anmeldung durch und wenn diese
erfolgreich ist, wird die Zollanmel-
dung an die Zollstelle weitergeleitet
und dort entgegengenommen. Eine
Entgegennahme der Zollanmeldung
ist mit kleinen Fehlern möglich. Der
Abfertigungsbeamte prüft vor al-
lem, ob die Ware im Bezirk des Zoll-
amtes gestellt ist und die Einreihung
der Waren in den Zolltarif richtig ist
(das Computersystem kann Textfel-
der nicht mit numerischen Daten ab-
gleichen) und nimmt, wenn beide
Voraussetzungen vorliegen, die
Zollanmeldung an.
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Beispiel
Zollamtliche Anordnungen – „Überprüfung nach
Art. 68 b) ZK: Teilweise Beschaffenheitsbeschau
(Tarifbeschau)“

Vermerke der Zollstelle – „Habe Packstück Nr. 53
mit der Aufschrift ,Fung Yu Pottery Ltd., Hongkong’
öffnen lassen und Töpfe aus Keramik festgestellt.
Habe 2 Töpfe als Probe zur genaueren Feststellung
der stofflichen Beschaffenheit entnommen.“

Ergibt die Überprüfung der Ware,
dass die Angaben in der Zollanmel-
dung vollständig und richtig sind, so
genügt es, wenn der Zollbeamte die
geprüften Angaben in der schrift-
lichen Zollanmeldung abhakt und
mit seinem Namenszeichen versieht.

Bislang hatte die Dienstanweisung
„Allgemeine Zollbehandlung“ dem
Abfertigungsbeamten vorgeschrie-
ben, dass er insbesondere zu vermer-
ken hat, wenn von der Beschau ab-
gesehen worden ist. Die neue
Dienstvorschrift Z 0701 – die den
Begriff „Befund“ nicht mehr ver-
wendet, sondern nur noch von den
„Vermerken der Zollstelle“ spricht –
verlangt, dass die Vermerke des
Zollbeamten insbesondere erken-
nen lassen sollen, ob und in welchem
Umfang die Zollanmeldung und die
Unterlagen geprüft oder eine Zoll-
beschau vorgenommen worden ist.

Merke
Wurde die Zollanmeldung nicht nach Art. 68 ZK
überprüft (weder Unterlagen noch Ware), sollte
der Befund lauten: „Keine Überprüfung der Anmel-
dung nach Art. 68 ZK“.

Sind nur die vorgelegten Unterlagen überprüft wor-
den – das ist bislang der Regelfall – lautet der Ver-
merk: „Überprüfung der Unterlagen nach Art.
68 a) ZK“.

Alternativ lautet der Befund: „Keine Beschau nach
Artikel 68 b) ZK“.

Künftig wird es immer häufiger den Fall der Be-
schau ohne Überprüfung von Unterlagen geben
(s.u.). Für diesen Fall lautet der Vermerk der Zoll-
stelle: „Keine Überprüfung der Unterlagen nach
Art. 68 a) ZK; Beschau: ...“

Beispiel
Angemeldet wurde ein Damenrock aus 100 %
Baumwolle, gewebt, der Unterposition 6204 52.

Die Warenbeschreibung in der Rechnung lautet
„Ladys knitted skirt, 80% wool, 20% acryl“. Of-
fenbar handelt es sich um einen gewirkten Rock
aus 80 % Wolle und 20 % Acryl der Pos. 6104 51.
Für diese andere Ware ist eine andere Einfuhrge-
nehmigung erforderlich – die Ware kann nicht
überlassen werden. Eine Tarifbeschau kann die
Zweifel klären.

Der Abfertigungsbeamte macht zur
Zeit bei jeder Zollanmeldung eine
Risikoanalyse und ordnet bei Un-
stimmigkeiten eine Beschau an. Da
künftig regelmäßig die Unterlagen
nicht mit vorgelegt werden müssen,
fällt diese Möglichkeit der Überprü-
fung weg und wird auf die Außen-
prüfung verlagert.

Die nachträgliche Prüfung der
Unterlagen nach Art. 78 ZK durch
die Außenprüfung erfordert mittel-
fristig einen viel höheren Personal-
aufwand als er bisher bei Außen-
prüfungen erforderlich war. Gleich-
zeitig wird langfristig weniger Per-
sonal in der Zollabfertigung erfor-
derlich sein – sofern der Anteil der
Teilnehmereingaben in das Subsys-
tem ATLAS-Einfuhr einen hohen
Prozentsatz erreicht.

Quellen
und weiterführende Hinweise
• Artikel 77 Zollkodex in der Fassung der VO
(EG) 2700/2000 vom 16. November 2000,
ABl. EG L 311, S. 17 ff. vom 12. Dezember 2000



Homepage der Zollverwaltung un-
ter der Adresse http://www.Zoll-D.
de/b0_zoll_und_steuern/a0_zoelle/
24_zollwert_und_zolltarif/zolltarif/
d0_vzta/index.html in einem neuen
Merkblatt „Die verbindliche Zollta-
rifauskunft in zolltarifrechtlichen
Angelegenheiten“ näher vorge-
stellt. Auf 7 DIN-A-4-Seiten wer-
den die Antragstellung bei den zu-
ständigen Behörden, die Formvor-
schriften sowie die Rechte und
Pflichten des Antragstellers erläu-
tert. Als Anlage sind ein Antrags-
formular für die vZTA sowie Hin-
weise und Erläuterungen zum Aus-
füllen beigefügt.

(Carsten Weerth, Bremen)

Aufgaben der Zoll-
verwaltung
Jedermann weiß, dass die deutsche
Zollverwaltung für die Kontrolle
des grenzüberschreitenden Waren-
verkehrs zuständig ist. Dort wird
Geld eingenommen, der Zoll – das
ist doch klar. Aber ist diese Verwal-
tung nicht in Zeiten des europäi-
schen Binnenmarktes und der offe-
nen europäischen Grenzen bald
überflüssig? Die Antwort lautet
nein! Die verschiedenen Aufgaben
der zur Bundesfinanzverwaltung ge-
hörenden Zollverwaltung erläutert
das Bundesministerium der Finan-
zen (BMF) auf der Homepage der
Zollverwaltung.
Unter der Adresse http://www.Zoll-
D.de erfährt man, dass die Aufga-
ben neben der Einnahme von Zöl-
len, Einfuhrumsatzsteuern und Ver-
brauchsteuern (z. B. Mineralöl-
steuer und Tabaksteuer) auch den
Schutz von Sicherheit und Ordnung
umfassen. Produktpiraterie wird
ebenso bekämpft wie beispielsweise
die Geldwäsche, Drogenschmuggel
und Naturzerstörung durch Arten-
raub. Große Geldsummen sind bei
der Durchführung des europäischen
Agrarmarktes im Spiel. Und immer
wichtiger wird die Bekämpfung der
illegalen Beschäftigung – Schwarz-
arbeiter jagen Zollbeamte in Zu-
sammenarbeit mit dem Arbeitsamt
und der Polizei. 

(Carsten Weerth, Bremen)

Textsammlung
Europarecht
Die Europäische Kommission hat
mit der „Textsammlung Europa-
recht“ das Primärrecht der Europäi-
schen Gemeinschaft zusammenge-
fasst und kostenlos ins Internet ge-
stellt. Enthalten sind die konsoli-
dierten Verträge über die Gründung
der Europäischen Gemeinschaft
und der Europäischen Union (je-
weils in der neu nummerierten Fas-
sung des Amsterdamer Vertrags; die
alten Artikel sind als Klammerzu-
satz aufgeführt), Protokolle, Erklä-
rungen, andere Verträge und vieles
mehr.

Die Textsammlung umfasst als pdf-
Datei 1106 Seiten (2261 KB) und sie
ist aus dem Internet herunter zu la-
den. Die Textsammlung ist online
auch im html-Format zu lesen. Der
Vorteil der Online-Textsammlung
im html-Format ist die sehr gute
Verknüpfung innerhalb der Text-
sammlung, weshalb man schnell und
direkt einen gesuchten Verweis fin-
det.

(Dipl.-Finanzwirt (FH) C. Weerth, Bremen)
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• Dienstanweisung Zollbehandlung VSF Z 0701
(alt)

• Dienstvorschrift Zollbehandlung VSF N 02
2001, ersetzt ab sofort die DA Z 0701 (alt)

• Henke, in: Witte/Wolffgang, Lehrbuch des
Europäischen Zollrechts, 3. Auflage, Herne/Berlin,
Rdnr. 355–359, 1998

• Kampf, Überprüfungen von Zollanmeldungen,
Beweiskraft des Zollbefundes, ZfZ 2000, Nr. 12,
S. 398–401

• Schumann, Zollbeschau/Zollbefund/„Vermu-
tung“, ddz-Fachteil 12/1998, F 80

• Verfahrensanweisung ATLAS-Einfuhr, Punkt
3.6.2.1, VSF N 43/1999

• VO (EWG) 2913/92 des Rates zur Festle-
gung des Zollkodex der Gemeinschaften – im
Internet unter http://www.europa.eu.int/eur-lex
/de/lif/reg/de_register_0210.html

• VO (EWG) 2454/93 der Kommission mit
Durchführungsvorschriften zur VO (EWG) Nr.
2913/92 – Zollkodex-Durchführungsverordnung
– im Internet unter http://www.europa.eu.int/
eur-lex/de/lif/reg/de_register_0210.html

• Witte/Henke, Zollkodex, Kommentar, Artikel
63, 68–71 und 78, 2. Auflage, München, 1998

• Witte/Reiche, Zollkodex, Kommentar, Artikel
13/14, 2. Auflage, München, 1998

BMF-Praxishilfe: Die
verbindliche Zolltarifauskunft
Die Einreihung von Waren in den
Zolltarif kann schwierig sein – unter
Umständen kommen verschiedene
Zollstellen für dieselbe Ware zu
unterschiedlichen Ergebnissen. Für
den Einführer bedeutet das ärger-
lichen Verwaltungsaufwand und
schwer kalkulierbare Zollbelastun-
gen.

Für Rechtssicherheit sorgt eine ver-
bindliche Zolltarifauskunft (vZTA)
nach Art. 12 des Zollkodex i. V. m.
Art. 5 – 15 der Zollkodex-Durch-
führungsverordung, die innerhalb
der Europäischen Gemeinschaft
sechs Jahre lang gültig ist.

Das deutsche Bundesministerium
der Finanzen (BMF) hat auf der

InternetReport

Quelle
Europäische Kommission im Internet unter den
Adressen:

http://www.europa.eu. int/de/treaties/index
1999.html und
http://www.europa.eu.int/de/treaties/dat/
treaties_de.pdf

Linksammlung der
Generaldirektion Steuern und
Zollunion
Auf ihrer Webseite stellt die Euro-
päische Kommission – GD Steuern
und Zollunion (TAXUD) – eine
Linksammlung zu zollbezogenen
Webseiten zur Verfügung. Geglie-
dert ist die Linkliste nach Mitglied-
staaten, Kandidatenstaaten (ein-
schl. Türkei und Kroatien aber ohne
Rumänien und Zypern), Inter-
nationalen Organisationen (z. Zt.
OECD, WCO und Internationaler



Verband der Vereinigungen der
Zollagenten – International Federa-
tion of Customs Brokers Associa-
tions IFCBA), Webseiten der Zoll-
verwaltungen anderer Länder und
sonstige Seiten mit Zollbezug
(Automatisiertes Zollabfertigungs-
system der UN ASYCUDA und
Startseite der Linksammlung Regie-
rungen im WWW). Das Angebot
der GD TAXUD ist nur in englisch
unter http://europa.eu.int/comm/
taxation_customs/customs/
customslinks.htm oder französisch
unter http://europa.eu.int/comm/
taxation_customs/french/customs/
customslinks_fr.htm abrufbar.

(Prof. Dr. Achim Rogmann,
FH Braunschweig/Wolfenbüttel)

sen bildlich und einprägsam die ge-
wonnenen Erkenntnisse zusammen
und bündeln die Aufmerksamkeit
auf das vom Verfasser für wesent-
lich Gehaltene.
Pottmeyer verarbeitet – soweit er-
sichtlich – sämtliche bis zum Er-
scheinungszeitpunkt veröffentlich-
ten Literaturbeiträge und bietet auf
dieser Basis ein kompaktes Werk
an, das es dem Leser innerhalb kur-
zer Zeit ermöglicht, sich in die we-
sentlichen Problembereiche des In-
stituts des Ausfuhrverantwortlichen
einzuarbeiten. Seine Schlussfolge-
rungen sind von einer detaillierten
Kenntnis der praktischen Auswir-
kungen der Ausfuhrverantwort-
lichen-Regelung gekennzeichnet.
Diese Erkenntnisse werden im letz-
ten Teil des Buches in Strategien zur
Risikominimierung und Absiche-
rung des Ausfuhrverantwortlichen
umgesetzt.
Zusammenfassend lässt sich fest-
stellen, dass Pottmeyer auch in der
2. Auflage ein sehr gelungenes
Handbuch für jeden an der
Ausfuhrverantwortlichen-Regelung
Interessierten und Betroffenen ge-
schaffen hat. Die dogmatisch hinter-
legten Ergebnisse und Hinweise
machen das Buch zu einer Pflicht-
lektüre für alle, die sich mit dem In-
stitut des Ausfuhrverantwortlichen
näher beschäftigen wollen oder
müssen.

(Dr. Jens-Uwe Hinder)

organisatorischen Aufwand, der
sich für die betroffenen Unterneh-
men ergibt, ist ein Leitfaden zur
Umsetzung der Ausfuhrverantwort-
lichen-Regelung unerlässlich. Dies
gilt umso mehr, als Streitfragen, die
aus der zum Teil nicht eindeutigen
Fassung der Verwaltungsvorschrif-
ten folgen, auch nach ihrer Neufas-
sung offen geblieben sind.

Diesen Leitfaden gibt Pottmeyer mit
seinem bereits in der 2. Auflage er-
schienenen Buch den interessierten
Fachkreisen an die Hand. Neben der
Dissertation von Hinder im Aschen-
dorf Rechtsverlag aus dem Jahre
1999 ist die Abhandlung von Pott-
meyer die einzige monographische
Auseinandersetzung zu dem Thema
des Ausfuhrverantwortlichen. Mit
der 2. Auflage werden insbesondere
die Neuregelungen aus der Neufas-
sung der Ausfuhrverantwortlichen-
Regelung verarbeitet.

Pottmeyer befasst sich in seiner
Monographie detailliert mit wesent-
lichen praxisrelevanten Fragen, die
sich im Zusammenhang mit dem In-
stitut des Ausfuhrverantwortlichen
ergeben können.

Hierzu zählen insbesondere:

• der Kreis der betroffenen Unter-
nehmen,

• die Stellung des Ausfuhrverant-
wortlichen im Unternehmen sowie
die zur Erlangung seiner Stellung
erforderlichen Rechtsakte,

• die besonderen sich für das
Unternehmen und den Ausfuhrver-
antwortlichen ergebenden Aufga-
ben, wie z. B. die Organisations-
pflicht und die Überwachungs-
pflicht,

• die besonderen Haftungsrisiken
des Ausfuhrverantwortlichen.

Pottmeyer führt diese Fragen pra-
xisgerechten Lösungen zu, ohne zu
verschweigen, dass die Rechtsdog-
matik an manchen Stellen andere
Wege geht.

Es ist das besondere Verdienst von
Pottmeyer, dass er, wie bereits in der
1. Auflage, das wissenschaftlich er-
arbeitete Ergebnis in einer für Prak-
tiker gut verständlichen Art und
Weise aufbereitet. Zum erleichter-
ten Verständnis tragen die bereits
bewährten Schaubilder bei. Sie fas-
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Pflichtlektüre für den
Ausfuhrverantwortlichen

Pottmeyer, Dr. Klaus
Der Ausfuhrverantwortliche, Aufgabe
und Risiken
Köln 2001, ISBN 3-89817-164-7, 196 Seiten
Preis DM 78,–/€ 39,90
Bundesanzeiger-Verlag, Köln

Die Bundesregierung hat die
Ausfuhrverantwortlichen-Regelung
(Grundsätze der Bundesregierung
zur Prüfung der Zuverlässigkeit von
Exporteuren von Kriegswaffen und
rüstungsrelevanten Gütern) am
25. Juli 2001 erneuert. Die Neufas-
sung der Grundsätze, die entgegen
den im Schrifttum geäußerten
rechtsstaatlichen Bedenken ihrer
Rechtsnatur nach weiterhin Verwal-
tungsvorschriften sind, gilt ab dem
01. 10. 2001. Unter der Neufassung
der Grundsätze hat sich der Kreis
der Unternehmen, die einen Aus-
fuhrverantwortlichen bestellen müs-
sen, erheblich erweitert. Nahezu
alle Unternehmen, die gelistete Gü-
ter exportieren wollen, sind von den
neuen Grundsätzen betroffen.

Mit Rücksicht auf die besonderen
haftungsrechtlichen Risiken, die
sich aus der Wahrnehmung der Po-
sition des Ausfuhrverantwortlichen
ergeben können sowie den hohen

Erfolgreich im Auslands-
geschäft – jetzt auf CD-ROM

Haufe Export Office
CD-ROM, DM 192,–/€ 98,17,
Updates je DM 106,–/€ 54,27
Rudolf Haufe Verlag, Freiburg
ISBN 3-448-01430-3

Das bisherige Praxis-Handbuch-Ex-
port hatte sich seit einigen Jahren
am Markt gefestigt. Nunmehr gibt
es keine Printversion mehr, sondern
das gesamte Handbuch als so ge-
nanntes Export Office auf CD-
ROM. Der nicht zu leugnende Vor-
teil ist: Das lästige und teure Nach-



sortieren des Loseblattwerkes ent-
fällt. Der Abonnent erhält regelmä-
ßig eine neue CD-Rom zugesandt
und ist so wieder auf aktuellem
Stand. Weitere Vorteile sind: kom-
fortable Suchfunktion mit freier
Stichworteingabe, vorformulierte
Index-Suche, Querhinweise auf wei-
tere Textstellen durch Links, Ad-
ressen oder Aktualitäts-Buttons
mit Internet-Verlinkung. Sämtliche
Texte im Export-Office wie z. B. die
fremdsprachigen Geschäftsbrief-
Muster oder Vertragsmuster kön-
nen mit der „Markieren-Kopieren“-
Funktion in Word- oder Excel-Da-
teien einfach weiterverarbeitet wer-
den. Für den papiergewohnten Le-
ser wird die Anwendung des neuen
Mediums sicherlich gewöhnungsbe-
dürftig sein. Die Aufmachung ist
aber so, dass eine schnelle Anpas-
sung möglich ist. 

Wie die Druckversion wird die CD-
ROM zu einem wichtigen Hilfsmit-
tel für das Exportgeschäft werden;
sie enthält alle erforderlichen In-
formationen zu den über 100 wich-
tigsten Exportmärkten, auf einen
Mausklick mit den dazu gehörigen
aktuellen Wirtschaftsdaten, An-
schriften und Einfuhrbestimmun-
gen. Von praktischem Nutzen wer-
den sicherlich auch die Geschäfts-
briefe für die englische, französi-
sche, spanische und italienische
Korrespondenz sein. Die Grobauf-
teilung des gesamten Mediums lässt
sich vornehmen in: Export-Marke-
ting, Zahlungsabwicklung, Finan-
zierung, Zollabwicklung und Steu-
ern sowie Rechtsfragen; nicht zu
vergessen die zahlreichen aktuellen
Hinweise und das zum Nachschla-
gen bestimmte Lexikon. Autoren
des Handbuchs sind ausgewiesene
Praktiker, die zum Teil auch den Le-
sern der AW-Prax bekannt sind; zu
nennen sind: Willi Vögele, Prof.
Piltz und Dr. Schrömbges. 

In dieser Rezession wird besonderes
Augenmerk auf den Beitrag von Dr.
Ulrich Schrömbges zu den Ausfuhr-
erstattungen gelenkt. Die Ausfuhr
von landwirtschaftlichen Rohstof-
fen und Verarbeitungserzeugnissen
wird von der Europäischen Ge-
meinschaft durch so genannte Aus-
fuhrerstattungen gefördert. Der
Zweck ist, die innergemeinschaft-

lichen Agrarüberschüsse von den
gemeinsamen Agrarmärkten fern
zu halten und sie u. a. auf dem Welt-
markt abzusetzen. Um die Expor-
teure dazu anzureizen, wird der
Unterschied zwischen den hohen
europäischen Preisen und den nie-
drigeren Weltmarktpreisen ausge-
glichen. Dieses Subventionssystem
hat nach Auffassung des Autors
aber einen weiteren Zweck erhal-
ten. Es soll nämlich „klammheim-
lich“ zur Sanierung des EU-Haus-
halts herhalten, in dem in Fällen von
so genannten Unregelmäßigkeiten
bei der Ausfuhr hohe finanzielle
Sanktionen verhängt werden, die
ein Mehrfaches des Subventionsbe-
trages ausmachen. Wenngleich
diese Zielsetzung mir überspitzt er-
scheint, zeigt die Pointierung je-
doch, dass planwirtschaftliche Sys-
teme zu Fehlsteuerungen führen
und gegenläufige Entwicklungen
beflügeln.

Besonders hervorzuheben ist die in
diesem wie in anderen Beiträgen
des Export Office festzustellende
Praxisnähe, die durch Beispiele und
Tipps für die Praxis unterstützt
wird. Durchaus kritisch setzt
Schrömbges sich dann mit dem
Kontroll- und Sanktionssystem bei
Ausfuhrerstattungen auseinander.
Insbesondere geht er auf die neuen
Prüfungsmöglichkeiten des Europä-
ischen Amtes für Betrugsbekämp-
fung ein und weist darauf hin,
dass den Kommissionsbediensteten
Kontrollbefugnisse auch bei den
Wirtschaftsteilnehmern in den Euro-
päischen Mitgliedstaaten zustehen.
Angesichts der festzustellenden Un-
regelmäßigkeiten im Agrarsubven-
tionsbereich ist davon auszugehen,
dass die Europäische Kommission
zukünftig von ihren Kompetenzen
verstärkt Gebrauch machen wird.

Der Beitrag von Schrömbges bestä-
tigt den bisherigen Eindruck, dass
das Export Office in der Nachfolge
des Handbuchs ein unentbehrliches
Hilfsmittel für den Exporteur ist.
Elektronisch aufbereitet werden
Wirtschafts- und Rechtsfragen, die
beim Außenhandel zu beachten
sind, praxisnah und verständlich be-
schrieben.

(Prof. Dr. H.-M. Wolffgang)

Das erfolgreiche Geschäft mit den
mittel- und osteuropäischen Staaten
wie z. B. Polen ist für viele Unter-
nehmen in der Europäischen Union
und der Schweiz zu einem Schlüssel-
geschäft geworden. Hier existieren
noch ungesättigte Märkte. Mit ei-
nem neuen Guide, der genau die
Tätigkeiten für ein erfolgreiches
Geschäft unterstützen will, sind
Brenner/Dobisch auf den Markt ge-
kommen.
Das Autorenteam, bewandert in
dem Exportgeschäft, geht die Staa-
ten der MOEL-Zone geordnet nach
dem Alphabet durch: Albanien, Be-
larus, Bosnien-Herzegowina, Bulga-
rien, Estland, Jugoslawien, Kroa-
tien, Lettland, Litauen, Mazedo-
nien, Moldau, Polen, Rumänien,
Russland, Slowakei, Slowenien,
Tschechien, Ukraine und Ungarn.
In den einzelnen Länderkapiteln
werden zuerst die Daten und Fak-
ten (z. B. BIP) dargeboten. Danach
folgen Tips und Hinweise für den
Geschäftsaufbau, so z. B. wie groß
sind Absatzchancen oder wie kann
der Vertrieb in dem jeweiligen Land
organisiert werden? In dem Kapitel
über Polen wird z. B. auf S. 329 eine
Checkliste über den Gründungsab-
lauf einer Gesellschaft in Polen ab-
gedruckt. Neben weiteren Informa-
tionen (z. B. Vertragsgestaltung)
werden relevante Adressen, auch
im Internet, für den Einstieg in den
dortigen Markt angeboten.
Das Buch wendet sich an Firmen,
die sich über Chancen und Risiken
der osteuropäischen Märkte infor-
mieren wollen. Dafür bietet das
Buch viele Informationen. Wenn die
Autoren auf S. 384 bei Russland da-
rauf verweisen, dass bei Unstimmig-
keiten in der Kooperation mit dorti-
gen Firmen der deutsche Partner
den Kürzeren zieht, dann sieht man
schon an diesem Satz: Praxis pur.

(Rechtsanwalt Olaf Kreuzer, Aub)
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Wege in die MOEL-Staaten

Brenner/Dobisch (Hrsg.)
Export-Guide Mittel- und Osteuropa
ISBN 3-87156-290-4
Deutscher Wirtschaftsdienst, 2001
540 Seiten, DM 98,–



Die beiden Autoren – praxiserfah-
rene Juristen und Fachhochschul-
lehrer – haben einen Leitfaden für
Nichtjuristen vorgelegt, mit dem sie
Problembewusstsein für die Risiken
des Außenhandels wecken, den
Rechtsrahmen des internationalen
Geschäftsverkehrs beschreiben so-
wie Strukturen der Auslandstätig-
keit deutscher Unternehmen aufzei-
gen wollen. Dementsprechend wer-
den in den insgesamt neun Kapiteln
des schmalen Bändchens sowohl
kaufmännisch-betriebswirtschaftli-
che Fragen als auch rechtliche Pro-
bleme des Auslandsgeschäfts ange-
sprochen. Den Schwerpunkt der
rechtlichen Überlegungen bilden
Fragen des Internetrechts, der
Vertragsgestaltung im Auslandsge-
schäft (mit gesonderten Abschnit-
ten über Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen und Rechtswahlverein-
barungen), der Zahlungssicherung
sowie des Transportrechts. Kauf-
männisch-betriebswirtschaftliche
Aspekte werden vor allem im ein-
führenden Kapitel, in dem es um die
Entwicklung rational begründeter
Unternehmensstrategien des Aus-
landsengagements geht, sowie in ei-
nem sehr nützlichen Abschnitt über
„Interkulturelles Management und
Vertragsverhandlung“ berücksich-
tigt. Für den Praktiker des Außen-
handels hilfreich ist ferner das ab-
schließende neunte Kapitel, in dem
die Autoren eine Liste höchst infor-
mativer Internetadressen nationaler
wie supranationaler Organisationen
zusammengestellt haben.

Die in diesem Buch angesproche-
nen Fragen sind üblicherweise
Gegenstand dickleibiger, meist nur
dem Spezialisten zugänglicher
Handbücher und Kommentare. In

gangen sind: Es gelingt ihnen, den
Leser für Fragen der Internationali-
sierung der Wirtschaft zu interessie-
ren und ihm den „Geist“ des anglo-
amerikanischen Rechts – das grenz-
überschreitende Geschäfte nun ein-
mal zunehmend prägt – nahe zu
bringen.

(Prof. Dr. Peter Kiel, Wismar)

radikaler Beschränkung auf wesent-
liche Grundfragen werden hier die
für die Außenhandelspraxis be-
sonders wichtigen Probleme der
Vertragsgestaltung und -verhand-
lung durchweg verständlich darge-
stellt. Für den Praktiker besonders
interessant sind dabei die vielen
englischsprachigen Beispiele für
nützliche und häufig vorkommende
Vertragsklauseln, deren Wirkungs-
weise sachkundig erläutert wird.
Das Ziel der Autoren, für die
Schwierigkeiten und Risiken grenz-
überschreitender Geschäfte zu sen-
sibilisieren, wird damit voll erreicht.
Allerdings kann und will das Bänd-
chen die vertiefte Beschäftigung mit
weiterführender Literatur nicht er-
setzen; insoweit ist der Leser jedoch
auf seine eigene Literaturrecherche
angewiesen, da er entsprechende
Literaturangaben – wenn man von
den oben bereits angesprochenen
Internetadressen absieht – vergeb-
lich sucht. Der praktische Nutzen
des Werkes würde ferner durch Ab-
druck eines (englischsprachigen)
Vertragsmusters noch weiter erhöht
werden. Kritisch angemerkt sei,
dass die Gliederung des Buches
nicht voll zu überzeugen vermag. So
werden insbesondere zusammenge-
hörige Rechtsfragen der Vertrags-
gestaltung in den Kapiteln 3, 5 und 6
durch die Überlegungen zum inter-
kulturellen Management (Kapitel
4) etwas willkürlich unterbrochen.
Bei der Darstellung des Internet-
rechts vermisst man naheliegende
Überlegungen zum Recht des un-
lauteren Wettbewerbs und zum ge-
werblichen Rechtsschutz, das inter-
nationale Verbraucherschutzrecht
wird mehr als stiefmütterlich in zwei
Absätzen abgehandelt (und hätte so
lieber ganz wegfallen sollen), beim
Transportrecht (Kapitel 8) steht un-
verständlicher Weise das Problem
der ordnungsgemäßen Verpackung
des Transportgutes ganz und gar im
Vordergrund. Störend wirkt es fer-
ner, wenn im Jahr 2001 der EG-Ver-
trag noch immer mit der alten Arti-
kel-Nummerierung zitiert wird. All
dies mindert aber den praktischen
Ertrag der Lektüre des Bandes
nicht, dem auf jeder Seite anzumer-
ken ist, dass die Autoren durch eine
gute rechtsvergleichende Schule ge-
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Praxisprobleme des
Auslandsgeschäfts

Internationale Geschäfte vorbereiten
und verhandeln
Ein Leitfaden für Praktiker
Von Prof. Dr. Achim Albrecht und
Prof. Dr. Andreas Müglich, 1. Aufl. 2001,
112 Seiten, DM 40,10, ISBN 3-89817-125-6,
Schriftenreihe Außenwirtschaftliche Praxis,
Bundesanzeiger Verlagsges.mbH., Köln

Internationales
Zivilprozeßrecht

Geimer
Internationales Zivilprozeßrecht
4. neubearbeitete Auflage, Verlag Dr. Otto Schmidt
Köln, 2001, ISBN 3-504-47066-6, 1270 Seiten,
DM 336,–

Recht haben und Recht bekommen
ist bekanntlich zweierlei. Neben der
Vertragsgestaltung im Auslandsge-
schäft spielt daher stets auch die
Komponente der Forderungsdurch-
setzung im Ausland eine wichtige
Rolle. Ist dies nur streitig möglich,
kommt der Weg über die ordentli-
che Gerichtsbarkeit oder aber über
Schiedsverfahren in Frage. Das neu
aufgelegte Werk von Geimer leistet
für alle Fragen des internationalen
Prozessrechts – auf von diesem Au-
tor bereits gewohnte Weise – vor-
zügliche und detailreiche Hilfestel-
lung. Neben den Fragen der Ge-
richtsbarkeit, der internationalen
Zuständigkeit und des Verfahrens-
rechts befasst sich das Werk auch
mit der wichtigen Problematik der
Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Entscheidungen in
Deutschland sowie mit dem interna-
tionalen Zwangsvollstreckungs- und
Insolvenzrecht. Neueste Rechtsset-
zungen durch EG-Verordnungen
sind bereits eingearbeitet und im
Anhang des Buches abgedruckt. Al-
les in allem liegt der Praxis mit dem
neuen Geimer ein ausgezeichnetes
Arbeitsmittel vor.

(Prof. Dr. G. v. Bernstorff)
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Termine

Januar 2002

Thema Termin/Ort Veran-
stalter
(s. rechts)

Januar

AW-Prax-Seminar: Warenursprung- und Präferenzrecht 22., Köln BAnz.
Die Reform des Versandverfahrens und die Auswirkungen
in der Praxis 23., Bonn IFS
FALEX-Kurs XVII 28. 01.–01. 02.,

25. 02.–01. 03.,
18. 03.–22. 03.,
22. 04.–26. 04.,
Limburger Hof IFAA

Update-Seminar Zoll 29., Münster AWA
Update-Seminar Zoll 30., Münster AWA

Februar

Expert-Seminar Zoll 4.–8., Münster AWA
Grundlagen und Praxis der Zollabwicklung bei der Ein- und 11. 02.–15. 02.,
Ausfuhr von Waren (dreiwöchig) 11. 03.–15. 03.,

08. 04.–12. 04.,
Bremen DAV

Start Up-Seminar Zoll 13.–15., Münster AWA
Der Ausfuhrverantwortliche 14., Bonn bsbb
Basis-Seminar Verbrauchsteuern
(Schwerpunkt: Mineralölsteuern) 18.–21., Münster AWA
Einführung in das Zollwesen 18.–22., Wuppertal TAW
Basis-Seminar Exportkontrolle 19.–20., Wien AWA
Umgang mit der Ausfuhrliste für Praktiker 20., Frankfurt IFS
Neuerungen im US-Exportkontrollrecht 21., Frankfurt IFS
Update-Seminar Exportkontrolle (Neuerungen in Gesetz-
gebung und Verwaltungspraxis) 21., Wien AWA
US-Reexportrecht (Grundlagen und Neuerungen) 22., Wien AWA
Exportkontrollrecht-Intensiv-Lehrgang 25. 2.–1. 3., Mainz IFS
Einfuhrpapiere richtig ausfüllen 25., Goslar AWA
Ausfuhrpapiere richtig ausfüllen 26., Goslar AWA
Zolltarifierung von elektrischen und elektronischen Waren –
Teil 1 26., Frankfurt IFS
EU-Ausfuhrerstattungsrecht für Unternehmen der
deutschen Agrarwirtschaft 26.–28., Bremen DAV

März

Aktuelles im Zollrecht und zur praktischen Zollabfertigung 1., Altdorf TAW
Basis-Seminar Warenursprung und Präferenzen 4.–6., Goslar AWA
Die Importzollabwicklung mit ATLAS 5., Bremen DAV
Expert-Seminar Zoll (Aufbau-Seminar und Teil 2 zum
Basis-Seminar) 6.–8., Goslar AWA
Abwicklung von Exportaufträgen
(insbesondere Dokumentenakkreditiv) 6.–7., Bremen DAV
Basis-Seminar Zoll 11.–15., Münster AWA
Das Carnet ATA und andere Exportbegleitpapiere 18., Wuppertal TAW
Der richtige Umgang mit dem Kriegswaffenkontrollgesetz 18.–19., Bonn bsbb
15. FALEX-follow-up 21.–22.,

Limburger Hof IFAA

Seminarhinweise
Einzelheiten zu den vorgenannten Seminaren erfahren Sie
bei den entsprechenden Veranstaltern:

AWA – Außenwirtschafts-Akademie Münster GmbH
Tel.: (02 51) 79 43 41 · Fax: (02 51) 79 43 19
E-Mail: info@awa-muenster.de
Internet: http://www.awa-muenster.de

BAnz. – Bundesanzeiger Verlag
Tel.: (02 21) 9 76 68-281 · Fax: (02 21) 9 76 68-288
E-Mail: vertrieb@bundesanzeiger.de
Internet: http://www.bundesanzeiger.de

bsbb – beta seminare bonn berlin
Tel.: (02 28) 919 37-37-38-39 · Fax: (02 28) 25 05 35
E-Mail: info@bsbb.de · Internet: http://www.bsbb.de

DAV – Deutsche Außenhandels- und Verkehrs-Akademie
Tel.: (04 21) 3 60 84-0 · Fax: (04 21) 32 54 31
E-Mail: Seminare@DAV.Uni-Bremen.de
Internet: http://www.dav.uni-bremen.de

dib, Deutsches Institut für Betriebswirtschaft e. V.
Tel.: (0 69) 9 71 65-13 · Fax: (0 69) 9 71 65-25
E-Mail: dib-info@dib-ev.de
Internet: http://www.dib-ev.de

EA – Export-Akademie Baden-Württemberg SEFEX
Tel.: (0 71 21) 271-722 · Fax: (0 71 21) 271-723
E-Mail: margarete.wallmersperger@fh-reutlingen.de
Internet: http://www.ea.fh-reutlingen.de

EURO Zoll Kolleg – Dr. Susanne Schröder
Tel.: (0 40) 760 71 73 · Fax: (0 40) 760 97 48
E-Mail: Dr.Susanne-Schroeder@t-online.de

IFAA/FALEX – Institut zur Förderung von Auslands-
geschäften und Auslandsprojekten e. V.
bei der FH Worms,
Tel.: (0 67 32) 10 85 · Fax: (0 67 32) 81 55

IFS – Internationales Fachinstitut
für Steuer- und Wirtschaftsrecht e.V.
Tel.: (06 11) 44 24 64 · Fax: (06 11) 4 70 48
E-Mail: Info@IFS-info.de · Internet: http://www.IFS-info.de

TAW – Technische Akademie Wuppertal e. V.
Tel.: (02 02) 74 95-0 · Fax: (02 02) 74 95-216
E-Mail: taw@taw.de · Internet: http://www.taw.de

ZAK – Zoll- und Außenwirtschaftsseminare Köln GmbH
Tel.: (02 21) 35 27 63 · Fax: (02 21) 25 28 65
E-Mail: info@zak-koeln.de
Internet: http://www.zollseminare.de

Z-NET GmbH
Tel.: (0 61 46) 60 07 80 · Fax: (0 61 46) 60 07 81
E-Mail: info@Z-NET-gmbh.de
Internet: http://www.Z-NET-gmbh.de

Vorschau
Beiträge · Aufsätze · Berichte

Entwicklung der Rüstungsexporte
Electronic Commerce in China
Internationale Ausschreibungen
Nichtkommerzialität bei der Einfuhr

Entscheidungsfristen im Zollrecht · NCTS in 22 Staaten
Neuregelungen des Versandrechts
Warenverkehr mit den Kanarischen Inseln
Kontrollen durch die Europäische Kommission

RechtsprechungsReport

Gewinnbringende Reimporte (EuGH)
Vertragsschluss bei Internetauktion (BGH)

AGB und UN-Kaufrecht (BGH) · Türkische Fernseher (EuG)
Verjährungs- und Haftungsbeschränkungen (BGH)
Erteilung von Spontanauskünften (BFH)

Aus- und Weiterbildung

Arbeitsteilige Produktion
Grundlagen des Versandverfahrens
Optimierung des Zollwerts


